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�Die Perspektive sehen wir nach wie vor
darin, daß zunächst in Schleswig-Holstein

und später auch darüber hinaus sich weitere
Gruppen finden, mit denen wir nicht nur das
Ziel, sondern vor allem auch die Arbeitsweise
gemeinsam haben. Mit ihnen werden wir eine

revolutionäre Organisation bilden. Diese
wiederum wird gemeinsam mit anderen

Organisationen hoffentlich rechtzeitig in der
Lage sein, die Frage Sozialismus oder

Barbarei endlich auch in der BRD positiv zu
entscheiden. Dies ist ein langwieriger und
schwieriger Weg, aber einen anderen gibt es

nach unserer Überzeugung nicht.�

AKAW, Rundbrief 10, Oktober 1988
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Vorwort
Zum dritten Mal seit der Gründung 1989 legte AVANTI � Projekt un-

dogmatische Linke im Jahr 1999 ein Grundsatzpapier vor, das wir 2004
zuletzt gründlich überarbeitet und aktualisiert hatten. Die aktuelle Auf-
lage enthält demgegenüber nur kleinere Veränderungen in der Einlei-
tung und nimmt die Anfang 2006 beschlossene Umbennung der ehe-
maligen �Leitung� in �Strategiekomitee� auf.
Das Grundsatzpapier ist das Ergebnis einer ausführlichen Diskussi-

on über die Grundlagen unserer politischen Arbeit, die wir in unseren
(derzeit sechs) Ortsgruppen geführt haben. Der Text soll politisch In-
teressierten einen Überblick über unsere grundlegenden Standpunkte
ermöglichen.
Nach einem kurzen Rückblick auf die Geschichte unserer Organisati-

on (Abschnitt 1) folgt in kurzen Schlaglichtern eine Betrachtung der
politischen Situation der Gegenwart (Abschnitt 2.1). Aus dieser Be-
trachtung entwickeln wir unsere Kritik des gegenwärtigen Gesell-
schaftssystems (Abschnitt 2.2) und gehen auf das gesellschaftliche
Kräfteverhältnis ein (Abschnitt 2.3). Danach beschäftigen wir uns mit
der sozialistischen und kommunistischen Bewegung sowie den neuen
sozialen Bewegungen � also mit jenen Kräften, aus denen eine gesell-
schaftliche Gegenmacht erwachsen kann und denen wir uns zugehörig
fühlen (Abschnitt 3). Einen breiten Raum nimmt unser Verständnis der
sozialistischen Utopie ein (Abschnitt 4). Ebenfalls geben wir darüber
Auskunft, welche strategischen Ziele wir uns zur grundlegenden Verän-
derung der bestehenden Verhältnisse gesteckt haben (Abschnitt 5)
und nehmen schließlich Stellung zur Rolle revolutionärer Organisatio-
nen bei dieser Veränderung und zu den dafür notwendigen Organisati-
onsstrukturen (Abschnitt 6). Diese Überlegungen � das sei an dieser
Stelle betont � sind nicht Ergebnis rein theoretischer Diskussionen,
sondern haben sich in unserer langen politischen Praxis herausgebil-
det und bewährt.
Einige LeserInnen werden möglicherweise genauere Ausführungen

zu unserer praktischen Politik und unseren Einschätzungen bezüglich
der konkret geführten gesellschaftlichen Kämpfe vermissen. Hierzu
verweisen wir auf unsere Publikationen, die auch auf unserer Homepa-
ge www.avanti-projekt.de dokumentiert sind.
Mit diesem Grundsatzpapier machen wir unsere Überlegungen öf-

fentlich zugänglich und überprüfbar. Wir hoffen, dass unsere Stand-
punkte Euch ansprechen, für unsere Politik interessieren oder gar zur
Mitarbeit anregen. Ebenso dankbar sind wir aber auch für kritische An-
merkungen, an denen wir unsere Sichtweisen überprüfen können. Kon-
takt zu AVANTI bekommt Ihr über die auf Seite 88 angegebenen Adres-
sen oder per E-Mail an info@avanti-projekt.de

AVANTI � Projekt undogmatische Linke, Mai 2007
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I. Einleitung
Unsere Überzeugung war und ist, dass die heutige Gesellschaft

revolutionär verändert werdenmuss und dass die hierfür notwendi-
ge gesellschaftliche Gegenmacht nicht allein aus spontanen Bewe-
gungen bestehen kann, sondern die Beteiligung revolutionärer Or-
ganisationen braucht. Auch wenn das Ziel einer grundsätzlichen
Gesellschaftsveränderung noch in weiter Ferne scheint, ist es unse-
re Aufgabe, heute mit der Organisierung von RevolutionärInnen zu
beginnen, um die Voraussetzungen hierfür zu schaffen.
Auf der Grundlage dieser Überzeugung entstand vor mehr als 15

Jahren, im Oktober 1989, aus dem Zusammenschluss der Autono-
men Gruppe Kiel mit dem Lübecker Arbeitskreis antiimperialisti-
scher Widerstand (AKAW) die � zunächst noch sehr kleine � Organi-
sation AVANTI � Projekt undogmatische Linke.
Unsere Wurzeln liegen in der autonomen Bewegung, dennoch

trifft das Etikett �Autonome� schon lange nicht mehr auf uns zu.
Denn wir lehnen nicht nur die häufig anzutreffende Unverbindlich-
keit und Organisationsfeindlichkeit ab, sondern haben uns auch
von einem Politikstil verabschiedet, der sich fast ausschließlich auf
eine kleine politische und/oder subkulturelle Szene bezieht und
dazu neigt, denTrennungsstrich zumGegner vor den eigenen Füßen
zu ziehen. Nicht zuletzt dadurch ist es uns gelungen, weitere Ge-
nossInnen aus anderen politischen und sozialen Strömungen für
AVANTI zu gewinnen.
Bei dem Entschluss uns zu organisieren, konnten uns die ver-

schiedenen kommunistischen Parteien und Gruppierungen eben-
falls kein Vorbild sein. Wir wollen keine zentralistische Organisati-
on mit ausgeprägten Hierarchien, keinen orthodox erstarrten � und
damit falsch verstandenen � Marxismus. Unsere Organisation soll
von der Basis her aufgebaut werden und ihren MitstreiterInnen, ih-
ren Gruppen vor Ort und ihren überörtlichen Arbeitsgruppen größt-
mögliche Autonomie gewährleisten, aber zugleich ein Handeln auf
gemeinsamer Grundlage ermöglichen.
Im Vordergrund stand und steht für uns stets die praktische poli-

tische Arbeit vor Ort. So haben wir in unseren Orten eine gefestigte
und wichtige Rolle innerhalb der Linken und es ist uns � im Bündnis
mit anderen Gruppen und Organisationen � immer wieder gelun-
gen, mit Aktivitäten und Kampagnen weit über die Szene hinaus zu
wirken. In den Bereichen Antifaschismus, Antirassismus und Anti-
AKW-Arbeit verfügen wir über jahrzehntelange Erfahrungen. In der
Antikriegsbewegung und der Bewegung gegen die kapitalistische
Globalisierung konnten wir in den letzten Jahren wichtige Erfahrun-
gen machen und erste Erfolge verbuchen. Unter antikapitalis-
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tischen Vorzeichen beteiligen wir uns zudem aktiv und wahrnehm-
bar an den Kämpfen gegen den Abbau von sozialen und demo-
kratischen Rechten und gegen Ideologie und Praxis des Neolibera-
lismus.
Dabei waren und sind wir bemüht, im Hier und Jetzt Errungen-

schaften zu verteidigen und Erfolge zu erstreiten, anstatt mit einer
nur radikal klingenden Propaganda die Veränderung der gesell-
schaftlichen Realität auf eine ferne, ungewisse Zukunft (�nach der
Revolution�) zu vertagen. Wir sehen zwischen revolutionärer Ziel-
setzung und dem Kampf für konkrete Teilforderungen keinen
grundlegenden Widerspruch. Im Gegenteil: Nur durch eine offensi-
ve Beteiligung an politischen Tageskämpfen kann revolutionäre Po-
litik an Glaubwürdigkeit und Stärke gewinnen.
Unsere Versuche, eine über Schleswig-Holstein hinausgehende

Organisierung voranzutreiben, uns also mit Gruppen in anderen
Bundesländern zusammenzuschließen, waren auch von Rückschlä-
gen begleitet. So scheiterte die FELS-Initiative, bei der 1993/94 ins-
gesamt zehn Gruppen debattierten, um eine bundesweite Organi-
sation zu schaffen, an letztlich unüberbrückbarenWidersprüchen in
Organisationsvorstellungen und Gesellschaftsanalyse.
Auch unser Zusammenschluss mit der Bremer Gruppe LEGO im

Jahr 1996 währte nur knapp zwei Jahre, in denen wir gemeinsam
unter dem Namen �Levanti� aufgetreten sind. Zu den Gründen für
das Scheitern dieses Versuchs verweisen wir auf unsere separate
Stellungnahme (www.avanti-projekt.de/levanti.html).
Das Ziel der Organisierung haben wir jedoch nicht aus den Augen

verloren. Was im großen Rahmen � zunächst � misslang, gelang auf
regionaler Ebene umso besser. Hier haben wir unsere Strukturen
erfolgreich festigen und ausbauen können. Inzwischen gibt es Orts-
gruppen in Kiel, Lübeck, Norderstedt, Flensburg, Hamburg und
Hannover. Die 1998 aufgenommene Avanti-Gruppe in Bad Oldesloe
löste sich zu unserem Bedauern 2001 wieder auf. Geblieben sind
jedoch � genau wie bei den anderen Organisierungsprojekten, die
nicht von Dauer waren � wichtige politische Erfahrungen, persönli-
che Kontakte und zum Teil die Fortsetzung der Zusammenarbeit in
AVANTI an einem anderen Ort. Insbesondere mit dem Aufbau von
Avanti-Hamburg ab 2000 und der Aufnahme von Avanti-Hannover
(vormals Antifa 3000) im Oktober 2005 sind wir unserem Etappen-
ziel, in Norddeutschland aktions- und interventionsfähig zu wer-
den, ein gutes Stück näher gekommen.
Mit derMobilisierung gegen den EU-Gipfel in Kopenhagen im Jahr

2002 begann für AVANTI eine neue Phase, in der wir uns nicht mehr
allein auf regionale Aktivitäten konzentrierten, sondern an bundes-
weiten und internationalen Projekten aktiv und vorantreibend teil-
nahmen. Gegenwärtig zeigt sich dies in unserer Beteiligung an der
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Kampagne �NS-Verherrlichung stoppen� und in der Mobilisierung
gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm. Durch die Mitarbeit im bun-
desweiten Netzwerk der �Interventionistischen Linken� ist AVANTI
inzwischen auch wieder Teil eines Diskussions- und Praxiszusam-
menhangs, der sich die Organisierung der undogmatischen Strö-
mung in der radikalen Linken zum Ziel gesetzt hat.
Erfolgreich waren wir auch bei einer unauffälligeren, aber nicht

minder wichtigen Aufgabe, nämlich der Integration neuer politi-
scher �Generationen� in unseren Zusammenhang. Schon vor fünf-
zehn Jahren war einer unserer wichtigsten Kritikpunkte an der auto-
nomen Bewegung, dass immer wieder erfahrene GenossInnen nach
Jahren des Kampfes aufgaben, während die �Jungen� neue Grup-
pen bildeten und die Fehler der �Alten� wiederholten, anstatt auf
deren Erfahrungen aufzubauen bzw. aufbauen zu können.
Heute sind bei AVANTI sowohl politisch Unerfahrenere als auch

solche Menschen aktiv, die seit mehreren Jahrzehnten politische
Arbeit leisten. Das Spannungsfeld zwischen der Weitergabe von Er-
fahrungen und erarbeiteter Grundlagen einerseits, der Aufnahme
von neuen Impulsen und den notwendigerweise anderen Sichtwei-
sen unerfahrenerer GenossInnen andererseits, wirft natürlich auch
Probleme auf, jedoch überwiegen die positiven Effekte bei weitem.
Letztlich handelt es sich bei der Fähigkeit zur Integration neuer
bzw. jungerMitstreiterInnen um eine Überlebensfrage für jede poli-
tische Organisation � wir geben ihr daher besonderes Gewicht.
Unser 1989, kurz vor dem Zusammenbruch des Real Existieren-

den Sozialismus1 , erschienenes erstes Grundsatzpapier (�AVANTI-
Buch�) ist zwar in seinen Grundsätzen nach wie vor gültig, aber ins-
gesamt veraltet. Die 1997 gemeinsam mit LEGO erstellte Broschüre
(�LEVANTI � ... denn allein machen sie dich ein!�) ist schon deswe-
gen von beschränktem Gebrauchswert, weil es sich um ein Kompro-
misspapier handelt, das von demBemühen um Einigung geprägt ist
und gerade dadurch an inhaltlicher Trennschärfe verloren hat. 1999
war es also höchste Zeit, dass AVANTI seine Grundlagen erneut ei-
ner interessierten Öffentlichkeit zugänglich machte und damit eine
kritische Prüfung und Diskussion ermöglichte. Nachdem die erste
Auflage restlos vergriffen war, legten wir im Mai 2004 eine überar-
beitete und aktualisierte Fassung unseres Grundsatzpapiers vor.
Mit der aktuellen Auflage haben wir erneut Veränderungen am

Grundsatzpapier vorgenommen. Neben einer Aktualisierung des
Vorwortes und dieser Einleitung beschränken sich die Änderungen
auf die Ersetzung der Bezeichnung �überörtliche Leitung� durch

1 Wir übernehmen aus pragmatischen Gründen die damalige Selbst-
bezeichnung der nicht-kapitalistischen Staaten sowjetischer Prägung.
Zu unserer Einschätzung vgl. Abschnitt 4.
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�Strategiekomitee�. Die Gründe hierfür sind im Kapitel VI.2 �Struk-
turen� erläutert. Eine Fortschreibung der politischen Analyse muss
leider noch bis zur nächsten Auflage warten.
Was bedeutet heute noch �revolutionäre Organisierung�, was

verstehen wir unter dem verstaubt erscheinenden Begriff �Sozialis-
mus�? Und welche Schlussfolgerungen für unsere praktische Poli-
tik ziehen wir aus unseren theoretischen Positionen? Auf diese Fra-
gen können alle, die mit uns im politischen Alltag in Berührung
kommen, mit Recht eine Antwort erwarten.
Dabei müssen wir eingestehen, dass auch uns Begriffe wie �Re-

volution� oder �Sozialismus� oft viel zu groß und irgendwie pathe-
tisch vorkommen � angesichts der Schwäche der radikalen Linken
in der BRD und einer neoliberalen Ideologieoffensive, die jede Vor-
stellung von Gesellschaftsveränderung in Richtung auf mehr sozia-
le Gerechtigkeit als �rückwärts gewandt� oder �nicht mehr zeitge-
mäß� denunziert und Sozialabbau und reaktionäre Entwicklungen
als �Reformen� und als �modern� verkauft.
Dennoch scheuen wir uns nicht, unsere Utopien und Gegenent-

würfe zu diskutieren, zu entwickeln und öffentlich zu vertreten. Die
herrschende Gesellschaftsordnung erscheint zwar vielen Men-
schen zur Zeit übermächtig und ohne Alternative. Der Kapitalismus
hat jedoch keine Antworten auf die grundlegenden Fragen der
Menschheit anzubieten, stattdessen produziert er immer weiter
Hunger, Elend, Krieg, Umwelt zerstörung, Sinnentleerung � deshalb
kann und muss er aktiv überwunden werden.
Die grundlegenden Prinzipien, die nach unserer Überzeugung

eine sozialistische Gesellschaft auszeichnen müssen, haben wir in
diesem Papier dargelegt. Fertige Antworten � sofern es sie denn
überhaupt gibt �, wie eine neue Gesellschaft organisiert werden
muss und wie derWeg dorthin aussieht, haben wir jedoch nicht. Als
kleine Organisation sehen wir uns auch nicht in der Position, solche
Antworten bereits zum jetzigen Zeitpunkt im Detail zu entwickeln.
Unser Schwerpunkt liegt auf der politischen Praxis und den dafür
notwendigen theoretischen Grundlagen. Indem wir uns derzeit
nicht auf die Ausarbeitung detaillierter Gesellschaftsmodelle kon-
zentrieren, zeigen wir auch unser Vertrauen in die Kreativität von
revolutionären Bewegungen, die sich die Strukturen und Theorien
schaffen, die sie für ihre Aufgabe benötigen. Diesen lebendigen
Prozess wollen wir vorantreiben � ihn aber als Organisation vor-
wegzunehmen oder gar ersetzen zu wollen, gehört gerade zu den
Grundfehlern vieler traditionell-kommunistischer Organisationen.
Entsprechend unserem Anspruch, undogmatisch zu arbeiten �

uns also die Fähigkeit zu erhalten, einmal gewonnene Einschätzun-
gen und Grundlagen immer wieder an der Realität und der Kritik
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anderer zu überprüfen und gegebenenfalls zu ändern � wird das
jetzt vorgelegte Papier mit Sicherheit nicht das letzte bleiben. Es
entspricht jedoch dem augenblicklichen Stand unserer Diskussion
und ist unsere Arbeitsgrundlage für die nächsten Jahre.

Einleitung
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II. Kritik der herrschenden
Gesellschaftsordnung

1 Die Welt, in der wir leben �
eine Bestandsaufnahme

Am Beginn des 21. Jahrhunderts ist die Welt mehr als je zuvor
durch krasse Widersprüche geprägt. Während auf der einen Seite
Hunger und Elend in weiten Teilen der Welt immer mehr zunehmen,
während auch in den reichen Industriestaaten immer mehr Men-
schen ins soziale Abseits gedrängt werden, nimmt auf der anderen
Seite der protzige ReichtumWeniger ebenfalls zu. Während techni-
sche Höchstleitungen erbracht werden, die es ermöglichen, immer
mehr Güter mit immer wenigermenschlicher Arbeit herzustellen, ist
das paradoxe Ergebnis, dass immer mehr Menschen für die Kapital-
verwertung überflüssig werden, gesellschaftlich ausgeschlossen
werden und verarmen, obwohl doch die materiellen Möglichkeiten
für einen allgemeinen Wohlstand längst existieren.
Mit dem Zusammenbruch des Real Existierenden Sozialismus hat

der Kapitalismus als vorläufiger Sieger der Systemauseinanderset-
zung fast den gesamten Erdball unter seine Kontrolle gebracht.
Jetzt wird besonders deutlich, wie wenig die kapitalistisch organi-
sierte Weltordnung zur Lösung der drängenden Probleme der
Menschheit anzubieten hat.

Armut und Elend im globalen Maßstab

Durch Hunger, Unterernährung undmangelndemedizinische Ver-
sorgung sterben weltweit täglich fast 40.000 Kinder einen vermeid-
baren Tod. 1,3 Milliarden Menschen, d.h. über einem Fünftel der
Menschheit, steht nicht dauerhaft sauberes Trinkwasser zur Verfü-
gung. Die westlichen Industrienationen verbrauchen über 80% der
weltweiten Energieressourcen. In Afrika entvölkert die Immun-
schwächekrankheit AIDS gesamte Regionen. In den Industrienatio-
nen entwickelte Medikamente kommen nicht zum Einsatz, weil die
pharmazeutische Industrie durch Patente und Klagen dafür sorgt,
dass diese nicht zum Einsatz kommen dürfen.
Das menschenverachtende Gesicht des Kapitalismus � Profitma-

ximierung vorMenschenleben �wird hierbei besonders deutlich, da
eine sinnvolle Behandlung nur durch das Profitstreben westlicher
Unternehmen verhindert wird. Medizinische Forschung wird haupt-
sächlich gefördert, wenn sie Profit verspricht. Krankheiten, die nur

Kritik der herrschenden Gesellschaftsordnung
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in sog. Entwicklungsländern auftreten, werden daher kaum er-
forscht.
Die koloniale Ausbeutung geht auch Jahrzehnte nach der Unab-

hängigkeit der meisten Staaten des Südens weiter. �Entwicklungs-
hilfe� � ohnehin vielfach nur eine Form der Exportförderung � gibt
nur einen kleinen Teil dessen zurück, was ständig an Zinsenlast für
Kredite oder durch ungleiche Austauschverhältnisse von den armen
in die reichen Länder fließt. Die immense Verschuldung erdrosselt
die Ökonomien vieler sog. Entwicklungsländer; die meisten der
durch die Auflösung der Sowjetunion entstandenen Staaten sehen
sich in eine ähnliche Situation der Verarmung gestellt. Die Verschul-
dung führt in die Abhängigkeit von Institutionen wie der Weltbank
und des Internationalen Währungsfonds (IWF), die Umschuldungs-
maßnahmen und neue Kredite an neoliberale Auflagen in der Sozi-
al- und Wirtschaftspolitik knüpfen. Den betroffenen Ländern hilft
dies wenig, am wenigsten den Armen, deren Existenz durch die
Streichung von Sozialausgaben wie etwa der Subventionierung von
Grundnahrungsmittel immer unsicherer wird. Die GewinnerInnen
sind � neben der kleinen Schicht häufig korrupter einheimischer Eli-
ten � in erster Linie die multinationalen Konzerne, denen der Zu-
gang zu Märkten und Arbeitskräftereservoirs immer weiter erleich-
tert wird.
Ganz im Gegensatz zum allgemeinen Loblied auf den freien Ver-

kehr von Waren, Dienstleistungen und Kapital, schotten sich die
meisten Industrieländer gegen viele Importprodukte aus den Län-
dern des Südens ab. Wenn es darum geht, �eigene� Industrien vor
unliebsamer Konkurrenz zu schützen, nehmen es die PredigerInnen
des Neoliberalismus mit ihrer eigenen Ideologie nicht so genau.
Diese Tatsache sollte aber nicht zu dem Trugschluss verleiten, das
Problem mit dem freien Handel bestünde darin, dass er noch nicht
frei genug sei und die globale Gerechtigkeit scheitere vor allem an
den fehlenden Exportchancen der so genannten Entwicklungslän-
der. Der freie Markt beseitigt keine ökonomischen und sozialen Un-
gleichheiten, sondern er schafft und verschärft sie.
Die kapitalistische Globalisierung hat aber auch ihren Widerpart

hervorgebracht: Das Ziel einer anderen, gerechteren Welt führt
Menschen aus vielen Ländern, von allen Kontinenten in einer globa-
len Bewegung zusammen. Sie haben erkannt, dass Globalisierung
unter kapitalistischen Vorzeichen keinen allgemeinen Wohlstand
bringt, sondern eine Verschärfung von Ausbeutung und Armut, dass
sie keinen Frieden bringt, sondern mit Krieg einhergeht und dass
sie die Welt nicht wirklich zusammenführt, sondern spaltet. Dage-
gen entwickeln sie gemeinsam Widerstand. In diesem Prozess der
�Globalisierung von unten� liegt heute ein großer Teil der Hoffnung
auf ein Ende der Ausbeutung und Unterdrückung im globalen Maß-
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stab, das nur durch ein Ende kapitalistischen Wirtschaftens über-
haupt möglich ist.

Ausbeutung und soziale
Ungleichheit in den reichen Industriestaaten

Doch Ausbeutung findet nicht nur im globalen Maßstab statt.
Trotz des in den reichen Industrieländern produzierten immensen
Reichtums geht auch hier die Schere zwischen Besitzenden und Ar-
men immer weiter auseinander. Die Ideologie des Neoliberalismus
hat sich weitgehend durchgesetzt, wonach nicht nur die Ökonomie,
sondern auch bisher weitgehend staatlich organisierte Bereiche
wie etwa Bildung und die sozialen Sicherungssysteme unmittelbar
dem Diktat des Marktes unterworfen werden sollen.
Umfangreiche Privatisierungen und einscheidende Kürzungen

der Sozialleistungen stehen immer neuen Steuergeschenken für
große Unternehmen und wohlhabende Privatpersonen gegenüber.
Das Modell der �Sozialen Marktwirtschaft� (die nie so sozial war,
wie sie zu sein vorgab) hat ausgedient. Der Klassenkampf, den viele
schon längst beendet geglaubt haben, wird heute heftiger geführt
denn je � allerdings sehr einseitig als Klassenkampf von oben.
Es handelt sich hierbei nicht um eine kurzfristige Entwicklung,

nicht um das Programm nur einer bürgerlichen Partei und nicht um
die bloße Reaktion auf eine Phase der Rezession. Der grundlegende
ideologische Wandel weg vom �Wohlfahrtsstaat� hin zum neolibe-
ralen Wettbewerbsstaat begann bereits Anfang der 80er Jahre, um
sich mit dem Zusammenbruch des realsozialistischen Staatensy-
stems rapide zu beschleunigen. Tatsächlich markierte der sog.
�Klassenkompromiss� der Wirtschaftswunderjahre eine gerade
einmal zwei Jahrzehnte dauernde Epoche in der Geschichte des Ka-
pitalismus, in der soziale Errungenschaften und Einkommensstei-
gerungen für die lohnabhängig Beschäftigten in den entwickelten
Industriestaaten relativ einfach durchsetzbar waren.
Möglich machte diese besondere Phase des Kapitalismus imWe-

sentlichen das Zusammenspiel zweier Faktoren: Erstens die be-
achtlichen Wachstumsraten und Produktivitätssteigerungen der
Nachkriegsjahre, die einen ausreichenden Spielraum für eine
gleichzeitige Steigerung der Masseneinkommen, der Sozialleistun-
gen und der Profite boten. Und zweitens die Existenz einer nen-
nenswerten Anzahl von nicht-kapitalistischen Staaten, die sich
selbst als Gegenmodell zum Kapitalismus verstanden, und denen
gegenüber sich der kapitalistische Westen als das überlegene Ge-
sellschaftsmodell darstellen musste. So verzichtete das Kapital
teilweise auf Profitanteile, um in der Systemkonkurrenz sozialisti-
sche Vorstellungen nicht als attraktive Alternative erscheinen zu
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lassen. Heute sind beide Faktoren nicht mehr gegeben. Zum einen
können die VertreterInnen des Kapitals die tatsächlich sinkenden
Wachstumsraten als Legitimation für ihre Behauptung benutzen, es
gäbe gar keinen Spielraummehr für Sozialleistungen. Zum anderen
ist der Kapitalismus seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion kei-
ner ernsthaften Systemkonkurrenz mehr ausgesetzt.
Durch die Ideologie der Standortkonkurrenz sollen die Interes-

sensunterschiede von Kapital und Lohnabhängigen verschleiert
werden, indem sie stattdessen vomWettbewerb der Städte, Regio-
nen und Staaten spricht und damit � etwa bei Lohnfragen � die Be-
legschaften ganzer Regionen gegeneinander ausspielt. Beschäfti-
gungsverhältnisse nehmen zu, in denen ArbeiterInnen kein Anrecht
auf soziale Leistungen und Absicherungen haben, in denen es keine
tariflichen Vereinbarungen gibt, in denen Mobilität und Flexibilität
zu Lasten sozialer Bezüge durchgesetzt werden und in denen soli-
darische Vernetzungen schwieriger werden. Individuen werden für
ihre soziale Lage selbst verantwortlich gemacht. Wenn sie arbeits-
los werden, haben sie eben nicht genug �Selbstmanagement� be-
trieben. Wenn sie nicht flexibel genug sind, fallen sie eben aus dem
Arbeitsmarkt heraus.
Wie trügerisch das Vertrauen auf �linke� Regierungen sein kann,

hat die Entwicklung nach dem Regierungsantritt von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen im September 1998 eindrucksvoll gezeigt.
In wenigen Jahren hat Rot-Grün eine massive Verschlechterung der
Situation Arbeitsloser in die Wege geleitet. Mit den so genannten
Hartz-Reformen sollen Langzeitarbeitslose mit Gewalt entweder
aus dem Arbeitsmarkt heraus gedrängt werden (wie vor allem Älte-
re oder Frauen), in die (Schein-)Selbstständigkeit getrieben oder
aber zur Annahme ungesicherter Billigjobs gezwungen werden.
Mit der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe und

den verschärften Zumutbarkeitsregeln werden Millionen von Men-
schen in die Armut gedrängt. Die vollmundigen Ankündigungen,
dass diese Maßnahmen in nur drei Jahren die Arbeitslosenzahlen
halbieren sollten, haben sich längst als reine Wahlkampf-Propa-
ganda entlarvt.
Einen wirklichen Unterschied zwischen den Parteien gibt es in

dieser Frage nicht. Die zusätzlichen Verschärfungen, wie z.B. die
Verlängerung der Arbeitszeit oder die weitere Aushöhlung der Tarif-
autonomie, wie sie die CDU aktuell fordert, dienen vor allem der
Aufrechterhaltung der Illusion, es gäbe bei Wahlen eine tatsächli-
che Auswahl. Tatsächlich haben sich Schröder und Merkel im glei-
chem Maße dem Neoliberalismus und damit dem politischen und
ökonomischen Programm des Kapitals verpflichtet. Die jeweiligen
JuniorpartnerInnen von FDP und Grünen versuchen sich gar darin,
die großen Parteien an Marktradikalität noch zu übertreffen.
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Der offensichtliche Widersinn, die Arbeitslosigkeit durch effekti-
vere Vermittlung und stärkeren Druck auf angeblich unwillige und
unflexible Arbeitslose bekämpfen zu wollen, während doch tat-
sächlich einfach Millionen von Arbeitsplätzen fehlen, liegt in der
verqueren Logik neoliberaler Wirtschaftstheorie. In der schönen
Welt der reinen Marktwirtschaft, wie sie in der Ideologie des Neoli-
beralismus versprochen wird, gibt es nämlich gar keine Arbeitslo-
sigkeit. Angebot und Nachfrage führen auf allen Märkten � eben
auch auf dem Arbeitsmarkt � zu einem Gleichgewicht, das über den
Preis hergestellt wird. Stimmt der Preis, entspricht er dem �Gleich-
gewichtslohn�, dann finden auch alle Arbeit. Wird der Preis �künst-
lich� (z.B. durch Tarifverträge, Arbeitslosengeld usw.) hoch gehal-
ten, ist die Folge Arbeitslosigkeit.
Diese simple Theorie erlaubt es dann, die Arbeitslosen für ihre

Lage selbst verantwortlich zu machen. Sie verlangen eben einen zu
hohen Preis für ihre Arbeitskraft, haben überzogene Vorstellungen
von Arbeitsbedingungen, Anfahrtsweg oder Arbeitszeiten. Wie
hoch der �Gleichgewichtslohn� ist, ob er überhaupt ausreicht, ein
halbwegs menschenwürdiges Leben zu führen, darüber sagt der
Neoliberalismus nichts.
Auf der anderen Seite wird durch die gleiche Theorie das Kapital

aus seiner Verantwortung entlassen. Wenn nicht mehr Jobs ge-
schaffen werden, verhalten sich die Unternehmen schließlich nur
marktkonform. Egal wie viele WirtschaftsprofessorInnen und For-
schungsinstitute diese menschenverachtende Lehre mit wissen-
schaftlichen Weihen ausstatten: Der Neoliberalismus kann seinen
Charakter als Ideologie, die allein den Interessen des Kapitals
dient, nicht verbergen.
Obwohl Arbeit für viele unter kapitalistischen Bedingungen eine

entfremdete Tretmühle bedeutet, eine Situation des Drucks und der
Fremdbestimmung, so bedeutet Arbeit doch gleichzeitig auch ge-
sellschaftliche Teilhabe. Wenn in einer Gesellschaft Millionen dau-
erhaft von der Teilnahme am Produktionsprozess ausgeschlossen
werden, so ist dies nicht ausschließlich ein Problem ihrer materiel-
len Versorgung. Ihnen wird vielmehr signalisiert, dass die Gesell-
schaft sie nicht braucht, dass sie überflüssig sind, aufs Abstellgleis
geschoben werden können. Bei nicht wenigen Betroffenen sind die
Folgen körperliche oder seelische Krankheiten.
Der dauerhafte Ausschluss von Millionen Menschen aus der Pro-

duktion beschneidet auch deren politische Möglichkeiten. Schon
deshalb wird es ihnen schwerfallen, Forderungen nach veränderten
Produktionsweisen, anderen Produkten oder gar der Abschaffung
der Lohnarbeit selbst zu entwickeln. Sicher ist aber, dass die Durch-
setzungsmöglichkeiten der Ausgegrenzten für solche Forderungen
minimal sind. Daher kann sich nach unserer Überzeugung die Linke
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nicht mit der Massenarbeitslosigkeit abfinden oder sie gar für den
Vorboten einer neuen, vom Arbeitszwang befreiten Welt halten.
Letztlich kann aber der Widerspruch zwischen der Arbeit, wie sie

ist und der Arbeit, wie sie sein könnte, nur durch die Aufhebung des
Systems der Lohnarbeit und die Abschaffung des Privateigentums
an Produktionsmitteln gelöst werden, denn die Schritte, die theore-
tisch geeignet wären, um Armut und Arbeitslosigkeit zu bekämpfen
� wie etwa eine radikale Arbeitszeitverkürzung und eine Erhöhung
der Masseneinkommen � müssten durch höhere Besteuerung aus
den immens gewachsenen Unternehmensgewinnen bzw. den priva-
ten Geldvermögen der Reichen bezahlt werden. Eine solche Politik
müsste also durchgesetzt werden gegen die gut organisierten In-
teressen der wirtschaftlich Mächtigen, die in der gegenwärtigen
Phase nicht die geringste Bereitschaft zu irgendwelchen Zuge-
ständnissen zeigen. Angesichts des Fortschreitens der kapitalisti-
schen Globalisierung werden grundlegende Verbesserungen nur
auf globaler, mindestens aber europäischer Ebene zu erstreiten
sein. Nur eine international organisierte Bewegung von unten wird
mit breit angelegten Protest- und Widerstandsaktionen den dafür
nötigen Druck entfalten können. Eine solche Bewegung wird sich
aber weder bilden noch durchsetzen können, wenn sie sich aus-
schließlich eine an den Interessen der Mehrheit orientierte Reform-
politik zum Ziel setzt. Sie wird vielmehr zwangsläufig mit einer Kri-
tik der kapitalistischen Wirtschaftsweise und des Systems der
Lohnarbeit insgesamt verbunden sein müssen.

Neue Weltordnung � neue Kriege

Die �Neue Weltordnung� des siegreichen Kapitalismus hat der
Welt keinen Frieden gebracht. Im Gegenteil: Kriegerische Auseinan-
dersetzungen sind an der Tagesordnung. Immer unverhohlener
melden die wirtschaftlich und militärisch mächtigen Staaten des
Nordens den Anspruch an, die gesamteWelt im Sinne ihrer eigenen
Interessen zu organisieren. Zu dieser jüngsten Phase des Imperia-
lismus gehören auch massive militärische Einsätze gegen nicht ge-
nehme Regionalmächte, die zum Teil vorher über lange Jahre poli-
tisch oder militärisch unterstützt wurden, weil dies den ökonomi-
schen oder machtpolitischen Interessen der kapitalistischen Staa-
ten nützlich erschien. Die Verfolgung Oppositioneller und/oder na-
tionaler Minderheiten war für die imperialistischen Staaten kein
Grund, ihre Unterstützung einzustellen. Mit dem �internationalen
Kampf gegen den Terrorismus�, der nach den Anschlägen vom 11.
September 2001 ausgerufen wurde, entstand eine neue Qualität
dieser Politik, diemilitärischeMittel als vollkommen legitimeMittel
der Außenpolitik ansieht.
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Mit der Beteiligung deutscher Kampfbomber an den Angriffen auf
Jugoslawien gipfelte die schrittweise Militarisierung der deutschen
Außenpolitik in der Führung eines völkerrechts- und grundgesetz-
widrigen � und damit selbst im Sinne der Verfassung strafbaren und
verbrecherischen � Angriffskrieges. Erstmals seit dem Zweiten
Weltkrieg ging von deutschem Boden wieder Krieg aus. Geradezu
zynisch war die propagandistische Pirouette, die zur Rechtferti-
gung des dritten deutschen Waffengangs gegen Serbien im 20.
Jahrhundert benutzt wurde: Gerade weil deutsche Flugzeuge und
Truppen im Zweiten Weltkrieg Terror und Völkermord auf dem Bal-
kan betrieben hatten, sei die Bundeswehr heute berufen �mit Bom-
ben � für die Menschenrechte einzustehen. Die deutsche Beteili-
gung an der NATO-Aggression gegen Jugoslawien rechtfertigten
viele ehemalige Linke bei SPD und Grünen mit einer angeblichen
moralischen Verpflichtung, die ausgerechnet aus der deutschen
Vernichtungspolitik und speziell aus Auschwitz abgeleitet wurde.
Gerade Rot-Grün war maßgeblich daran beteiligt, pazifistische und
antimilitaristische Positionen abzudrängen und die wenigen Prote-
ste zu denunzieren. Die KritikerInnen blieben in der Minderheit.
Bis heute, fünf Jahre nach dem Nato-Überfall, ist es zu keiner Be-

friedung oder gar zu einer dauerhaften politischen Lösung gekom-
men. Von der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen sind deutsche
Truppen nach wie vor im Kosovo stationiert. Ohne die völkisch-na-
tionalistische Politik und die Morde, die von der serbischen Regie-
rung unter Slobodan Milosevic im Wechselspiel mit den terroristi-
schen Aktivitäten der großalbanisch orientierten UCK ins Werk ge-
setzt wurden, zu verteidigen: Den Plan eines systematischen Völ-
kermordes im Kosovo, der immer als moralische Begründung für
den Überfall auf Jugoslawien angeführt wurde, hat es nie gegeben.
Dass der damalige Nato-Einsatz also auf einem Lügenkonstrukt
aufgebaut war, das mindestens ebenso fadenscheinig war wie die
angeblichen Massenvernichtungswaffen im Irak vier Jahre später,
wird in der öffentlichen Debatte nahezu vollständig ausgeblendet.
Der 1999er Krieg hat aber auch deutlich gemacht, dass die NATO-

Staaten ohne die logistische Unterstützung der USA nur bedingt
kriegsfähig sind. Dies gilt insbesondere für die Bundeswehr. Die
Konsequenz daraus ist der beschlossene Umbau der deutschen Ar-
mee von einer �Verteidigungsarmee� zur Interventionsstreitmacht.
Der �internationale Kampf gegen den Terrorismus� wurde dann
zum Anlass genommen, diesen Prozess nochmals zu beschleuni-
gen. Politischer Widerstand hiergegen regt sich außerhalb der ra-
dialen Linken und der bescheidenen Reste der Friedensbewegung
nicht.
Während die Regierung und hohe Militärs in der Öffentlichkeit

weiter alsWahrer der Menschenrechte und desVölkerrechts auftre-

Kritik der herrschenden Gesellschaftsordnung



Seite 20

ten, sprechen interne Planungspapiere schon längst eine andere
Sprache. Auch Deutschland behält sich vor, überall dort zu interve-
nieren, wo es seine politischen und vor allemwirtschaftlichen Inter-
essen erfordern. Zur Zeit ist dies nur eine Option, da die Bundes-
wehr schlicht nicht über die technischen und militärischen Fähig-
keiten verfügt, jüngst aufgelegte gigantische Aufrüstungsprogram-
me werden dieses �Defizit� in den nächsten Jahren beheben.
Zur Zeit finden diese Aufrüstungsprogramme überwiegend im eu-

ropäischen Rahmen statt. Die Schaffung einer �eigenen Sicher-
heits- und Verteidigungsidentität�, mit dem forcierten Aufbau einer
europäischen Eingreiftruppe mit 60.000 SoldatInnen praktisch um-
gesetzt, dient dem Ziel, einen eigenständigen europäischenMacht-
block zu formieren, der unabhängig von den USA militärisch agie-
ren kann. Die unterschiedliche Haltung einiger Staaten des �alten
Europas� im Gegensatz zu den USA und ihren Verbündeten in der
Irak-Frage war nicht einer pazifistischen Haltung, sondern eher die-
ser zunehmenden strategischen Konkurrenz geschuldet.
Der Kosovo-Krieg und die Beteiligung an der Besetzung Afghani-

stans sind nur ein Auftakt für weitere militärische Interventionen
Deutschlands in der Zukunft. Nach dem Ende des Kalten Krieges fin-
det die Bundeswehr ihre neue Aufgabe als mobile Einsatztruppe für
die militärische Durchsetzung der ökonomischen und machtpoliti-
schen Interessen des deutschen Imperialismus. Um Akzeptanz für
diese Politik zu schaffen, betreiben die politisch undmilitärischVer-
antwortlichen der Bundeswehr eine Vielzahl von Maßnahmen zur
Militarisierung gesellschaftlicher Bereiche (z.B. öffentliche Gelöb-
nisse, Bundeswehrstände auf der Buchmesse, Musik- und Sport-
wettbewerbe für Jugendliche sowie Sportförderung). Zu unseren
Zielen gehören deshalb die Auflösung von NATO und Bundeswehr
sowie die Abschaffung aller staatlichen Zwangsdienste.

Der Angriff auf die demokratischen Rechte

Parallel zum Sozialabbau werden die demokratischen Rechte der
Bevölkerung immer weiter eingeschränkt und wird Repression zu-
nehmend die Antwort auf als abweichend definiertes Verhalten.
Der �große Lauschangriff� � mittlerweile in Teilen vom Bundes-

verfassungsgericht als grundgesetzwidrig kassiert � war nur eine
Etappe in dem Prozess der Aushöhlung der klassischen bürgerlich-
liberalen Freiheitsrechte.Weit weniger Beachtung fand z.B. die Ver-
schärfung der Polizeigesetze in mehreren Bundesländern, durch
die u.a. die Vorbeugehaft erleichtert bzw. ermöglicht wurde.
Auch im Bereich der �Inneren Sicherheit� waren die Anschläge

vom 11. September Katalysator für politische Diskussionen, in de-
nen parteiübergreifend bürgerlich-demokratische Grundsätze über
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Bord geworfen und die massive Einschränkung der Freiheitsrechte
propagiert wird: Polizeikontrollen an Bahnhöfen und anderen öf-
fentlichen Orten, flächendeckende Videoüberwachung, die Aufhe-
bung der strikten Trennung von Polizei und Geheimdiensten, die
Forderung nach dem Aufbau einer Nationalgarde nach US-amerika-
nischenVorbild, die Forderung nach Ausweisung oder unbegrenzter
Inhaftierung von vermeintlichen TerroristInnen im bloßen Ver-
dachtsfall, der Einsatz der Bundeswehr im Inneren � es gibt kein
Tabu mehr. Selbst über die Einschränkung des Folterverbots wird
offen diskutiert.
Maßnahmen, die mit der �Inneren Sicherheit� legitimiert werden,

finden � beinahe egal wie einschneidend oder sinnlos sie sind �
mehrheitliche Unterstützung. Damit werden quasi freiwillig Grund-
rechte aufgegeben. So war es z.B. für die meisten deutschen Uni-
versitäten kein Problem, Daten von ausländischen Studierenden an
die Polizei weiterzugeben, obwohl es selbst an der entsprechenden
rechtlichen Grundlage fehlte und sich diese Maßnahme inzwischen
für den angeblichen Zweck, der Aufspürung von �Schläfern�, als
vollständig ergebnislos herausgestellt hat.
Die Bedrohung durch Verbrechenwirdmedial inszeniert und führt

regelmäßig zu der Forderung nach härteren Strafen und verschärf-
ter Kontrolle. Die Reflexion der sozialen Ursachen für Kriminalität �
bzw. dessen, was als Kriminalität definiert wird � findet immer we-
niger statt. Die Berichterstattung konzentriert sich auf einige spek-
takuläre Fälle wie z.B. Mord an Kindern und Verbrechen durch Ju-
gendliche, die so aufbereitet werden, dass in der Bevölkerung ein
Gefühl der Unsicherheit hervorgerufen wird, das oftmals keiner rea-
len Bedrohungssituation entspricht. Verbrechen mit immensen
ökonomischen Auswirkungen wie z.B. Steuerhinterziehung und
Korruption werden in der Öffentlichkeit hingegen deutlich weniger
thematisiert.
Tatsächlich nehmen polizeilich erfasste Gewaltverbrechen zu. Die

bürgerlichen Medien heben aber nicht hervor, dass
� diese Verbrechen nicht �von außen� in die heile Welt von

WohlstandsbürgerInnen einfallen,
� Menschen aus sozial benachteiligten Stadtteilen überpro-

portional häufig Opfer solcher Verbrechen werden,
� das Niveau rassistischer Gewalt anhaltend hoch ist,
� die häusliche Gewalt gegen Frauen wieder ansteigt.

Über den �Verfall der Moral� sollten PolitikerInnen schweigen,
die täglich das Recht des Stärkeren praktizieren und propagieren.
Je weiter die soziale Spaltung zunimmt, je tiefer der Graben zwi-

schen Ausgeschlossenen und Deklassierten auf der einen Seite und
dem verschwenderischen Reichtum auf der anderen Seite wird, de-
sto mehr schotten die Besitzenden ihre Welt ab. Einkaufszentren,
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Bahnhöfe und U-Bahn-Stationen werden zumOperationsgebiet pri-
vater Sicherheitsdienste, die die schöne Scheinwelt des Konsums
für die Zahlungsfähigen gegen BettlerInnen, Obdachlose, Punks
und Junkies verteidigen. An die Stelle des öffentlichen Raumes, der
allen gehört und zugänglich ist, tritt die künstliche Glitzerwelt der
Shoppings-Malls und Einkaufspassagen, in denen für Armut und
Elend kein Raum ist.
Eine liberale Öffentlichkeit, die gegen diese Entwicklung ent-

schiedenen Widerspruch einlegt, existiert immer weniger. Umso
mehr rechnen wir daher den Einsatz für die Verteidigung und den
Ausbau sozialer und demokratischer Rechte zu unseren Aufgaben.

Patriarchale Strukturen

Die Unterdrückung von Frauen durch Männer ist bereits Jahrtau-
sende alt und besteht bis heute fort. Zwar haben die Frauenbewe-
gungen in einigen Ländern Erfolge bei der Bewusstmachung und
Zurückdrängung patriarchaler Strukturen erzielt, dennoch ist das
Patriarchat noch immer eine wesentliche, die Gesellschaft prägen-
de Struktur. Der weitaus größte Teil der Reproduktionsarbeit, also
der Arbeit in Familie und Kindererziehung, wird von Frauen gelei-
stet. Dass diese Arbeit im Gegensatz zur meist männlichen Lohnar-
beit außerhalb des Hauses unbezahlt ist, erscheint in Gesellschaf-
ten, die nahezu alle sozialen Beziehungen über Geld vermitteln,
selbstverständlich.
Dies gilt umso mehr im globalen Maßstab, wo der weitaus größte

Anteil aller Arbeit von Frauen verrichtet wird, sie aber nur einen ver-
schwindend geringen Anteil am Einkommen haben. In der Erwerbs-
arbeit ist die Bezahlung von Frauen weiterhin geringer als die von
Männern, was noch dadurch verstärkt wird, dass die Unterbrechun-
gen in der Erwerbstätigkeit durch Zeiten der Kinderbetreuung die
Erreichung besser bezahlter Positionen und späterer auskömmli-
cher Renten erschweren.
In Zeiten der Krise und des staatlich verordneten Sparzwangs

werden gegenwärtig die Errungenschaften der letzten Jahrzehnte
zurückgedrängt. Frauen werden häufig als Erste entlassen, können
infolge der Verteuerung und des Fehlens von Kindergarten- und
Hortplätzen schwieriger eine Erwerbsarbeit aufnehmen und tragen
einen Großteil der Last der Einschnitte ins soziale Netz, indem z.B.
Pflegeaufgaben wieder in die Familie zurückverwiesen werden. Be-
rufstätige Frauen sind auch die Hauptleidtragenden der immer wei-
ter vorangetriebenen �Liberalisierung� der Ladenöffnungszeiten:
Frauen stellen die überwiegende Mehrheit des Verkaufspersonals
im Einzelhandel. Oft � und mit steigender Tendenz � auf der Basis
geringfügiger, d.h. sozialversicherungsfreier Beschäftigung.
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Festzustellen ist, dass trotz der Erfolge der Frauenbewegungen
die Männer in dem Bereich der Reproduktionsarbeit nicht ausrei-
chend mitgezogen haben. So haben wir heute die Situation, dass
viele Frauen doppelt belastet sind und lernen müssen, mit den ver-
schiedensten gesellschaftlichen Anforderungen zu jonglieren.
Doch Frauen sind nicht nur gesellschaftlich benachteiligt, son-

dern darüber hinaus mit direkt sexistischen Verhaltensweisen von
Männern konfrontiert. Es sind dies nicht nur, die � oft als �Sprüche�
verharmlosten � Anmachen und Belästigungen, sondern auch mas-
sive Gewaltverbrechen in der extremen Form von Vergewaltigun-
gen. Sexualisierte Gewalt und Gewalt in der Familie sind in unserer
Gesellschaft massenhafte Erscheinungen, die noch immer überwie-
gend im Verborgenen stattfinden, verharmlost werden und für die
häufig den Opfern eine Mitschuld zugeschoben wird.
Frauen wird zudem die Selbstbestimmung über ihr Leben und ih-

ren Körper streitig gemacht. Für Frauen aus unterschiedlichen Kul-
turkreisen bedeutet das unterschiedlich tiefe Eingriffe. Diese rei-
chen von einem Abtreibungsverbot2 über Geburtenselektion,
Zwangsterilisation bis hin zu genitaler Verstümmelung.
DesWeiteren gibt es einen Ausbau vorgeburtlicher Kontrollenmit

der Tendenz zur Selektion, also zur Aussonderung bzw. Verhinde-
rung �behinderten� Nachwuchses. Durch die wachsenden Möglich-
keiten der Gen- und Reproduktionstechnologie wird dieser Versuch
der weitgehenden Kontrolle über die Gebärfähigkeit der Frauen
weiter verstärkt.
Auch hier unterscheiden sich die Situationen von Frauen in so ge-

nannten Industrie- und Entwicklungsländern erheblich. Mit stei-
gender ökonomischer Abhängigkeit erhöht sich auch der Zugriff auf
den weiblichen Körper, wenn beispielsweise die Auszahlung von
Entwicklungshilfegeldern an die zwangsweise Durchführung von
Maßnahmen zur Geburtenkontrolle gekoppelt wird.
Aber auch in der deutschen Gesellschaft finden patriarchale

Strukturen handfeste Ausdrücke: Prostitution ist in unserer Gesell-
schaft eine Tätigkeit, die rechtlich ungesichert, bisher gesellschaft-
lich nicht als Arbeit anerkannt und durch eine Vielzahl von Gewalt-
verhältnissen geprägt ist. Der menschliche Körper bekommt einen
Warencharakter. Hier entsteht eine spezielle Form der Entfremdung
der ArbeiterIn von sich. Daran ändert auch die Erneuerung des Pro-
stitutionsgesetzes, das nun die Anmeldung eines Gewerbes im Be-
reich der Sexarbeit rechtlich ermöglicht, nichts. Für einen Großteil
der SexarbeiterInnen bedeutet dieses Gesetz keine faktische Ver-
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besserung, insbesondere nicht für MigrantInnen oder Zwangspro-
stituierte.
Durch Prostitution können Männer - auch eine von der Norm ab-

weichende - Sexualität ausleben, ohne dabei die bürgerliche Kern-
familie als Ort der Reproduktion aufgeben zu müssen. Für Frauen
bedeutet diese doppelmoralische Praxis der Freier eine Festschrei-
bung des Gegensatzpaares Heilige oder Hure. Prostitution wird
zum Abladeplatz gesellschaftlich verdrängter Bedürfnisse.
Auch unsere eigene Sexualität ist durch gesellschaftliche Herr-

schaftsverhältnisse geprägt. Pornographische Darstellungen sind
in unsere Alltagswelt und damit auch in unsere Wahrnehmung ein-
gelassen. Die Bilder transportieren bestimmte Normen wie z.B. die
ständige Bereitschaft zum Sex, ewige Sinnlichkeit oder Gewaltför-
migkeit des Sex. An solchen Normen misst sich das Begehren und
wird gleichzeitig durch sie strukturiert.
Grundsätzlich lehnen wir die durch die Sexindustrie produzierte

ökonomische Unterdrückung und Entfremdung der Menschen und
ihrer Sexualität ab. Damit wollen wir keine repressive Sexualmoral
durchsetzen. Vielmehr sind wir der Überzeugung, dass sich eine
selbstbestimmte Sexualität nur erreichen lässt, indem das Begeh-
ren von marktwirtschaftlichen und patriarchalen Prinzipien befreit
wird.
Die Frauenbewegungen haben zwar viel bewegt mit Themen wie

Sexualität, sexistische Sprache, Ausschluss von Frauen aus der Öf-
fentlichkeit und Politik, Sichtbarmachung der kulturellen Beiträge
von Frauen, Kampf um eine veränderte Rechtsprechung und Gesetz-
gebung, Kampf um Frauenräume und gegen (hetero-) sexistische
Normen usw. Doch eine tatsächliche Änderung der Gesellschaft ist
noch nicht zu verzeichnen. Zudem besteht durch die aktuelle Ent-
wicklung des �Rollbacks� heute die Gefahr, dass die erzielten Erfol-
ge wieder zurückgedrängt werden.
Der politische Kampf für gleichen Lohn für gleiche Arbeit, für die

Entlohnung von Haus- und Familienarbeit, für die unmissverständli-
che gesellschaftliche Ächtung sexualisierter Gewalt in all ihren For-
men und für die vollständige Streichung des § 218 sind ebenso not-
wendige Schritte für die Zurückdrängung patriarchaler Strukturen
wie die Reflexion und Veränderung unserer eigenen Denk- und Ver-
haltensmuster.
Entsprechende Anforderungen stellen wir insbesondere an Men-

schen, mit denen wir politisch zusammenarbeiten. Vor dem Hinter-
grund unserer Kritik der gesellschaftlichen Strukturen erwarten
wir, dass gerade in der gemeinsamen Arbeit miteinander alle ihr
Möglichstes tun, um einen weitestgehenden Schutz vor patriarcha-
len und sexistischen Verhaltensweisen zu gewährleisten. Werden
diese Grenzen überschritten, kann der Ausschluss der beschuldig-
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ten Person aus den politischen Zusammenhängen notwendig sein.
Allerdings ist es nicht ausreichend, die Auseinandersetzung und
Aufarbeitung auf die Frage des möglichen Ausschlusses zu reduzie-
ren. Hier gilt es, Raum für Diskussionen zu schaffen und Vorgehens-
weisen zu entwickeln, die tiefer gehen und damit dem Anspruch ei-
ner dauerhaften Zurückdrängung sexistischer Unterdrückungsme-
chanismen besser gerecht werden. Dazu gehört auch das ständige
Bemühen um einen respektvollen und solidarischen Umgang mit-
einander.

Rassistische Diskriminierung

In der BRD leben ca. acht Millionen Menschen ohne deutschen
Pass. Sie sind in vielfältiger Weise rassistischer Diskriminierung
ausgesetzt. Sie dürfen nicht wählen, werden von Ausländerbehör-
den schikaniert und sind überdurchschnittlich von Armut und Aus-
grenzung betroffen. Zwar nicht von den Sondergesetzen für Nicht-
Deutsche betroffen, aber genauso Zielscheibe von alltäglicher Dis-
kriminierung und rassistischer Gewalt sind z.B. Deutsche schwar-
zer Hautfarbe, eingebürgerte MigrantInnen, sog. �Russland-Deut-
sche� und alle anderen, die zwar die Staatsbürgerschaft besitzen,
aber aufgrund äußerer Merkmale als �Ausländer� erscheinen.
�Ausländer� dienen als Projektionsfläche für Kriminalitätsäng-

ste. Ihr tatsächliches oder vermeintliches Anderssein wird benutzt,
um ein nationalistisches Wir-Gefühl der �Deutschen� zu konstruie-
ren. So wie die Vorstellung der Minderwertigkeit anderer �Völker�
genutzt wurde, um kriegerische Expansion und koloniale Ausbeu-
tung zu rechtfertigen, so wurde der Antisemitismus (vergleiche
hierzu den Abschnitt �Antisemitismus� ab Seite 37) � unter Anknüp-
fung an jahrhundertealte religiöse antijudaistische Vorstellungen �
als innerstaatliches Feindbild entwickelt.
In Deutschland sind rassistische Einstellungen leicht mobilisier-

bar. Entsprechende Kampagnen werden immer wieder aus der viel-
zitierten �Mitte der Gesellschaft� heraus gestartet. Anfang der 90er
Jahre war es die Asyldebatte, in der PolitikerInnen aller bürgerli-
chen Parteien mit einer massiven Propaganda gegen �Scheinasy-
lanten� die rassistische Gewalt zuerst anheizten, um sie dann zum
Vorwand zu nehmen, das Grundrecht auf Asyl im Grundgesetz so
weit einzuschränken, dass es einer faktischen Streichung gleich-
kam.
Gegen die nach dem Regierungswechsel 1998 zunächst in Aus-

sicht gestellten � bescheidenen � Verbesserungen für eine erleich-
terte Einbürgerung und eine tendenzielle Abkehr vom völkischen
Staatsbürgerschaftsrecht inszenierte die CDU eine erschreckend
erfolgreiche Kampagne, die bewusst auf rassistische Ressenti-
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ments setzte. Im Ergebnis blieb von den ursprünglichen Reformplä-
nen nur noch ein winziger Rest übrig, dem Verschärfungen an ande-
rer Stelle gegenüber standen. Ähnliches wiederholte sich in der De-
batte um ein Einwanderungsgesetz. Schon der Entwurf von Rot-
Grün war geprägt von der Unterscheidung zwischen erwünschten
und unerwünschten EinwanderInnen nach dem Kriterium ihrer Ver-
wertbarkeit im kapitalistischenWirtschaftsprozess. Doch der Union
war selbst dieses an den Interessen der Wirtschaft orientierte Ge-
setz noch zu liberal, sie setzte weitere Verschärfungen durch und
blockierte es dann doch im Bundesrat.
Wenn es doch noch zu einer Verabschiedung kommen sollte,

dann werden nahezu alle Elemente, die eine Erleichterung für Ein-
wanderInnen hätten bedeuten können, aus dem Einwanderungsge-
setz getilgt worden sein.
Besonders perfide ist die Identifikation von gesellschaftlichen Er-

rungenschaften � etwa im Bereich der Gleichberechtigung von Frau-
en oder der politischen Freiheitsrechte � mit der �westlichen� oder
�christlichen� Kultur insgesamt. Diesem beschönigenden Bild der
eigenen weißen Mehrheitsgesellschaft, das die realen inneren Wi-
dersprüche und Defizite weitgehend ausblendet, wird dann ein
ebenso flaches und einseitig gezeichnetes Bild des Islam oder der
arabischen Kultur gegenübergestellt. Im Zuge des �internationalen
Kampfes gegen den Terrorismus� hat diese Form des kulturellen
Rassismus besondere Bedeutung erhalten.
Als Musterbeispiel für den antiislamischen Diskurs kann die

�Kopftuchdebatte� in Frankreich und Deutschland angesehen wer-
den. Von den BefürworterInnen eines Kopftuchverbots werden zwar
positive Werte wie die weltanschauliche Neutralität der Schulen
oder das Recht vonMädchen aus muslimischen Familien auf selbst-
bestimmte Lebensentwürfe im Munde geführt. Im Ergebnis wird je-
doch das Selbstbewusstsein vonMädchen und Frauen, sich für oder
gegen das Tragen eines Kopftuchs zu entscheiden und dies gegen-
über ihren Familien durchzusetzen, nicht gestärkt. Im Gegenteil:
Das Kopftuchverbot ist eine repressive Maßnahme, die auf Aus-
grenzung und Stigmatisierung hinausläuft und Emanzipation da-
durch gerade behindert.
Am stärksten vom Rassismus betroffen sind die Flüchtlinge. Die

Außengrenzen von Schengen-Europa werden gegen Flüchtlinge
verteidigt, als gelte es eine militärische Bedrohung abzuwehren.
Schon den Versuch, in die abgeschottete �Festung Europa� zu ge-
langen, bezahlen so jedes Jahr Hunderte Flüchtlinge � vor allem
beim Versuch, über das Mittelmeer Spanien oder Italien zu errei-
chen, aber auch an der deutschen Ostgrenze � mit dem Leben. Der
scheinheiligen Kritik an �Schleuserbanden� und �Menschenhänd-
lern� folgt keine Veränderung der Abschottungspolitik, die Men-
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schen erst dazu zwingt, sich in die Hände von fragwürdigen und teu-
ren HelferInnen zu begeben, um ihren Traum von einem besseren
Leben in Europa in die Tat umzusetzen.
Hier angekommen werden Flüchtlinge pauschal unter Betrugs-

verdacht gestellt, mit Leistungen noch unter dem Sozialhilfesatz
abgespeist, unterliegen einem faktischen Arbeitsverbot und sind
einem Asylverfahren ausgeliefert, das ihnen kaum eine Chance
lässt, als asylberechtigt anerkannt zu werden.
Regelmäßig wird auch in solche Staaten abgeschoben, in denen

Flüchtlingen bei ihrer Heimkehr Folter, Gefängnis oder gar den Tod
befürchten müssen. Inzwischen haben die Perfektionierung der
Grenzsicherung und die rigide Verschärfung der Asylgesetzgebung
zu einem starken Rückgang der Zahl der Asylanträge geführt. Dem-
gegenüber steht aber eine steigende Zahl von illegalisierten Ein-
wanderInnen, deren genaue Höhe nur geschätzt werden kann. Eu-
ropaweit leben inzwischen Millionen von Menschen ohne Aufent-
haltsstatus, ohne jede rechtliche und soziale Absicherung und ohne
Zugang zu medizinischer Versorgung. Durch die ständige Drohung
mit Denunziation und Abschiebung sind sie erpressbar und werden
oft in extremer Billigarbeit ausgebeutet.
Durch ihre Ausgrenzung werden Flüchtlinge zum hauptsächli-

chen Angriffsziel rassistischer Gewalt � oft mit tödlichen Folgen. So
starben am 18.1.1996 bei demwohl folgenschwersten rassistischen
Brandanschlag in der Geschichte der BRD auf eine Lübecker Flücht-
lingsunterkunft zehn Menschen. Nur massive Proteste und Öffent-
lichkeitsarbeit konnten damals die Verurteilung eines offensicht-
lich unschuldigen Hausbewohners verhindern, während die drin-
gend tatverdächtigen Neonazis bis heute unbehelligt blieben.
In den Kontext dieses staatlichen und gesellschaftlichen Rassis-

mus gehört es auch, dass faschistische Gruppen und Parteien im-
mer offener ihre Hetze verbreiten können und dabei von der Staats-
gewalt vor antifaschistischem Protest und Widerstand geschützt
werden.
Wir treten daher ein für die gesellschaftliche Isolierung rassisti-

scher, nationalistischer und antisemitischer Verhaltensweisen, für
das Verbot und die tatsächliche Zerschlagung aller faschistischen
Organisationen, für die Abschaffung aller Sondergesetze gegen
AusländerInnen und Flüchtlinge, für das Wahlrecht für alle Einwoh-
nerInnen auf allen Ebenen sowie für offene Grenzen.
Unsere praktische und politische Unterstützung von Einwande-

rInnen in ihrem Kampf für ein gesichertes Aufenthaltsrecht und ge-
gen rassistische Diskriminierung machen wir nicht abhängig von
den Motiven, die sie zur Einwanderung nach Deutschland bewegt
oder gezwungen haben, oder davon, ob die deutsche Gesetzgebung
diese Motive für zulässig hält oder nicht. Es ist das selbstverständ-
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liche Recht aller Menschen, selbst zu bestimmen, wo sie leben
wollen.

Umweltzerstörung

Dass die Menschheit gegenwärtig einen unverantwortlichen
Raubbau an den natürlichen Lebensgrundlagen auf unserem Plane-
ten betreibt, ist eine kaum bestrittene Tatsache. Hauptfaktor der
Umweltzerstörung ist die gesellschaftliche Struktur, in der die indu-
strielle Produktion nur nach dem Profitprinzip arbeitet. So lobens-
wert ein umÖkologie bemühtes individuelles Verhalten ist, so müs-
sen wir doch sehen, dass es im Normalfall finanziell besser stehen-
den Menschen vorbehalten ist, die sich ihren Umweltschutz durch
Erwerb teurer ökologischer Produkte leisten können. Und das ge-
stiegene ökologische Bewusstsein der VerbraucherInnen wird ad
absurdum geführt durch die im großen Stil stattfindende Umwelt-
zerstörung der Unternehmen.
Die Atmosphäre wird durch Treibhausgase belastet, Böden und

Grundwasservorräte vergiftet, Wälder vernichtet und immer mehr
Landschaft unter Beton und Asphalt erstickt. Hunderte von Atom-
kraftwerken weltweit stellen tickende Zeitbomben dar. Der von ih-
nen produzierte strahlende Abfall muss noch für Jahrtausende si-
cher verwahrt werden � ohne dass heute irgendjemand wüsste, ob
und wie Atommüll tatsächlich sicher gelagert werden kann. Diese
Entwicklung folgt der Logik kurzfristiger kapitalistischer Profitma-
ximierung und ist zugleich Ausdruck eines patriarchalen Machbar-
keitswahns.
Die in den letzten 25 Jahren intensivierte Kritik an der grenzenlo-

sen Ausbeutung der Ressourcen hat zu einer gewissen Anzahl von
Umweltschutzmaßnahmen geführt. Für das Kapital kommt darin
auch das Interesse zur Geltung, die kapitalistische Produktion nicht
durch den von ihm selbst zu verantwortenden Raubbau an der au-
ßermenschlichen Natur vollständig zu gefährden.
Als Reparaturwissenschaft unterliegt die Ökologie damit den

gleichen Gesetzmäßigkeiten wie die kapitalistische Produktions-
weise insgesamt. Sie muss in produktiver Anwendung Profit abwer-
fen, die gesellschaftlichen Kosten werden auf die Lohnabhängigen
abgewälzt oder exportiert. In diesem Sinne versuchen Teile des Ka-
pitals, ihre Vorstellungen einer modernisierten kapitalistischen
Produktion in den Diskussionen um nachhaltiges Wirtschaften zu
platzieren.
Zudem stößt der Umweltschutz stets dort unmittelbar an seine

Grenzen, wo Profite des Kapitals ernsthaft bedroht sind. Das lässt
sich an der Umweltpolitik der rot-grünen Bundesregierung gerade-
zu exemplarisch zeigen: Die �ökologische Steuerreform� nimmt
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ausgerechnet dieWirtschaftsunternehmen, die ammeisten Energie
verbrauchen, von der Energieverteuerung aus, während RenterIn-
nen und SozialhilfeempfängerInnen am stärksten belastet werden.
Zu welchen absurden Konstruktionen die neoliberale Marktgläu-

bigkeit in der Umweltpolitik führen kann, zeigt das Beispiel des
Emissionshandels, der in der EU eingeführt werden soll. Hier sollen
allen Ernstes an Unternehmen Zertifikate ausgegeben werden, die
diesen das Recht geben, in einem bestimmten Umfang die Luft zu
verschmutzen. Diese Zertifikate sollen dann gekauft und verkauft
werden dürfen, damit sich Investitionen in energiesparende Techni-
ken finanziell lohnen bzw. diejenigen Unternehmen, die nicht inve-
stieren, für die zugekauften Zertifikate bezahlen müssen. So soll
sich der freie Markt auch noch als wirksamstes Instrument zur Re-
duzierung der Luftverschmutzung erweisen. Doch schon in der Dis-
kussion um die Festlegung der Emissionsmengen, die zu Beginn
des Handels vom Staat ausgegeben werden sollen, wurde deutlich,
worum es in Deutschland tatsächlich geht: Maßnahmen zum Um-
welt- und Klimaschutz sind dann und insoweit politisch durchsetz-
bar, wie sie der Förderung des gerade in Deutschland relativ großen
Wirtschaftssektors, der Produkte der Umwelttechnik herstellt,
dienlich sind. Kommen sie den Interessen anderer Sektoren der
Wirtschaft zu sehr ins Gehege, finden sie genau dort ihre Grenze.
Das ausschlaggebende Kriterium sind fast immer die Profitinteres-
sen, denen gegenüber die Bedürfnisse der Menschen und der Na-
turschutz zurückstehen müssen.
Ebenso deutlich ist das Trauerspiel �Atomausstieg�: Da die Kon-

frontation mit der Atomwirtschaft gescheut wurde, wurden Rest-
laufzeiten vonmehreren Jahrzehnten ausgehandelt. Der angebliche
Ausstieg wurde so zur Garantie für den jahrzehntelangenWeiterbe-
trieb der AKWs. Die Durchsetzung des sofortigen und endgültigen
Stopps der militärischen und �zivilen� Atomenergienutzung bleibt
daher die Aufgabe einer außerparlamentarischen Bewegung. Glei-
ches gilt für andere ökologische Forderungen, z.B. den konsequen-
ten Ausbau und die Sicherstellung eines flächendeckenden, ver-
günstigten bzw. kostenlosen öffentlichen Nah- und Fernverkehrs zu
Lasten des Individualverkehrs.

Entfremdung

Der Kapitalismus hat �kein anderes Band zwischen Mensch und
Mensch zurückgelassen als das nackte Interesse, als die gefühllose
bare Zahlung� heißt es bereits 1848 im KommunistischenManifest.
Denn die marktförmige Organisation der Gesellschaft hinterlässt in
den Beziehungen zwischen den Menschen und der Psyche jedes
Einzelnen tiefe Spuren. Wo alles � auch die menschliche Arbeits-
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kraft � zur Ware wird und sich die Menschen überwiegend als Kon-
kurrentInnen gegenübertreten, sind Ellenbogenmentalität und ei-
gennützige Rücksichtslosigkeit keine individuellen Phänomene,
sondern gesellschaftlich produziert. Die vorherrschende neolibera-
le Ideologie, wonach die Gesetze des Marktes quasi naturgegeben
seien und sich Gesellschaft wie Individuen nach ihnen ausrichten
sollen, verstärkt diesen Effekt noch.
Doch neben den wenigen Erfolgreichen gibt es vor allem jene, die

bei dem Wettlauf um Leistung und Erfolg auf der Strecke bleiben.
Zunehmend wird ihr Misserfolg als persönliches Versagen gewer-
tet, um in der Konsequenz staatliche Sozialleistungen zusammen-
streichen zu können. Unter vielen Menschen macht sich Hoffnungs-
losigkeit breit und nicht wenige ziehen sich z.B. ins Privatleben zu-
rück, flüchten sich in exzessiven Drogenkonsum oder in esoterische
Heilslehren.
Die Zerrissenheit des Menschen in der kapitalistisch verfassten

Gesellschaft hat Karl Marx bereits 1844 mit dem Begriff der Ent-
fremdung beschrieben. Entfremdet ist der Mensch demnach von
seiner Arbeit, von den Produkten seiner Arbeit, der Natur, von ande-
ren Menschen und schließlich von sich selbst.
Das Phänomen der Entfremdung äußert sich heute im Konsum-

verhalten z.B. so: Die Lohnarbeit ist weitgehend sinnentleert, da sie
nicht zur Selbstverwirklichung, sondern überwiegend zum Zweck
der Existenzsicherung ausgeübt wird. Inhalt und Ablauf der Produk-
tion sind nicht selbstbestimmt.
Die Konsumgüter übernehmen eine sinn- und identitätsstiftende

Funktion. Die befriedigende Wirkung der so geschaffenen Schein-
welten ist allerdings nur von kurzer Dauer, so dass ständig neue
Produkte für den Profit, aber auch für die persönliche Sinngebung
produziert und gekauft werden müssen.
Gerade im Bereich der Mode werden immer neue Trends aufge-

griffen und entwickelt, um KonsumentInnen dauerhaft zu binden
und Profite zu sichern. Zudem werden z.B. über Markenkleidung
Normierungen geschaffen, die insbesondere Jugendliche unter
starken sozialen Anpassungsdruck setzen. Dies führt häufig zu Aus-
grenzungen, wenn Menschen diesem Druck nicht nachgeben wol-
len oder können.
Lebendige Kultur entsteht immer von unten und die meisten

Trends haben als Subkultur begonnen. Unter kapitalistischen Be-
dingungen setzt jedoch schnell ein Prozess der Kommerzialisierung
ein, der subkulturelle Elemente aufnimmt und aufsaugt. Dabei wer-
den sie aber ihrer Inhalte, ihrer ursprünglichen Widerständigkeit
entkleidet und auf äußere Formen reduziert.
Solange nur wenige in der Solidarisierung gegen diese Verhält-

nisse eine Chance sehen, greifen Vereinzelung und Perspektivlosig-
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keit immer mehr um sich. Daher versuchen wir in und mit unserem
politischen Handeln auch einen Beitrag zu einer Kultur der Solidari-
tät zu leisten.
Das bedeutet vor allem, Dinge gemeinsam, selbstbestimmt in die

Hand zu nehmen und für Räume und Projekte einzutreten, in denen
unkommerzielle Kultur gelebt werden kann. An solchen Orten ent-
steht die Möglichkeit, soziale Beziehungen denk- und erfahrbar zu
machen, die nicht nur auf Leistung und Konkurrenz basieren. Denn
nicht der Profit einzelner Unternehmen, sondern nur die Vielfalt der
menschlichen Bedürfnisse und Lebensäußerungen insgesamt kann
auf Dauer Grundlage für das gesellschaftliche Zusammenleben
sein.

2 Ohne Revolution läuft nichts

Wir sind davon überzeugt, dass die Missstände und Probleme,
die wir im vorigen Abschnitt � ohne Anspruch auf Vollständigkeit �
aufgezählt haben, ohne eine grundlegende, revolutionäre Verände-
rung nicht zu lösen sind. Über den genauen Charakter der heutigen
Gesellschaftsordnung gibt es bei AVANTI zur Zeit unterschiedliche
Auffassungen.
Die eine Position begreift Kapitalismus, Patriarchat und Rassis-

mus als grundlegende Strukturen, die unsere heutige Gesellschaft
wesentlich organisieren. (Wobei uns bewusst ist, dass es weitere
Macht- und Herrschaftsverhältnisse gibt.) Diese Strukturen bilden
ein Netzwerk von Macht und Herrschaft: Sie sind miteinander ver-
woben, unterstützen sich gegenseitig und widersprechen sich auch
manchmal.
Alle drei Unterdrückungsformen sind gleichwertig. Wesentlich

dabei ist, sowohl den Macht- und Herrschaftsstrukturen die ökono-
mischen und materiellen Grundlagen zu entziehen, also die ge-
schlechtsspezifische und internationale Arbeitsteilung (bzw. Aus-
beutung) aufzuheben und die Produktionsmittel zu vergesellschaf-
ten, als auch sich gegen deren kulturelle Ausformungen zu richten.
Die andere Position sieht in Kapitalismus und Patriarchat die bei-

den Grundwidersprüche unserer Gesellschaftsordnung. Dabei bil-
det das Patriarchat eine gemeinsame Grundstruktur aller Klassen-
gesellschaften von der antiken Sklavenhaltergesellschaft bis zum
modernen Kapitalismus.
Eine Gesellschaft, die durch das Privateigentum an Produktions-

mitteln und geschlechtsspezifische Arbeitsteilung an ihrer ökono-
mischen Basis auf Spaltung und Konkurrenz beruht, bringt auch in
ihrem politischen, kulturellen und ideologischen Überbau Ausgren-
zungsmechanismen und Herrschaftsstrukturen wie z.B. den Rassis-
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mus hervor. Die Unterscheidung zwischen ökonomischer Basis und
dem Überbau ist für das Verständnis von Gesellschaft von zentraler
Bedeutung. Das wertet die konkreten Ausformungen der kapitali-
stisch-patriarchalen Gesellschaftsordnung nicht ab, sondern leitet
sie lediglich analytisch her.
Einig sind sich beide Positionen darin, dass wir uns in unserer po-

litischen Arbeit nicht nur auf die ökonomischen Verhältnisse kon-
zentrieren dürfen, sondern auch gegen deren kulturellen Ausfor-
mungen wie z.B. die Ausgrenzung großer Bevölkerungsgruppen
von öffentlicher, kultureller und politischer Teilhabe, eine sexisti-
sche oder rassistische Sprache, subtile und offene Gewalt, rigide
(heterosexuelle) Sexualitätsnormen usw. kämpfen müssen.
Herrschaftsstrukturen sind nicht naturgegeben, sondern von

Menschen geschaffen. Sie sind historisch entstanden, haben ihre
materiellen Grundlagen und nützen bestimmten Gruppen bzw.
Klassen. Daher sind sie von Menschen auch wieder abschaffbar.

Kapitalismus

Der Kapitalismus basiert auf der Spaltung der Gesellschaft in
eine herrschende Minderheit, die das Eigentum an den Produkti-
onsmitteln (also Fabriken, Arbeitsgeräten usw.) besitzt und eine
Mehrheit, die gezwungen ist, ihre Arbeitskraft alsWare anzubieten.
Die Gesellschaft zerfällt somit in ökonomische Klassen, die je nach
ihrer Stellung im Produktionsprozess völlig unterschiedliche Inter-
essen besitzen. Die ökonomische Macht konzentriert sich in den
Händen weniger, während die Mehrheit � solange sie sich nicht or-
ganisiert � fast ohne Einfluss bleibt. Die Triebfeder der kapitalisti-
schen Wirtschaft ist das Streben der konkurrierenden Kapitalisten
bzw. Kapitalgruppen nach der Maximierung des Profits.
Des Weiteren basiert der Kapitalismus auf der Trennung von Pro-

duktions- und Reproduktionsarbeit. Mit der Durchsetzung der bür-
gerlichen Gesellschaft wurde die Frau durch die Anbindung an die
Kleinfamilie und das Haus erneut von der Geldwirtschaft und den
öffentlichen Rechten ausgeschlossen. Trotz dieser Trennung gab es
natürlich immer Frauen, die auch im Produktionsbereich tätig wa-
ren. Doch auch hier wurden ihnen nur bestimmte Aufgabenbereiche
zugestanden, die zudem durch wesentlich schlechtere Arbeitsbe-
dingungen und niedrigere Löhne gekennzeichnet waren.
Durch die Trennung von Reproduktions- und Produktionsarbeit

wird unsichtbar gemacht, wie diese in Wirklichkeit zusammenhän-
gen: Mit der Reproduktionsarbeit wird die �Ware Arbeitskraft� (die
der Lohnarbeiter verkauft) erst hergestellt. Daher befindet sie sich
eigentlich auch im Kreislauf der Mehrwertproduktion. Doch diese
Form der Arbeit ist gesellschaftlich �unsichtbar� (manchmal auch
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für marxistische Theoretiker), sie erscheint lediglich als �Liebes-
dienst� in Form von Fürsorge, Zuwendung, Mutterschaft und Ehe.
Aller Reichtum entsteht letztlich durch die Ausbeutung der

menschlichen Arbeitskraft. Denn Geld und Kapital können nicht ar-
beiten. Allein die menschliche Arbeitskraft ist in der Lage, mehr an
Wert zu schaffen, als zu ihrer Erhaltung (Reproduktion) notwendig
ist und daher an Lohn für sie bezahlt werden muss. Es ist dieser
Mehrwert, die Differenz zwischen dem Wert der Arbeitsprodukte
und dem (Tausch-)Wert der Arbeitskraft, aus dem die Vermögen der
Reichen stammen.
Auch Maschinen sind letztlich vergegenständlichte menschliche

Arbeit. Ihr verstärkter Einsatz ändert daher nichts daran, dass die
private Aneignung desMehrwerts ausmenschlicher Arbeit das Cha-
rakteristikum des Kapitalismus bleibt. Das Privateigentum an Pro-
duktionsmitteln � und die damit verbundene private Aneignung des
Profits � ist eine gesellschaftliche Struktur mit weitreichenden Fol-
gen. So ist eine gesamtgesellschaftliche Planung der Produktion,
die auf den Interessen aller basiert, in der die Ziele technologischer
Entwicklung demokratisch bestimmtwerden und die verantwortlich
mit den natürlichen Ressourcen umgeht, unter diesen Bedingungen
undenkbar. Immer wieder erlangt das Unternehmen einen Vorteil,
das zu geringeren Löhnen oder mit weniger Rücksicht auf die Um-
welt produziert.
Die Konzentration von Geld und Kapital in den Händen weniger,

die Entstehung immer größerer Konzerne, während kleinere Unter-
nehmen verschwinden, gehört unvermeidlich zum Kapitalismus.
Auch aus diesem Grund ist er mit umfassender Demokratie unver-
einbar.
Die ökonomische Struktur einer Gesellschaft bildet ihre Basis,

die ihre übrigen (sozialen, politischen, kulturellen) Strukturen ent-
scheidend prägt. Eine solidarische und tatsächlich demokratische
Gesellschaft ist auf der Basis von wirtschaftlicher Ungleichheit
nicht erreichbar. Das kapitalistische Prinzip der Profitmaximierung,
Ungleichheit und Konkurrenz ist letztlich die Wurzel von Krieg, Un-
terdrückung und rassistischer Diskriminierung.
Deswegen sagen wir, dass der Kapitalismus revolutionär über-

wunden werden und an seine Stelle der Sozialismus treten muss,
der auf der Vergesellschaftung der Produktionsmittel und der de-
mokratischen Organisation der Produktion und Verteilung beruht.

Patriarchat

Unter Patriarchat verstehen wir die Vorherrschaft der Männer
bzw. des patriarchalen Prinzips in allen gesellschaftlichen Berei-
chen: Politik, Ökonomie, Kultur, Sprache, Religion usw. Die Ursache
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für diese Vorherrschaft sehen wir nicht in biologischen Unterschie-
den zwischen den Geschlechtern, sondern in einem Herrschaftssy-
stem, das systematisch Ressourcen wie Geld, Bildung, Prestige,
Handlungsspielräume usw. anMänner (dabei nach Klassenzugehö-
rigkeit und/oder ethnischer Zuordnung durchaus unterschiedlich)
verteilt.
Die wichtigsten Eckpfeiler des Patriarchats sind die geschlechts-

spezifische Arbeitsteilung (also die Trennung zwischen meist
männlicher Berufstätigkeit und meist weiblicher Haus- und Famili-
enarbeit ebenso wie Differenzierung innerhalb der beruflichen Tä-
tigkeiten und Funktionen), die Kontrolle über den Körper und die
Sexualität der Frauen, die offene und subtile Gewalt gegen Frauen
und Mädchen sowie die geringeren Chancen von Frauen auf gesell-
schaftliche Einflussnahme.
Patriarchat ist aber mehr als die Herrschaft der Männer über die

Frauen. Das patriarchale Prinzip ist ein Wertesystem, an dem sich
die Gesellschaft orientiert und das unser Leben prägt. So können
sich z.B. auch Frauen patriarchal verhalten.
Unter dem patriarchalen Prinzip verstehen wir z.B. die höhere

Bewertung von Konkurrenz gegenüber Solidarität, von Rationalität
gegenüber Emotionalität, von Produktions- gegenüber Reprodukti-
onsarbeit. In unseren politischen Zusammenhängen kann sich das
z.B. in einer starken Orientierung auf Produkte und Output zu La-
sten sozialer Prozesse äußern.
Darüber hinaus gibt es patriarchale Verhaltensformen wie domi-

nantes Redeverhalten und patriarchale Organisationsformen wie
Hierarchie, Kontrolle, Zentralismus oder Dominanz. Patriarchales
Verhalten zeigt sich nicht nur in Gewalt gegen Frauen, sondern auch
in unterschwelligen Verhaltensformen wie z.B. Nicht-Ernstnehmen,
Nicht-Zuwortkommenlassen oder auch in der Art, wie Frauen ange-
sehen werden.
Gleichgeschlechtliche Sexualitäts- und Lebensformen stellen �

trotz gewisser Liberalisierungen in einigen (wenigen) Teilen der
Welt � einen meist nicht akzeptierten und damit diskriminierten
bzw. unterdrückten Verstoß gegen patriarchales Rollenverhalten
dar. Die freie Entfaltung von Sexualität und individuellem Zusam-
menleben ist für Millionen Männer und Frauen mit einem gesell-
schaftlichen Stigma bis hin zur Ghettoisierung oder gar Bestrafung
verbunden.
Auch Männer sind durch das Patriarchat geprägt. Wenn sie den

Erwartungen an ihr Rollenverhalten nicht gerecht werden, müssen
sie mitunter damit rechnen, belächelt, verachtet oder ausgegrenzt
zu werden. Der Spielraum zur Persönlichkeitsentwicklung ist also
auch bei Männern und Jungen eingeschränkt. In diesem Sinne kann
die Aufgabe ihrer Machtposition und die Entwicklung von gleichbe-
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rechtigten Umgangsformen auch für Männer eine Form von Befrei-
ung sein.
Es ist ein Irrtum zu glauben, dass die Unterdrückung des Men-

schen durch den Menschen schon immer bestanden habe. Mit dem
Patriarchat hat sich in vorgeschichtlicher Zeit die erste grundlegen-
de Spaltung der Gesellschaft in Männer und Frauen vollzogen. Es
bildet � bei allen Veränderungen über die Jahrtausende � eine ge-
meinsame Grundstruktur der verschiedenen Gesellschaftsforma-
tionen von der antiken Sklavenhaltergesellschaft über denmittelal-
terlichen Feudalismus bis zum modernen Kapitalismus.
Zwar wird mit der Überwindung der geschlechtsspezifischen Ar-

beitsteilung, des Kapitalismus und dem Ende des Klassengegensat-
zes dem Patriarchat die ökonomische Grundlage entzogen, doch
damit verschwindet das Patriarchat nicht gleichsam von selbst. Es
ist als Herrschaftsstruktur so weit in Kultur und Sozialisation inte-
griert, dass es weit mehr als gesetzliche oder administrative Maß-
nahmen braucht, um es wirksam zu bekämpfen. Auch revolutionäre
und sozialistische Bewegungen waren und sind häufig männerdo-
miniert und reproduzieren patriarchale Strukturen. Diese finden
sich � so sehr wir es ablehnen mögen � auch in unserer Organisati-
on wieder. Denn auch Menschen, die sich zur Überwindung von
Ausbeutung und Unterdrückung organisieren, sind in einer patriar-
chalen Gesellschaft aufgewachsen und von ihr geprägt. Der Kampf
um die umfassende Befreiung der Gesellschaft ist daher für uns mit
dem gleichzeitigen Kampf gegen das Patriarchat verbunden. Ein
wichtiger Teil dieses Kampfes ist die Reflexion und Veränderung
unserer eigenen Denk- und Verhaltensweisen.

Rassismus

Im Zuge des Kolonialismus und der Herausbildung des Kapitalis-
mus entstanden ab dem 17. Jahrhundert und verstärkt im 19. Jahr-
hundert pseudowissenschaftliche Theorien über die Einteilung der
Menschheit in �Rassen� mit unterschiedlichen Fähigkeiten und
Wertigkeiten. Gegenüber früheren Ideologien der Ausgrenzung
wurden die eigene Überlegenheit und die Abgrenzung von Anderen
nun an biologische Eigenschaften geknüpft, die für unveränderlich
erklärt werden. Auch im neueren � eher mit kulturellen Unterschie-
den begründeten � Rassismus werden die zugeschriebenen Eigen-
schaften als quasi naturgegeben und unveränderlich betrachtet.
Eine Ursache für die Herausbildung dieser Theorien ist parado-

xerweise gerade die Entwicklung der bürgerlichen Vorstellungen
von Rationalität sowie politischer und rechtlicher Gleichheit der
Menschen. Der Rationalismus verwirft metaphysische und religiöse
Begründungen (die �gottgewollte Ordnung�) und erkennt nur wis-
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senschaftliche Erkenntnisse an. Damit verlieren auch religiöse Mo-
tive für die Unterwerfung anderer �Völker� (�Bekehrung der Hei-
den�) ihre Überzeugungskraft undmüssen nun durch eine �wissen-
schaftliche� Rechtfertigung für den Kolonialismus ersetzt werden
(die �rassische Minderwertigkeit�). Die geforderte politische und
rechtliche Gleichheit der Menschen widerspricht der ganz offen-
sichtlichen � und vom Bürgertum natürlich nicht abgelehnten � so-
zialen Ungleichheit und noch mehr der Unterdrückung und Aus-
plünderung der Kolonien. Die verschiedenen rassistischenTheorien
finden eine �natürliche� Erklärung für diese Ungleichheiten. Die
tatsächlich vorhandenen (Klassen-)Unterschiedewerden durch den
Rassismus (und/oder Nationalismus) unkenntlich gemacht. Bis
heute sind es rassistische Vorstellungen, welche die Überlegenheit
der weißen Länder des Nordens gegenüber dem Süden � und den
von dort stammenden EinwanderInnen � rechtfertigen.
Dem Rassismus kommt noch eine zweite Funktion als Ideologie

zur Stabilisierung von Herrschaft zu. In der Abgrenzung von den
�Anderen� und �Minderwertigen� entsteht eine ideologische Ge-
meinschaft der Weißen bzw. hierzulande der Deutschen. Insbeson-
dere in Deutschland wurde das Verständnis von Volk und Nation
häufig rassistisch unterlegt. Diese Ideologie wurde zunächst von
den völkischen und antisemitischen Gruppierungen des ausgehen-
den 19. Jahrhunderts verwendet, dann von der NSDAP aufgegriffen
und weiter radikalisiert. Mit der Machtübertragung an die Nazis
wurde sie schließlich Regierungsprogramm. Dieses Programm be-
inhaltete nicht nur die Umsetzung der rassistischen (Vernichtungs-
)Ziele mit staatlichen, militärischen und polizeilichen Mitteln, son-
dern forderte und förderte auch die aktive Beteiligung der �deut-
schen Volksgemeinschaft� hieran.
Mit der Niederlage des Faschismus ist auch der Rassismus in Ver-

ruf geraten. Die Theorie von menschlichen �Rassen� und ihren Un-
terschieden wurde von der UNESCO offiziell für unwissenschaftlich
erklärt. Dennoch lebt der Rassismus � insbesondere in der Form des
kulturellen Rassismus � fort. Er erfüllt noch heute die Funktion, die
(ungleiche) Ordnung der Welt zu rechtfertigen und durch die Kon-
struktion von völkischer Identität und Präsentation �fremder� Sün-
denböcke von den realen sozialen Spaltungen abzulenken. So ganz
deutlich in der Kampagne zur faktischen Abschaffung des Asyl-
rechts Anfang der 90er Jahre, in der die im Zusammenhang mit dem
Anschluss der DDR rapide steigendeMassenarbeitslosigkeit mit ei-
ner propagandistischen Offensive gegen Flüchtlinge und die von
ihnen verursachten Kosten überdeckt wurde.
Durch seine lange Wirkungsgeschichte hat sich der Rassismus in

hohemMaße verselbstständigt. Rassistische Vorstellungenwerden
über die Generationen weitergegeben, sind in politischen und so-
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zialen Strukturen präsent, ohne dass dies zu jedem Zeitpunkt eine
konkrete Funktion für das kapitalistische System hätte.
Rassistische Einstellungen werden auf der einen Seite durch die

herrschende Politik (indem sie �Ausländer� definiert, ihnen nur ein-
geschränkte Rechte zubilligt, sie nach ökonomischen Kriterien in
�nützlich� und �nicht nützlich� unterteilt) und den Mediendiskurs
(der z.B. so etwas wie �Ausländerkriminalität� konstruiert) repro-
duziert. Auf der anderen Seite wird der Rassismus aber auch in Fa-
milie und Erziehung tradiert. Es gibt neben dem Rassismus �von
oben� auch einen Rassismus �von unten�. Vergleichbar dem Patri-
archat erfordert daher auch die Bekämpfung des Rassismus eine
kritische Auseinandersetzung mit eigenen Sichtweisen und Denk-
gewohnheiten. Der Rassismus findet zwar seine ökonomische
Grundlage im Kapitalismus und wird daher auch erst mit dessen
Abschaffung vollständig zu beseitigen sein. Seine relative Ver-
selbstständigung als Herrschaftsstruktur verhindert jedoch auch in
diesem Fall ein �automatisches� Verschwinden mit der Verände-
rung der ökonomischen Struktur, ebenso wie sie schon heute ver-
stärkte Anstrengungen im antirassistischen Kampf erfordert.

Antisemitismus

Die Feindschaft gegenüber Jüdinnen und Juden hat in den christli-
chen Ländern Europas eine jahrhunderte lange Geschichte. Die Kir-
che bezeichnete sie als �Christusmörder� und Legenden über ritu-
ellen Kindermord waren im Mittelalter weit verbreitet. Juden und
Jüdinnen waren gesellschaftlich ausgegrenzt und in ihrer Erwerbs-
tätigkeit auf wenige Berufe und Tätigkeiten beschränkt. Seuchen
oder Missernten waren häufig der Anlass für antijüdische Pogrome.
Der christliche Antijudaismus wurde vor allem in der zweiten

Hälfte des 19. Jahrhunderts durch einen rassistischen Antisemitis-
mus ergänzt und teilweise abgelöst. Den Juden und Jüdinnen wur-
den nun bestimmte unabänderliche �rassische� Merkmale zuge-
sprochen. Der Rassismus im Allgemeinen arbeitete vorwiegend mit
Merkmalzuschreibungen wie Minderwertigkeit, geistige und kultu-
relle Unterlegenheit und sollte so vor allem die Beherrschung und
Ausbeutung der Kolonien rechtfertigen. Im Unterschied hierzu be-
hauptete der Antisemitismus die �Schädlichkeit� und Gefährlich-
keit, die vom Judentum ausginge. Für dieses Feindbild entwickelte
der Antisemitismus eine Vielzahl sich widersprechender, gleich-
wohl für jedes Agitationsziel passend gemachter Zuschreibungen:
so rührte die behauptete �jüdische Gefahr� mal aus ihrer Armut,
mal aus ihrem Reichtum; mal sei �der Jude� verantwortlich für den
Kapitalismus, mal für Kommunismus; mal geschickt sich zu verber-
gen, mal sei er angeblich schon am Namen zu erkennen. So kon-
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struierte der Antisemitismus in einer Vielzahl von Vorurteilen und
Mythen Jüdinnen und Juden nicht in erster Linie als Unterlegene, die
es zu beherrschen und zu �zivilisieren� galt, sondern als Feinde, die
besiegt und letztlich beseitigt werdenmussten. Die logische Konse-
quenz dieser Auffassungen war die Radikalisierung des Antisemi-
tismus zu einer eliminatorischen Ideologie.
Es war der deutsche Faschismus, der den eliminatorischen Anti-

semitismus in die Tat umsetzte. Die besondere Aggressivität seines
Antisemitismus, der das Judentum zum Zentrum einer Weltver-
schwörung erklärte, gipfelte schließlich in dem historisch beispiel-
losen Verbrechen der Shoa. Ein Verbrechen, das ohne die aktive
Beteiligung vieler Deutscher � als KZ-WächterInnen, Polizisten, Sol-
daten, Bahnbedienstete oder DenunziantInnen � nicht durchführ-
bar gewesen wäre.
Nach dermilitärischen Niederlage des deutschen Faschismus und

der � wenn auch schleppenden und unvollständigen � Aufarbeitung
der NS-Verbrechen war und ist der Antisemitismus öffentlich dis-
kreditiert. Ein stabiler Bodensatz des latenten Antisemitismus ist in
Deutschland jedoch nie verschwunden. Lange Zeit war es Neonazis
und der extremen Rechten vorbehalten, diesen Antisemitismus of-
fen zu formulieren. Der deutschenWiedervereinigung folgte die Su-
che nach einer neuen Identität als �selbstbewusste Nation�. Dies
war und ist die ideologische Begleitmusik zur angestrebten neuen
Rolle als (auch militärischer) Großmacht. In diesem Zusammen-
hang nahmen auch antisemitische Äußerungen aus den gesell-
schaftlichen Eliten zu, die keine bloßen Entgleisungen von Unbe-
lehrbaren mehr waren, sondern kalkulierte Tabubrüche.
Zu nennen sind insbesondere die Äußerungen des Schriftstellers

MartinWalser in seiner Rede in der Frankfurter Paulskirche imOkto-
ber 1998 und die Funktionalisierung des Nahostkonfliktes mit der
anschließenden Selbstinszenierung als Opfer einer jüdischen Ver-
schwörung durch den FDP-Politiker Möllemann im Bundestags-
wahlkampf 2002. Walsers Rede bildet dabei ein herausragendes
Beispiel für den sekundären Antisemitismus, der die Juden und Jü-
dinnen gerade wegen der Shoa � und der damit verbundenen Erin-
nerung an die deutsche Schuld � angreift. Die Relativierung und Hi-
storisierung des deutschen Faschismus werden hierbei als notwen-
dig erachtet, um das neue nationale Selbstbewusstsein zu konstru-
ieren � und genau bei diesem Versuch stören die überlebenden Op-
fer und ihre Nachkommen. Im Zuge dieses Wiedererstarkens bzw.
Wieder-Sichtbarwerdens des Antisemitismus in den gesellschaftli-
chen Eliten ist es auch kein Zufall, dass auch die Zahl der antisemi-
tischen Anschläge und Gewalttaten stetig ansteigt.
Die Bekämpfung des Antisemitismus sowohl an den rechten Rän-

dern als auch in der Mitte der Gesellschaft gehört zu unseren zen-
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tralen Aufgaben. Formen von Antisemitismus gibt es aber auch in-
nerhalb der deutschen Linken und unter MigrantInnengruppen.
Auch gegen diese Äußerungen von Antisemitismus ist eine klare
und unmissverständliche Positionierung vonnöten.
Eine Systemkritik, die den Kapitalismus nicht als komplexe Struk-

tur der Ausbeutung und Unterdrückung erkennt und sich stattdes-
sen in einer Personifikation und Vereinfachung erschöpft, kann
ebenfalls ein Einfallstor für Antisemitismus darstellen.
Eine Position, die nur das Spekulationskapital ins Zentrum der

Kritik stellt, mystifiziert diesen Sektor kapitalistischer Verwertung
und bietet Anknüpfungspunkte für völkische oder nationalistische
Ideologien.
Linker Antisemitismus argumentiert meist mit dem Nahostkon-

flikt und legitimiert sich aus der Solidarität mit demKampf der Palä-
stinenserInnen gegen die israelische Besatzung. Es handelt sich
hierbei insbesondere dann um Antisemitismus, wenn �Zionismus�
nur als Tarnbegriff für �Judentum� eingesetzt wird, wenn Verschwö-
rungstheorien über den �jüdischen� oder �zionistischen� Einfluss
auf Medien oder politische Entscheidungen kolportiert werden
oder wenn das Existenzrecht Israels negiert wird. Eine ausdrückli-
che � oder auch nur unausgesprochene � Solidarisierung mit terro-
ristischen Aktionen, also z.B. Anschlägen, die sich gegen die israeli-
sche Zivilbevölkerung richten, ist mit linken Positionen unverein-
bar. Die Verklärung der von diesen Aktionen geprägten zweiten Inti-
fada zu einem Befreiungskampf ist daher unzulässig. Der politische
Bezug auf die Al-Aksa-Brigaden oder reaktionär-fundamentalisti-
sche Gruppen wie z.B. auf die Hamas oder den Dschihad verbietet
sich für linke Gruppen und Organisationen von selbst, nicht zuletzt,
weil genau jene Gruppierungen maßgeblich an der Schwächung
und Zerschlagung der früher politisch einflussreichen palästinensi-
schen Linken beteiligt waren.3

Gleichwohl ist Widerstand gegen die israelische Besatzung und
das Streben nach einem souveränen Staat Palästina grundsätzlich
legitim. Unsere Solidarität gilt den � leider viel zu schwachen � Kräf-
ten der palästinensischen und der israelischen Linken, die gemein-
sam für ein Ende der Besatzung und des Terrors eintreten. So würde
der gesamten in der Region lebenden Bevölkerung die Perspektive
auf ein friedliches und sicheres Zusammenleben eröffnet werden.
Wir räumen ein, dass auch wir bzw. unsere Vorläufergruppen in

den 80er Jahren im Rahmen der �Palästina-Solidarität� teilweise

3 Vergleiche auch unsere gemeinsame Stellungnahme mit ALB, Antifa (M)
und AANO zur Behandlung des Nahostkonflikts bei den Protesten gegen
den EU-Gipfel in Kopenhagen im Dezember 2002. (www.avanti-
projekt.de/antisem_2002.html)
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Standpunkte eingenommen haben, die uns heute inakzeptabel er-
scheinen. Anfang der 90er Jahre setzte dann � wie bei vielen ande-
ren Gruppierungen der radikalen Linken � ein Diskussionsprozess
ein, in dessen Verlauf der linke Antisemitismus überhaupt wahrge-
nommen wurde und der parallel auch zu einer Veränderung von
Standpunkten geführt hat. Das Verdienst, diese Debatte in der Lin-
ken angestoßen zu haben, kommt unzweifelhaft VertreterInnen der
Strömung zu, die sich heute �Antideutsche� nennen.
Dennoch hat die begeisterte Unterstützung für die Politik der is-

raelischen Rechten, die Rechtfertigung von Besatzung, Annexion
und Staatsterrorismus, die umstandslose und ahistorische Identifi-
kation der palästinensischen Seite mit dem Faschismus und das
Schüren von anti-arabischen Vorurteilen mit linken Standpunkten
nichts zu tun. Wenn Teile der so genannten �Antideutschen� sogar
die Kriegspolitik der USA und ihrer Verbündeten (wozu schließlich
trotz der Nichtbeteiligung am Irak-Krieg auch Deutschland rechnet)
gutheißen, dann wird klar, dass sie bei ihrer Verabschiedung von
der Linken schnell ganz rechts angekommen sind. Die Verwendung
von unpassenden und beliebigen Gleichsetzungenmit dem Faschis-
mus ist zudem eine Verharmlosung der realen Verbrechen des deut-
schen Faschismus und eine Verhöhnung seiner Opfer. Sich selbst
als Opfer zu inszenieren, sich als Deutsche z.B. durch das Tragen
von Israel-Fahnen eine Identität auszuborgen, ist schlicht anma-
ßend und unterstützt im übrigen die falsche Gleichsetzung von Ju-
den und Jüdinnen mit der Politik Israels.
Der Nahostkonflikt ist für viele Linke und Ex-Linke nur die Folie,

vor der ein sehr deutscher Konflikt ausgetragen wird. Diese Funk-
tionalisierung lehnen wir ab.

Bürgerliche Demokratie

Im Prozess der Herausbildung des Kapitalismus bestreitet das
aufstrebende Bürgertum den auf Gottesgnadentum und ererbte
Vorrechte begründeten Herrschaftsanspruch der Aristokratie. Es
setzt dagegen Vorstellungen von Gleichheit und Freiheit � eine Frei-
heit, die jedoch für die Mehrzahl der Menschen die Freiheit von Be-
sitz und damit den Zwang zum Verkauf ihrer Arbeitskraft als Ware
bedeutet.
Die bürgerliche Demokratie erhebt den Anspruch, die Herrschaft

für das Volk und durch das Volk zu sein. In der Tat gehen in den
westlichen Industriestaaten die Regierungen und Parlamente zu-
meist aus freien, allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlen her-
vor. Bei Unzufriedenheit mit der Politik der Regierung besteht die
Möglichkeit, eine andere zu wählen � und dies kommt hin und wie-
der auch tatsächlich vor. Dennoch sprechen wir vom Kapital als ei-
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ner �herrschenden Klasse� und sagen, dass für die Veränderung
der Gesellschaft eine Revolution notwendig ist. Wie passt das zu-
sammen?
Bürgerliche Demokratie stellt nur einen gewissen Teil der gesell-

schaftlichen Entscheidungen zur allgemeinen Abstimmung. Die
ökonomische Basis der Gesellschaft, die Produktion, wird jedoch
von den EigentümerInnen der Produktionsmittel bestimmt und ist
jeder demokratischen Kontrolle entzogen. Die großen Konzerne
und Banken sowie die kapitalistischen Interessenverbände erhal-
ten dadurch eine gewaltige gesellschaftliche Macht, die jeder ge-
wählten Regierung deutliche Grenzen setzt. Nichts anderes meint
Kanzler Schröder, wenn er sagt, man könne nicht �gegen die Wirt-
schaft regieren� oder wenn z.B. der Abbau sozialer Leitungen ge-
betsmühlenartig mit der fehlenden Wettbewerbsfähigkeit deut-
scher Unternehmen in einer globalisiertenWelt begründet wird.
Der bürgerliche Staat mit seinen Institutionen hat einen Doppel-

charakter. Er ist einerseits die Entsprechung des kapitalistischen
Systems auf politischer Ebene und stellt dessen Funktionieren si-
cher, indem er � über den kurzfristigen Interessen einzelner Kapita-
listInnen und Unternehmen stehende � allgemeine Regeln für das
Funktionieren kapitalistischen Wirtschaftens aufstellt und gemein-
same Interessen der herrschenden Klasse z.B. durch die Organisati-
on von Infrastruktur, durch Rechtsprechung oder Außenpolitik
wahrnimmt. Zu dieser Funktion gehört es auch, die bestehenden Ei-
gentumsverhältnisse � notfalls unter Einsatz des Gewaltapparates
von Polizei und Militär � abzusichern. Gleichzeitig ist der bürgerli-
che Staat jedoch auch ein Terrain sozialer und politischer Auseinan-
dersetzungen, der auch von dem gesellschaftlichen Kräfteverhält-
nis zwischen den Klassen geprägt wird. So begrenzt die demokrati-
schen Rechte auch sind, so stellen sie andererseits auch eine Errun-
genschaft dar, mit der sich die Bevölkerung zumindest einen gewis-
sen Einfluss auf die Gestaltung der Gesellschaft erkämpft hat.
Diese fortschrittlichen Elemente des bürgerlichen Staates ändern

jedoch nichts daran, dass er in erster Linie als politische Organisati-
onsform der Kapitalsherrschaft konstruiert ist. Wir zielen daher
auch nicht auf die Beteiligung am Parlamentarismus, sondern se-
hen die Perspektive in der Schaffung einer außerparlamentarischen
gesellschaftlichen Gegenmacht. Die Geschichte der Grünen hat ein-
drucksvoll gezeigt, dass der Vorsatz, nur die parlamentarische Ver-
tretung einer unabhängigen Bewegung sein zu wollen, sehr schnell
am Anpassungsdruck und der Integrationskraft der gesellschaftli-
chen Machtstrukturen scheitern kann und derWeg in die Parlamen-
temeist zugleich derWeg in Prinzipienlosigkeit und Opportunismus
ist. Dies gilt auch für Parteienmit sozialistischer Zielsetzungwie die
PDS, deren Programmdebatte und Tätigkeit zunehmend vom Krite-
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rium der Regierungsfähigkeit bestimmt wird und die dafür ihre anti-
militaristische und sozialistische Programmatik verwässert, in Tei-
len sogar aufgegeben hat.
Keine andere Entwicklung ist auch einer neuen �Linkspartei� vor-

gezeichnet, wenn es denn überhaupt zu der Gründung einer neuen
Partei aus GewerkschafterInnen und enttäuschten Sozialdemokra-
tInnen kommt. Dieser Versuch, die SPD der 70er Jahre wieder von
den Toten zu erwecken, ist im hohenMaße illusionär, da er die Ursa-
chen für den Marsch der SPD in den Neoliberalismus nicht reflek-
tiert und � anstatt die Entwicklung von Protest und Widerstand ge-
gen den Sozialabbau in den Mittelpunkt zu stellen � erneut auf die
parlamentarische Ebene fokussiert.
Die bürgerliche Demokratie ist nur eine der möglichen politi-

schen Herrschaftsformen des Kapitals. Insbesondere, wenn die Ei-
gentumsverhältnisse durch revolutionäre Bewegungen bedroht
sind, in besonderen Krisensituationen oder zur Vorbereitungmilitä-
rischer Expansion greift die herrschende Klasse oft zu diktatori-
schen Lösungen. Dies kann die Form einer Militärdiktatur oder auch
� wie in der deutschen und europäischen Geschichte leidvoll erfah-
ren � der Faschismus sein. Daher sieht sich die revolutionäre Linke
immer wieder in Situationen gestellt, in denen sie die Errungen-
schaften der bürgerlichen Demokratie verteidigen muss.
Unser Ziel ist also nicht etwa die Abschaffung der Demokratie,

sondern im Gegenteil die Ausweitung demokratischer Entscheidun-
gen. Denn solange Produktion undVerteilung nicht ebenfalls demo-
kratisch organisiert werden, bleiben die politischen Rechte ohne
materielles Fundament und damit eng begrenzt. Zusätzlich geht es
um die Erweiterung der repräsentativen Elemente (die Macht und
Funktionen durch das vierjährliche Kreuz auf dem Wahlzettel nur
delegiert) durch die Stärkung der Selbstbestimmung und aktiven
Mitregierung. Dazu bedarf es u.a. einer Dezentralisierung von Ent-
scheidungsstrukturen, die eine aktive Beteiligung aller Betroffenen
ermöglicht und ihre Kompetenzen zur Geltung kommen lässt.
Um eine solche tatsächliche, aktive und umfassende Demokratie

durchzusetzen, muss aber die demokratisch nicht legitimierte
Macht des Kapitals gebrochen werden. Alle geschichtliche Erfah-
rung lehrt, dass das Kapital seine Macht nicht kampflos preisgibt,
nur weil etwa die Bevölkerungsmehrheit es so will. Deswegen ge-
hen wir von der Notwendigkeit einer Revolution aus, die neue de-
mokratische Strukturen schaffen wird, wie dies in vorangegange-
nen Revolutionen in Form der Räte der Fall war.
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3 Das gesellschaftliche Kräfteverhältnis:
Strategische Defensive der Linken

Mit dem Zusammenbruch des Real Existierenden Sozialismus
wurde die tiefe Krise der revolutionären Linken weltweit offenbar.
Der Ende der bürokratischen Staatswirtschaften in Osteuropa
schien die Idee des Sozialismus insgesamt zu diskreditieren und
die Überlegenheit der kapitalistisch-marktwirtschaftlichen Ord-
nung eindrucksvoll zu bestätigen.
Viele linke Organisationen lösten sich auf oder schmolzen auf ei-

nen kleinen Kern von Aktiven zusammen. Die Anzahl der Menschen,
die in der Hoffnung auf ein Ende der kapitalistischen Ausbeutung
eine reale Perspektive sehen, nahm rapide ab. Gleichzeitig gab und
gibt es für die revolutionäre Linke guten Grund, ihre theoretischen
Konzepte zu überprüfen und aus der Deformation und Niederlage
der Sowjetunion Lehren zu ziehen. Alte Positionen müssen über-
prüft und neue Antworten und Perspektiven gefunden werden.
Durch diese Schwäche der Linken wurde das Feld frei für eine

weltweite ideologische Offensive des Neoliberalismus. Nicht nur
der Sozialismus, sondern auch derVersuch, den Kapitalismus durch
staatliche Maßnahmen sozial abzufedern, wurde für rückschrittlich
und überholt erklärt. Der freie Markt, in dessenWirken nicht einge-
griffen werden dürfe, wurde zum Götzen erhoben.
Durch den Wegfall des mächtigen Gegners im Osten entfiel für

das Kapital auch die Notwendigkeit, durch soziale Zugeständnisse
die Attraktivität der eigenen Gesellschaftsordnung unter Beweis zu
stellen. Offensiv wurde und werden Lohnsenkungen und der Abbau
sozialer Schutzrechte verlangt. Der wachsenden Armut wird statt
durch Sozialpolitik verstärkt mit staatlicher Repression begegnet.
In dieser Situation befinden sich nicht nur revolutionäre, sondern

auch links-reformistische und liberale Vorstellungen auf dem Rück-
zug. Die Gewerkschaften verlieren � zum Teil durch die mangelnde
Konfliktbereitschaft auch selbstverschuldet � an Einfluss und Mit-
gliedern. Neoliberales Gedankengut hält Einzug bei den meisten
sozialdemokratischen Parteien. Das gesamte politische Spektrum
verschiebt sich nach rechts.
Die revolutionäre Linke ist daher in einer Phase der strategischen

Defensive. (Was nicht ausschließt, dass wir in einzelnen Kampa-
gnen oder Aktionen durchaus offensiv auftreten können.) Daraus
ergeben sich andere Aufgaben und eine andere Strategie als in ei-
ner Situation des Aufschwungs revolutionärer Kräfte.
Eine wichtige Schlussfolgerung besteht darin, dass wir der Vertei-

digung von demokratischen und sozialen Errungenschaften beson-
deres Augenmerk schenken müssen, wozu auch die Abwehr des er-
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starkten Neofaschismus gehört. Solche Abwehrkämpfe erfordern
ein hohes Maß an Bündnisfähigkeit und sind der falsche Ort, um
sich von anderen linken Kräften besonders scharf abzugrenzen. Ge-
rade in der defensiven Phase sind revolutionäre Kräfte auf ein Um-
feld von � zunächst notwendigerweise reformistischen � Bewegun-
gen angewiesen. Durch gemeinsame Aktivitäten entstehen politi-
sche Erfahrungen und Erkenntnisse, die es ermöglichen, in Bewe-
gungen oder Initiativen aktive Menschen für die verbindliche Mitar-
beit in einer revolutionären Organisation zu gewinnen.
In der strategischen Defensive können wir unsere politische Er-

fahrung entwickeln und uns schrittweise, von unten nach oben, für
die Aufgaben vonmorgen organisieren.Wir sollten diese Phase nut-
zen, damit wir in einer neuen Phase der Offensive gut verankert und
handlungsfähig sind.
Mittlerweile gibt es Anzeichen dafür, dass die Talsohle des Nie-

dergangs der Linken durchschritten ist. Weltweit sind in etlichen
Ländern � vor allem in Mittel- und Südamerika � neue antikapitali-
stische Bewegungen entstanden. Auch die Entstehung und die glo-
bale Vernetzung der Bewegung gegen die kapitalistische Globali-
sierung darf als ermutigendes Zeichen gesehen werden, zumal die-
se Bewegung ja keine geringere Frage als die nach einer �anderen
Welt� auf die politische Tagesordnung gesetzt hat. Auch bei uns vor
Ort erleben wir, dass wieder mehr Menschen nach Alternativen zur
kapitalistischen Gesellschaftsordnung suchen und die Offenheit für
sozialistische und revolutionäre Positionen gewachsen ist.
Diese positiven Anzeichen dürfen uns jedoch nicht zu dem Trug-

schluss verleiten, dass die Phase der strategischen Defensive damit
überwunden sei. Noch immer sind unsere Kräfte gegen die politi-
sche und ideologische Offensive des Neoliberalismus gering. Unse-
re Schlussfolgerungen bezüglich des Gewichts der Verteidigung
von Errungenschaften und der besonderen Rolle der Bündnispolitik
werden voraussichtlich noch lange Gültigkeit behalten.
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III. Gegenmacht �
Wer, wenn nicht wir?

1 Die Sozialistische und
Kommunistische Bewegung

AVANTI begreift sich als Teil der widersprüchlichen Geschichte
von sozialistischen, libertären und kommunistischen Revolutionä-
rInnen. Dem Marxismus verdanken wir wichtige theoretische Er-
kenntnisse, wie die Spaltung der Gesellschaft in Klassen, die mate-
rialistische Geschichtsauffassung4 oder die Einblicke in die Funkti-
onsweise der kapitalistischen Ökonomie. Seine Uminterpretation in
ein System von dogmatischen, unbezweifelbaren Lehrsätzen, wie
sie vor allem von den kommunistischen Parteien sowjetischer Prä-
gung vorgenommen wurde, lehnen wir jedoch entschieden ab. Die
Werke und Theorie der �KlassikerInnen� des Sozialismus sind für
unsere Theoriebildung � ebenso wie die feministische Theorie �
eine wichtige Anregung, werden von uns aber nicht als verbindlich
angesehen.
Insbesondere die politische Strategie und Taktik muss auf die

heutige gesellschaftliche Situation zugeschnitten sein, die sich
maßgeblich von derjenigen der Jahre 1848 (Erscheinen des kommu-
nistischen Manifests) und 1917/18 (Oktoberrevolution in Russland,
Novemberrevolution in Deutschland) unterscheidet. Eine � mehr
oder minder abgewandelte � Kopie der alten Politikkonzepte und
Organisationsmodelle kann deswegen nicht derWeg für unsere Or-
ganisierung sein. Gleichwohl versuchen wir, aus der Geschichte zu
lernen, Bewährtes zu übernehmen und Fehlentwicklungen zu er-
kennen und zu vermeiden. In diesem Sinne versuchen wir die Grat-
wanderung, undogmatisch vorzugehen, ohne in theoretische Belie-
bigkeit zu verfallen.
SozialistInnen, AnarchistInnen und KommunistInnen haben in

den vergangenen 150 Jahren mit großem Enthusiasmus undMut für
eine bessere Gesellschaft gekämpft. Viele von ihnen haben diesen
Kampf mit ihrem Leben bezahlt. Trotz der Niederlagen und Irrwege
verdanken wir ihrem Kampf viele soziale Rechte und politische Frei-

4 Der Historische Materialismus sieht in den Produktionsverhältnissen
und ihrer dialektischen Entwicklung durch den Klassenkampf denMotor
der Geschichte. Er betont die zentrale Rolle der ökonomischen Basis für
die Entwicklung von Gesellschaften gegenüber idealistischen Konzep-
ten, die die Ideen und Vorstellungen der Menschen für primär halten.
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heiten, die wir heute genießen, aber auch immer wieder gegen re-
aktionäre Angriffe verteidigen müssen. Als Beispiele genannt seien
das Demonstrationsrecht, das Recht auf gewerkschaftliche Organi-
sierung und auf Streik oder die Verkürzung der wöchentlichen Ar-
beitszeit. Daher wird ihr Kampf durch die Deformation und spätere
Niederlage des Real Existierenden Sozialismus nicht entwertet.
Insbesondere dürfen wir auch all diejenigen GenossInnen nicht

vergessen, die im Widerspruch zum Stalinismus gestanden haben
und oft deshalb Opfer von Verfolgung geworden sind. Die Trotzki-
stInnen, die Kommunistische Opposition in Deutschland oder auch
die spanischen Anarcho-SyndikalistInnen betrachten wir daher
ebenfalls als Teil der Geschichte, auf die wir uns beziehen. Oftmals
haben gerade die unabhängigen KommunistInnen � etwa in der Fra-
ge der Einschätzung des Faschismus und der einzuschlagenden
Taktik zu seiner Bekämpfung � die eigentlich wertvollen Analysen
und Vorschläge geliefert.
Vor den Fehlern, Verirrungen und Verbrechen, die im Namen des

Sozialismus begangen worden sind, dürfen wir nicht die Augen ver-
schließen.Wie konnte es geschehen, dass die russische Oktoberre-
volution, die von dem Wunsch nach Freiheit und Gerechtigkeit so
vieler getragen wurde, schließlich in die bedrückende Diktatur des
Stalinismus mündete? Deshalb ist es auch Aufgabe der Linken heu-
te, sichmit diesemTeil ihrer Geschichte auseinander zu setzen. Hier
bleiben noch viele Fragen offen. Erklärungsansätze wie die damali-
ge Rückständigkeit Russlands, das Ausbleiben der Revolution im
Westen, der innere Bürgerkrieg und die Verwüstung des Landes,
der geringe Alphabetisierungsgrad und die unterentwickelten de-
mokratischen Traditionen können sicherlich nur einen Teil der Fra-
gen beantworten.
Besonders fatal an dieser Entwicklung war die Rückwirkung des

Stalinismus auf die kommunistischen Parteien im Rest derWelt. Ge-
blendet von Erfolgen und vermeintlichen Erfolgen der russischen
GenossInnen ordneten sie sich nach und nach der Führung aus
Moskau unter. Die kritische Diskussion in den Parteien wurde zu-
nehmend unterbunden. An die Stelle einer kritischen und lebendi-
gen marxistischen Theorie trat die Aufstellung geistloser und dog-
matischer Lehrsätze, die die jeweilige Parteilinie pseudo-wissen-
schaftlich untermauern sollten und die von den KommunistInnen
nicht diskutiert, sondern vorbehaltlos geglaubt werden sollten. Die
KommunistInnen, die dieser Linie nicht folgen mochten, wurden
aus den Parteien ausgeschlossen; nicht nur in der Sowjetunion
mussten viele ihre vermeintliche oder reale Opposition mit dem Le-
ben bezahlen.
Der Stalinismus hat so nicht nur die Gesellschaft der UdSSR und

der anderen sozialistischen Staaten deformiert, sondern der sozia-
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listischen Utopie und Bewegung insgesamt schweren Schaden zu-
gefügt.Wer heute � wie AVANTI � an der sozialistischen Utopie fest-
hält, muss sich die Frage stellen lassen, wie ähnliche Fehlentwick-
lungen in der Zukunft verhindert werden sollen. Das betrifft vor al-
lem das Verhältnis von RevolutionärInnen zur Demokratie.

2 Soziale Bewegungen

War die revolutionäre Linke zunächst ein untrennbarer Teil der Ar-
beiterInnenbewegung, so traten � insbesondere seit den späten
1960er Jahren � mit den sozialen Bewegungen neue politische
Strukturen in den Vordergrund, die für einen beträchtlichen Teil der
RevolutionärInnen zu einem wichtigen, wenn nicht gar zum haupt-
sächlichen oder einzigen Betätigungsfeld wurden. Als Frauen-,
Anti-Atom-, Umwelt- oder Friedensbewegung setzen diese sozialen
Bewegungen an wichtigen, teilweise existenziellen Fragen an, die
in der traditionellen ArbeiterInnenbewegung nur eine untergeord-
nete Rolle gespielt hatten. Sie sind eine notwendige Erweiterung
und Bereicherung des politischen Spektrums, denn eine wirksame
gesellschaftliche Gegenmacht kann heute � nach unserer Überzeu-
gung � nicht mehr allein in der ArbeiterInnenbewegung aufgebaut
werden. Dabei halten wir es allerdings für ebenso sicher, dass ohne
oder gar gegen die Mehrheit der Lohnabhängigen ebenfalls keine
Gegenmacht entstehen kann, die eine revolutionäre Veränderung
der Gesellschaft auf die Tagesordnung setzen könnte.
Wir sprechen auch deshalb über die sozialen Bewegungen, weil

hier die Wurzeln von AVANTI liegen. Erfahrungen in der Friedens-
und Anti-AKW-Bewegung der 80er Jahre haben zur Entstehung der
Gruppen geführt, aus denen schließlich AVANTI hervorgegangen
ist. Soziale Bewegungen sind nicht als solche revolutionär, obwohl
die meisten gesellschaftlichen Probleme, gegen die sie angehen,
nach unserer Auffassung nur revolutionär gelöst werden können.
Wir arbeiten in sozialen Bewegungen mit, weil der Kampf gegen die
herrschende Gesellschaftsordnung im Kampf gegen deren konkre-
te Ausprägungen seinen Anfang hat. Es ist eine Aufgabe revolutio-
närer Kräfte, zunächst an solchen konkreten Fragen anzusetzen
und mit vielen anderen Menschen gemeinsam Protest und Wider-
stand zu entwickeln.

Die Frauenbewegungen

Die Durchsetzung des Frauenwahlrechts im Jahr 1918 war der er-
ste große Erfolg in der Geschichte der Frauenbewegungen. In der
Weimarer Republik konnten noch weitere Rechtspositionen durch-

Gegenmacht � Wer, wenn nicht wir?



Seite 50

gesetzt werden, wie z.B. die Zulassung von Frauen als Richterinnen,
Schöffinnen und Geschworene. Im Faschismus einer rassistischen
Bevölkerungspolitik unterworfen und in vielen Lebensbereichen er-
neut diskriminiert, wurde die Gleichberechtigung von Frau und
Mann dann in den Verfassungen beider deutschen Staaten nieder-
geschrieben. Die patriarchale Grundstruktur der Gesellschaft blieb
von dieser juristischen Formel zunächst weitgehend unberührt.
Erst die aus der StudentInnenbewegung seit 1968 entstehende

autonome Frauenbewegung entwickelte eine feministische Gegen-
kultur. Sie rückte Bereiche ins Blickfeld, die bis dahin kaum beach-
tet wurden: die Gesundheitssituation von Frauen, ihre Sexualität,
Gewalt gegen Frauen oder die Situation von Frauen in Forschung
und Lehre. Die feministische Bewegung vertiefte die Kritik an den
patriarchalen Strukturen, z.B. indem unter der Parole �Das Private
ist politisch� das Alltagsverhalten stärker in den Blick genommen
wurde.
Die Erkämpfung eigener Räume und einer Frauen vorbehaltenen

Infrastruktur (Frauenverlage, Frauenzeitschriften und �buchläden,
Frauencafés und �kulturgruppen, Frauenhäuser und Notrufe für
misshandelte und vergewaltigte Frauen und Mädchen) waren wei-
tere wichtige Erfolge dieser Bewegung. Zumindest in den kapitali-
stischen Staaten des Nordens hat die Frauenbewegung in den 70er
Jahren starke Mobilisierungskraft gehabt und deutliche Erfolge er-
zielt: Der Grundgedanke der Gleichstellung von Mann und Frau ist
gesellschaftlich durchgesetzt, auch wenn patriarchale Strukturen
in teils veränderter, teils verdeckter Form weiterhin bestehen. Se-
xualisierte Gewalt in ihren vielfältigen Formen ist von der neuen
Frauenbewegung treffend als ein wesentliches Strukturmerkmal
patriarchaler Gesellschaft nachgewiesen, unmissverständlich als
gesellschaftlicher Skandal gedeutet und ins öffentliche Bewusst-
sein gerückt worden.
Die Institutionalisierung der neuen Frauenbewegung5 durch die

Einstellung von Frauenbeauftragten und die Einrichtung von Frau-
enprojekten hat aber auch dazu beigetragen, dass sie an Kampf-
kraft verloren hat. Die Kraft vieler Frauen wird von den Sorgen um
Anträge und Gelder aufgesogen.
An vielen Fragen ringt insbesondere die autonome Frauenbewe-

gung zudem seit Mitte der 80er Jahre um Antworten, wie die Wirk-
lichkeit zutreffend zu beschreiben ist und der Weg zur Durchset-
zung herrschaftsfreier Strukturen aussehen kann. Hierzu zählen
etwa die Diskussionen um die Beteiligung von Frauen an Herr-

5 Hier beziehen wir uns auf die Frauenbewegung der 70er Jahre, die insbe-
sondere von studentischen Gruppen und Kommunistinnen vorangetrie-
ben wurde.
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schaftsstrukturen, aber auch radikale Infragestellungen bisheriger
Sichtweisen auf die Kategorie Geschlecht.
Einen wichtigen Beitrag zur Weiterentwicklung feministischer

Theorie leisteten z.B. schwarze Frauen mit ihrer Kritik an der (wei-
ßen) Frauenbewegung. Sie wiesen darauf hin, dass sie in den Forde-
rungen, Inhalten und der politischen Praxis der weißen Frauenbe-
wegung keinen Platz für ihre Belange und Erfahrungen sehen. Sie
warfen weißen Feministinnen vor, von �den Frauen� zu sprechen,
jedoch die Erfahrungen vieler Frauen auszublenden. Schwarze
Frauen wandten sich deshalb gegen die Vorstellung, dass die sozia-
le Kategorie �Geschlecht� von anderen Herrschaftsstrukturen wie
Klasse und Rassismus isolierbar sei. Die (weiße) Frauenbewegung,
welche sich bisher vor allem auf ihren Opferstatus bezogen hatte,
wurde damit vor neue Aufgaben gestellt.
Wir begreifen Geschlecht als Kategorie zur Analyse von gesell-

schaftlichen Herrschaftsstrukturen. Das Streben nach Emanzipati-
on muss die Abschaffung aller Unterdrückungsverhältnisse zum
Ziel haben. Als gemischt-geschlechtliche Gruppe suchen wir daher
� wo es möglich ist � nach gemeinsamen Bündnissen und Utopien.
Für die Zukunft wünschen wir uns, dass die Frauenbewegung �

bei aller Nutzung der institutionell erreichten Erfolge � wieder als
starke Bewegung auf der Straße erfahrbar wird, die ihre Forderun-
gen in Konfrontation mit den patriarchalen Strukturen der Gesell-
schaft durchsetzen kann.

Die Friedens- und Antikriegsbewegung

Die Frage von Krieg und Frieden hat für die ArbeiterInnenbewe-
gung immer eine wichtige Rolle gespielt. Mit der atomaren Hochrü-
stung und besonders den unverhohlenen Plänen von USA und
NATO, einen Atomkrieg führbar und gewinnbar zu machen, wurde
die Friedensbewegung in den 80er Jahren eine echte Massenbewe-
gung. Die direkte und existenzielle Bedrohung verhalf der Bewe-
gung zu einer Breite, die ganz unterschiedliche politische Kräfte
und soziale Interessen umfasste. Daher spielten auch nationalisti-
sche Vorstellungen eine beträchtliche Rolle, gegen die wir uns im-
mer scharf abgegrenzt haben.
Die reine Orientierung auf eine Massenbewegung, die nur immer

mehr Menschen zu Großdemonstrationen mobilisieren wollte, wur-
de an der Stelle falsch, wo sie auf den Aufbau von tatsächlichem
Widerstand und eine Frontstellung gegen die herrschende Klasse
im eigenen Land verzichtete.
Das Konzept der Einheit von Protest undWiderstand gehört daher

zu den Lehren, die AVANTI aus den Erfahrungen in der Friedensbe-
wegung gezogen hat. Auch breitester Protest muss wirkungslos
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bleiben, wenn der Schritt zum Widerstand ausbleibt. Und umge-
kehrt bleibt auch entschlossenster und mutigster Widerstand iso-
liert und damit wirkungslos, wenn er sich nicht auf einen breit ent-
wickelten Protest stützen kann.
Mit dem Ende des kalten Krieges und damit der akuten Gefahr

eines atomaren Krieges in Europa ist die Massenbasis der Friedens-
bewegung verschwunden. Der Einsatz der eindeutigen waffentech-
nischen Überlegenheit der NATO gegen Regionalmächte ist � bei
entsprechend rücksichtslosem, zahlreiche zivile Opfer in Kauf neh-
menden Vorgehen � nur mit sehr geringen �eigenen� Verlusten ver-
bunden, auch deshalb bleibt die Opposition gegen diese imperiali-
stischen Kriegshandlungen begrenzt. Der (Wieder-)Aufbau einer
antimilitaristischen Bewegung gehört trotz dieser schwieriger ge-
wordenen Bedingungen zu den wichtigsten Aufgaben der nächsten
Jahre.
Diese ist umso schwieriger und dringender, als das wiederverei-

nigte Deutschland einerseits selbst militärischer Akteur geworden
ist und sich andererseits in Konflikten mitunter auch anders als die
USA positioniert, wie es z.B. beim Irakkrieg der Fall war. Die welt-
weiten Proteste gegen diesen Krieg hatten in ihrem Umfang das er-
ste Mal seit den 80er Jahren wieder Bewegungscharakter. Wir wa-
ren und sind Teil dieser Bewegung gegen den Angriffskrieg und eine
Okkupation des Irak, sehen in der Bewegung aber auch eine Reihe
von Problemen.
Zum einen war es erforderlich, sich besonders deutlich von natio-

nalistischen Positionen abzugrenzen, die etwa die Friedensrhetorik
der deutschen Regierung ernstnehmen wollten, ohne deren zur
konkurrierenden imperialistischen Großmacht strebende Politik
zur Kenntnis zu nehmen, diemit besonderer Friedensliebe wahrhaft
gar nichts zu tun hat. Immerhin war es dieselbe rot-grüne Regie-
rung, die Deutschland 1999 in den ersten Angriffkrieg nach dem
Zweiten Weltkrieg, nämlich den NATO-Luftkrieg gegen Jugoslawien
geführt hatte. Abzulehnen ist auch jene anti-amerikanische Positi-
on, die eben nicht nur die Kriegspolitik der Bush-Administration
oder den Charakter der USA als imperialistischer Weltmacht kriti-
siert, sondern durch eine undifferenzierte, negative Sichtweise der
USA gleichzeitig eine positive � demokratische, friedliebende �
Identität Deutschlands oder wahlweise Europas konstruiert.
Genauso kritikwürdig ist es aber, wenn linke Gruppen sich � ganz

nach der Logik, dass der Feind meines Feindes mein Freund sein
muss � mit den jeweiligen Gegnern der imperialistischen Staaten
solidarisch erklären, unabhängig davon, was deren politische An-
sichten und Praktiken sind. Dies gilt für die Solidarisierung mit dem
jugoslawischen Regime unter Milosevic 1999 genauso wie für die
mit demWiderstand im Irak 2004, der jedenfalls hauptsächlich von
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Gruppen getragen wird, die keinerlei Bezug zu emanzipatorischen
Ideen aufweisen.
Die einzige Gemeinsamkeit, auf die sich eine solche Solidaritäts-

erklärung stützen könnte, wäre die Frontstellung gegen die USA.
Diese hätte die Linke dann aber auch mit den Nazis gemeinsam, die
ja tatsächlich � vordergründig � ähnliche Positionen zum Irak-Krieg
vertreten. Dass faschistische Gruppen auf Anti-Kriegs-Demonstrati-
on nichts zu suchen haben, war leider nicht an allen Orten so selbst-
verständlich, wie es hätte sein sollen.
Es wäre aber die falsche Antwort auf diese Probleme, sich einfach

aus der Anti-Kriegsbewegung herauszuhalten und sie rundheraus
für nationalistisch und faschistisch unterwandert zu erklären. Dort
wo wir uns aktiv an der Organisation der Proteste gegen den Irak-
Krieg beteiligt haben, ist es überwiegend gelungen, nationalisti-
sche Kräfte auszugrenzen, Lobhudeleien auf die Bundesregierung
aus der Propaganda herauszuhalten und der alten Erkenntnis, dass
der Hauptfeind im eigenen Land steht, Verbreitung zu verschaffen.

Die internationale Bewegung
gegen die kapitalistische Globalisierung

Mit der Beteiligung an Aktionen und Mobilisierung zu internatio-
nalen Gipfeltreffen, so z.B. den EU-Gipfeln in Göteborg und Kopen-
hagen und dem G-8 Gipfel in Evian, hat AVANTI sich aktiv an der
internationalen Bewegung gegen die kapitalistische Globalisierung
beteiligt.
Die Faszination und die Bedeutung der internationalen Bewe-

gung gegen die kapitalistische Globalisierung liegt u.a. darin, dass
sie durch ihre eigene Existenz der Perspektive einer �Globalisie-
rung von unten�, eines Gegenmodells zur kapitalistischen Globali-
sierung, Glaubwürdigkeit verschafft. In der Parole �Eine andere
Welt ist möglich� liegt zudem der offensive Anspruch, die Welt
grundsätzlich zu verändern. Die globale Bewegung trägt daher zur
Zeit mehr als andere Bewegungen dazu bei, die Möglichkeit einer
revolutionären gesellschaftlichen Veränderung von einer realitäts-
fremden Phantasterei wieder zu einer konkreten Utopie werden zu
lassen.
Dabei wollen und dürfen wir allerdings nicht verkennen, dass die

globalisierungskritische Bewegung als solche keinen revolutionä-
ren Charakter hat. Im Gegenteil: Gerade ihr am besten organisierter
und öffentlich wahrnehmbarster Teil (attac, NGOs, einige Gewerk-
schaften) wird nicht zu Unrecht als internationale außerparlamen-
tarische Sozialdemokratie bezeichnet. Mit dieser Strömung müs-
sen wir innerhalb der Bewegung eine in der Form solidarische, aber
in der Sache scharfe ideologische Auseinandersetzung führen.
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So ist jene weit verbreitete Globalisierungskritik gänzlich unge-
nügend, die sich nur gegen den �entfesselten�, �ungeregelten� Ka-
pitalismus richtet und eineWiedererrichtung staatlicher Kapitalver-
kehrskontrollen wie überhaupt stärkere staatliche Regulierung der
Wirtschaft fordert. Der Kapitalismus, wie wir ihn heute erleben,
folgt sehr wohl Regeln, nämlich den Regeln der Konkurrenz, des
Rechts des Stärkeren und der Profitmaximierung. Andere Regeln
und �soziale Verantwortung�müssen demKapitalismus von außen,
durch soziale Gegenmacht aufgezwungen werden, was je nach dem
gesellschaftlichen Kräfteverhältnis mehr oder minder erfolgreich
sein kann.
Häufig wird in diesem Zusammenhang auch auf die riesigen Geld-

mengen verwiesen, die nur zum Zweck der Spekulation an den Kapi-
talmärkten bewegt werden und dies der verhältnismäßig kleinen
Geldmenge gegenübergestellt, die zur Abwicklung des realen inter-
nationalen Handels benötigt wird.
Abgesehen von der problematischen Nähe zu der faschistischen

Parole vom �schaffenden� ( = produktiven, arischen) Kapital und
�raffenden� ( = spekulativen, wuchernden, jüdischen) Finanzkapi-
tal: Es gerät mit der Kritik an der Spekulation völlig aus dem Blick,
dass die kapitalistische Ausbeutung, und damit auch die Produkti-
on von Reichtum auf der einen und Armut auf der anderen Seite,
sich noch immer in derMehrwertproduktion der �realen�Wirtschaft
vollzieht. Das Elend der Arbeiterinnen z.B. in den Sweat-Shops der
asiatischen Textilindustrie hat nur wenig mit Spekulation zu tun
und die Devisentransaktionen, die nötig sind, um die mit Billigar-
beit unter schlechtesten Bedingungen hergestellten Produkte nach
Europa zu importieren, sollen von der geforderten Tobin-Steuer ja
gerade nicht übermäßig erschwert werden.
Hoch problematisch ist auch die Vorstellung, der Staat müsse ge-

genüber der Wirtschaft wieder gestärkt werden, um die gesell-
schaftliche Kontrolle über den Wirtschaftsprozess zurückzugewin-
nen und so für soziale und globale Gerechtigkeit sorgen zu können.
Hierbei wird der Klassencharakter des bürgerlichen Staates geleug-
net und der Staat zu einer quasi neutralen Instanz gemacht. Tat-
sächlich waren und sind es aber politische, staatliche Entscheidun-
gen, die den Neoliberalismus von einer Ideologie zu einer gesell-
schaftlichen Realität gemacht haben. Die Sachzwänge der Globali-
sierung und der Standortkonkurrenz sind bewusst selbstge-
schaffen.
Wo Globalisierungskritik auf nationalistischen Argumenten, xe-

nophoben Stimmungen und der letztlich reaktionären Sehnsucht
nach einer heilen, kleinen, überschaubaren Welt beruht, treten wir
für eine deutliche und unmissverständliche Kritik und Abgrenzung
ein.
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Trotz dieser ideologischen Abgrenzung sollten wir den Bewe-
gungscharakter der globalisierungskritischen Bewegung anerken-
nen. Eine Bewegung definiert sich ja gerade durch ihre Heterogeni-
tät, dadurch dass unterschiedliche Strömungen in ihr zusammen-
kommen.
Bewegungen sind keine revolutionären Organisationen. Versu-

che, sie dazu zumachen, zerstören sie. Linke (nicht nur revolutionä-
re) politische Organisationen sollten innerhalb von Bewegungen
fair und solidarisch zusammenarbeiten.
Innerhalb der Bewegung wollen wir für Aktionsformen eintreten,

die weniger appellativen als konfrontativen Charakter haben. Es
geht darum, den Schritt vom Protest zum Widerstand zu gehen �
allerdings mit möglich vielen AktivistInnen gemeinsam und immer
wieder. Entscheidend sollte sein, dass die Aktionen nicht nur ver-
mittelbar sind (und auch tatsächlich vermittelt werden), sondern
auch anschlussfähig sind � also geeignet sind, Menschen zu ermu-
tigen und selbst aktiv zu werden. Dabei müssen jeweils die konkre-
ten Bedingungen vor Ort besonders berücksichtigt werden, denn in
der Regel sind es ja die örtlichen GenossInnen, die die juristischen
und politischen Folgen von Aktionen ausbaden müssen, wenn sich
der Tross der GipfelaktivistInnen wieder verzogen hat.
Zur Erkenntnis, dass die Bewegung gegen die kapitalistische Glo-

balisierung eine Bewegung ist, gehört allerdings auch, dass sie
(nur) eine Bewegung unter mehreren ist. Es gibt daneben weitere �
mehr oder weniger bedeutende � Bewegungen bzw. Politikfelder,
die wir nicht zugunsten der neuesten Mode linksradikaler Sprung-
haftigkeit fallen lassen dürfen. Eine revolutionäre Organisation
sollte sich in mehreren Bewegungen und Themenfeldern verankern
und dabei selbst auch ein Bindeglied darstellen.
Zu Recht kann allerdings die Frage gestellt werden, ob die globa-

lisierungskritische Bewegung hierzulande überhaupt eine Bewe-
gung ist, die auch zwischen den großen Gipfel-Events existiert und
lokal verankert ist. Wir müssen auch bei uns selbst der verständli-
chen, aber gefährlichen Tendenz entgegenwirken, nur auf interna-
tionaler Ebene den Kontakt mit mehr oder minder Gleichgesinnten
zu suchen und uns der Mühe, vor Ort für eine revolutionäre Politik
zu werben, nicht mehr zu unterziehen. Um globale Themen lokal zu
verankern, muss es zunächst vor Ort eine wahrnehmbare und nach-
vollziehbare Propaganda zu diesen Themen geben. Die globalen
Themen lokal herunterzubrechen, bedeutet u.a., sich aktiv in den
Kampf gegen den rapide fortschreitenden Sozialabbau einzuschal-
ten. Dies ist für uns ebenso wie für die meisten anderen Teile der
autonom geprägten radikalen Linken offenkundig nicht einfach.
Gleichwohl ist die Entwicklung einer politischen Praxis zu diesem
Thema die große Herausforderung für alle, die ernsthaft am Aufbau
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einer gesellschaftlichen Gegenmacht und der Verankerung emanzi-
pativer Vorstellungen interessiert sind.

Die Anti-Atom- und Umweltbewegung

Vergleichbar der Bedrohung durch einen atomaren Krieg hat auch
die Zerstörung der Umwelt eine existenzielle, über den Klassenwi-
derspruch und patriarchale Strukturen hinausgehende Dimension.
Daher sammelten sich auch hier unterschiedlichste Strömungen bis
hin zu reaktionär-biologistischen und faschistischen Kreisen, um
deren Ausgrenzung immer wieder gekämpft werden muss.
Die Anti-Atom-Bewegungwar seit ihrer EntstehungMitte der 70er

Jahre ein wichtiges Betätigungsfeld der radikalen Linken und damit
auch für unsere Organisation. Von den jüngeren sozialen Bewegun-
gen fanden in ihr lange Zeit militante Aktionsformen die meiste Ver-
breitung und Akzeptanz. Die Verbindung vonmassenhaftem Protest
und entschlossenem, oft auch militanten Widerstand hat zum rela-
tiven Erfolg der Bewegung viel beigetragen. Denn immerhin sind
die ursprünglichen Pläne der Atomindustrie, was z.B. die Anzahl der
zu errichtenden AKWs angeht, bei weitem nicht durchsetzbar gewe-
sen.Wegen der politischen Institutionalisierung von Teilen der Anti-
AKW-Bewegung in Gestalt der Grünen und ihrem Weg in den politi-
schen Opportunismus ist eine unabhängige Bewegung heute nöti-
ger denn je, um den angekündigten Ausstieg auch tatsächlich � und
nicht erst in mehreren Jahrzehnten � durchzusetzen.

Die antifaschistische und antirassistische Bewegung

Während es an vielen Orten Geschichtswerkstätten und Arbeits-
kreise gibt, die die Erinnerung an die Verbrechen des Nationalsozia-
lismus aufrechterhalten und damit Beiträge gegen eine zunehmend
prominente UnterstützerInnen gewinnende �Politik des Schluss-
strichs� leisten, wird der Kampf um die Einschränkung der politi-
schen und praktischen Bewegungsfreiheit von NeofaschistInnen
von immer weniger Gruppen und Organisationen getragen. Häufig
haben sich etwa Gewerkschaften aus entsprechenden Gegenmobi-
lisierungen verabschiedet; die ohnehin zu geringe Verankerung an-
tifaschistischer Aktivitäten in der heutigen ArbeiterInnenbewegung
ist Ausdruck und Ergebnis sowohl dieser Politik als auch Folge des
Rückzugs linksradikaler Gruppen aus klassenkämpferischen Aktivi-
täten. Für Teile der linksradikalen Szene war der Antifaschismus
hingegen seit Mitte der 80er Jahre zum zentralen Betätigungsfeld
geworden. Wir haben die von Teilen der autonomen Antifa-Szene
verbreitete Position �Antifa ist der Kampf ums Ganze� abgelehnt
und sehen uns in dieser Auffassung bestätigt. Hier wurde eine
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Theorie gebastelt, die die bestehenden Defizite, insbesondere den
Rückzug aus vielen anderen Bereichen gesellschaftlicher Auseinan-
dersetzung, zur Tugend erklärt. So richtig es ist, dass die faschisti-
sche Gefahr ohne die Beseitigung seiner Wurzeln nicht zu bannen
ist, so wenig verliert der Antifaschismus seinen Charakter als Ab-
wehrkampf. Für eine Beseitigung der herrschenden Wirtschafts-
und Gesellschaftsordnung � und damit der dauerhaften Beseiti-
gung der faschistischen Gefahr � bedarf es umfassenderer sozialer
Mobilisierungen und Auseinandersetzungen.
Im antifaschistischen Kampf ist es wichtig, auf die eigenen Kräfte

zu vertrauen, staatlichen Kampagnen nicht hinterherzulaufen und
sich eigenständig und unabhängig zu organisieren. Das heißt nicht,
auf Forderungen an staatliche Stellen zu verzichten und schon gar
nicht, sich sektiererisch aus der gesellschaftlichen Debatte zu ver-
abschieden. Es bedeutet aber, zunächst der unabhängigen antifa-
schistischen Organisierung, der Entwicklung von inhaltlicher Kom-
petenz und praktischer Aktionsfähigkeit Priorität einzuräumen.
Konkret ist dies die Aufforderung an alle, die sich dem Neofa-

schismus entgegenstellen wollen, sich unabhängigen antifaschisti-
schen Initiativen anzuschließen bzw. solche Initiativen zu gründen,
wo sie noch nicht existieren. Denn die gesellschaftliche Ächtung
des Faschismus und der Kampf für gleiche Rechte benötigt eine
starke, offensive Bewegung von unten. Mit allgemeinen Kundge-
bungen der �Toleranz� ist es nicht getan, es geht um die offensive
Durchsetzung konkreter und grundlegender Veränderungen.
Zu den Aufgaben solcher antifaschistischer Initiativen im Bereich

der Öffentlichkeitsarbeit gehört es erstens, die Erinnerung an die
Verbrechen des Faschismus wachzuhalten und allen Verharmlosun-
gen und Rechtfertigungsversuchen entgegenzutreten.
Zweitens geht es um Informationen über extrem rechte und auto-

ritär neoliberale, so genannte rechtspopulistische Gruppen und
Parteien, ihre Umtriebe und ihre wirklichen Ziele sowie ihre Verbin-
dungen in die gesellschaftliche Mitte. Die möglichst genaue Kennt-
nis von Entwicklungen und Tendenzen der extremen Rechten dient
darüber hinaus dazu, Grundlagen für die politisch-strategische Be-
stimmung und für die praktischen Handlungsschwerpunkte der ei-
genen antifaschistischen Politik zu gewinnen.
Drittens ist Aufklärung über den staatlichen wie auch den gesell-

schaftlichen Rassismus vonnöten. Dies sowohl mit der Zielsetzung,
rassistischen Vorurteilen und Einstellungen entgegenzuwirken, an-
tirassistisch eingestellten Menschen Argumente für die Auseinan-
dersetzungen in Familie, Bekanntenkreis, Schule oder Betrieb an
die Hand zu geben als auch die Kenntnis über die diskriminierende
Gesetzgebung und Behördenpraxis gegenüber EinwanderInnen
und insbesondere Flüchtlingen zu verbreitern.
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Viertens geht es um die Verbreitung grundlegender antifaschisti-
scher Positionen, insbesondere dass wir FaschistInnen jedes Recht
auf eine öffentliche bzw. legale politische Existenz bestreiten, da es
sich beim dem planvollen Versuch, einer neuen faschistischen Dik-
tatur den Weg zu bereiten, nicht um eine beliebige Meinungsäuße-
rung, sondern um politisches Verbrechertum handelt.
Doch Öffentlichkeitsarbeit allein, ohne den Versuch auch in prak-

tischen Aktionen für antifaschistische Positionen einzustehen, ist
wenig glaubwürdig. Die Forderung nach einem Verbot faschisti-
scher Propaganda etwa bleibt ein hilfloser Appell, wenn wir nicht
gleichzeitig selbst faschistische Schmierereien beseitigen, Wahl-
werbung von DVU oder NPD entfernen oder flugblattverteilende
Nazis mit antifaschistischen Protesten konfrontieren. Idealerweise
erfüllen praktische Aktionen zwei Funktionen zugleich: Sie schrän-
ken direkt den politischen Bewegungsspielraum der Nazis ein und
interessieren bzw. aktivieren Menschen für antifaschistische
Politik.
Mit Blockade- und Verhinderungsaktionen gegen Naziaufmär-

sche oder �versammlungen wird praktisch unterstrichen, dass wir
den Nazigruppen jedes Recht auf legale politische Existenz abspre-
chen � und eben nicht darauf warten, dass die Polizei dies für uns
durchsetzt. Besonders wichtig und schwierig zugleich ist bei diesen
Aktionen die Bündnisarbeit. Fehlt ein breites Bündnis, dann ist es
leicht, die AntifaschistInnen politisch zu isolieren und die Gefahr
brutalen Polizeivorgehens zum Schutz der FaschistInnen ist beson-
ders groß. Andererseits erfordert es natürlich eine gewisse Kom-
promissbereitschaft, wenn in einem breiten Bündnis z.B. auch Ge-
werkschaften vertreten sind.
Anlässlich von Naziaufmärschenwerden AntifaschistInnen immer

wieder mit der Polizei konfrontiert, die zum Schutz der FaschistIn-
nen eingesetzt wird. Hier muss je nach der konkreten Situation ein
Weg gesucht werden, die Blockade aufrechtzuerhalten, ohne unnö-
tige Auseinandersetzungen einzugehen. Ohne Übertretungen der
Spielregeln des bürgerlichen Staates ist jedenfalls ein wirksamer
antifaschistischer Widerstand nicht zu organisieren.
Gewalt ist für die FaschistInnen ein zentrales Element ihrer Poli-

tik. Wer sich antifaschistisch betätigt, muss daher auch darauf ge-
fasst sein, mit FaschistInnen in eine körperliche Konfrontation zu
geraten. Natürlich kann uns ein Kleinkrieg, der von den Medien als
�Auseinandersetzungen zwischen verfeindeten Gruppen� darge-
stellt wird, nichts nützen. Auf der Ebene von direkter Gewalt gibt es
auch keine Chance für uns, einen dauerhaften �Sieg� zu erringen.
Letztendlich geht es um eine Veränderung des politischen Klimas
und des politischen Kräfteverhältnisses, also um die Durchsetzung
der gesellschaftlichen Ächtung von Faschismus und Rassismus.
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Dies sollten wir bei allen Auseinandersetzungen im Auge behalten,
damit unser Denken und Handeln nicht von �militärischen� Erwä-
gungen bestimmt wird. Gleichwohl darf den FaschistInnen nicht
einfach die Straße überlassen werden. Von ihrem Terror dürfen wir
uns nicht einschüchtern und uns das Recht auf öffentliches Auftre-
ten nicht streitig machen lassen. Die beste Maßnahme gegen die
Diffamierung von AntifaschistInnen als �Chaoten� ist neben verant-
wortbaren und vermittelbaren Aktionen eine gute gesellschaftliche
Verankerung � also z.B. die Mitarbeit in breiten Bündnissen oder
die Entwicklung einer umfassenden Öffentlichkeitsarbeit.
Obwohl die Diskriminierung von ArbeitsmigrantInnen schon frü-

her in Teilen der �Neuen Linken� Berücksichtigung fand, entstand
eine eigenständige antirassistische Bewegung in der Bundesrepu-
blik erst spät. Gegen die ersten großen Hetzkampagnen gegen
Flüchtlinge und EinwanderInnen in den 80er Jahren fand die Bewe-
gung Strukturen und Formen eigenständigen Handelns. Ihr Ver-
dienst ist es, Umfang und Verankerung völkisch-rassistischen und
nationalistischen Denkens und Handelns in der Bundesrepublik
verdeutlicht zu haben, staatliche rassistische Strukturen öffentlich
kritisiert und in vielen Fällen konkrete Unterstützung für Flüchtlin-
ge und EinwanderInnen geleistet zu haben. Politisch hat sie jedoch
mit der gravierenden Einschränkung des Rechts auf Asyl durch die
Änderung des Artikels 16 Grundgesetz und mit der Vielzahl folgen-
der, auf Abschreckung und Ausgrenzung zielender Gesetze eine
schwere Niederlage erlitten.
Wir treten ein für die Abschaffung aller Sondergesetze, die

Flüchtlinge und EinwanderInnen betreffen, und für die Zurückdrän-
gung und schließliche Beseitigung völkischer, nationalistischer
und antisemitischer Denk- und Handlungsweisen. Die dazu notwen-
dige starke antirassistische Bewegung muss eine grundlegende
Kritik gesellschaftlicher Unterdrückungs- und Ausgrenzungsstruk-
turen mit konkreten Kämpfen und Unterstützungsaktionen verbin-
den, um sich weder in rein karitativen Aktivitäten noch in antinatio-
nalen Positionen zu verlieren, die in die Selbstisolation führen.
Wegen der politischen Entrechtung und des völkischen Staats-

bürgerrechts hat die Selbstorganisation von Flüchtlingen und Mi-
grantInnen in der Bundesrepublik noch keine lange Tradition. Wir
messen dieser Selbstorganisation aber langfristig großen Stellen-
wert zu, wobei es nicht unsere Aufgabe sein kann, diesen Prozess
aktiv voranzutreiben. Wir wollen allerdings für gesellschaftliche
Bedingungen streiten, die die Selbstorganisation von Flüchtlingen
und EinwanderInnen ermöglichen und fördern sowie auch selbst
mit solchen Organisationen die Zusammenarbeit und den Aus-
tausch suchen.
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IV. Utopie �
Die Einheit vonWeg und Ziel

Solange es Ausbeutung und Unterdrückung gibt, haben Men-
schen dagegen aufbegehrt. Es hat in dieser Geschichte von Befrei-
ungs- und Klassenkämpfen Siege und Niederlagen gegeben, es gab
wichtige Erkenntnisse und fatale Irrtümer. Wir sind daher davon
überzeugt, dass der Untergang des Real Existierenden Sozialismus
nicht gleichbedeutendmit dem Ende der sozialistischen Utopie und
dem Kampf um ihre Verwirklichung ist.
Die Hoffnung auf ein anderes, besseres Leben in Solidarität und

Selbstbestimmung, in sozialer Gerechtigkeit und in voller Gleichbe-
rechtigung aller Menschen wird lebendig bleiben, bis Hunger,
Krieg, Ausbeutung und Unterdrückung endgültig der Vergangen-
heit angehören � und die klassenlose, von allen Herrschaftsformen
befreite Gesellschaft Realität wird.
Diese Utopie mag ein fernes, vielleicht zu unseren Lebzeiten un-

erreichbares Ziel sein. Und dennoch gibt sie uns Mut, Kraft und Ori-
entierung für unseren politischen Kampf.

1 Sozialismus und Demokratie

�Freiheit nur für die Anhänger der Regierung, nur für die Mitglie-
der einer Partei � mögen sie noch so zahlreich sein � ist keine Frei-
heit. Freiheit ist immer die Freiheit des Andersdenkenden. Nicht
wegen des Fanatismus der Gerechtigkeit, sondern weil all das Bele-
bende, Heilsame und Reinigende der politischen Freiheit an diesem
Wesen hängt und seineWirkung versagt, wenn Freiheit zum Privile-
gium wird.� (Rosa Luxemburg)
Die sozialistische ArbeiterInnenbewegung ist mit dem Kampf um

demokratische Rechte untrennbar verbunden. Wichtige Errungen-
schaften � wie z.B. das Streikrecht und die Versammlungsfreiheit �
wurden von der ArbeiterInnenbewegung durchgesetzt. Dennoch
wurden die demokratischen Traditionen durch die harten Auseinan-
dersetzungen mit Staat und Kapital zurückgedrängt. Dies gilt be-
sonders für das zaristische Russland, wo die Repression die Soziali-
stInnen in die Illegalität zwang. Als Antwort auf diese Situation ent-
stand das Modell der bolschewistischen �Partei neuen Typs�, einer
straffen zentralistischen Organisation von BerufsrevolutionärIn-
nen. Im Bürgerkrieg, den die Konterrevolution gegen die junge So-
wjetmacht entfesselte, verstärkte sich die Tendenz zu Kommando-
strukturen in der Partei nochmals erheblich.
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Man beruhigte sich damit, dass es bewährte undmoralisch zuver-
lässige GenossInnen seien, denen die diktatorischen Befugnisse
übertragen wurden. Damit wurde die Bedeutung der demokrati-
schen Kontrolle von Macht jedoch völlig unterschätzt. Es reicht
eben nicht aus, dass dieMacht im Interesse der Bevölkerungsmehr-
heit ausgeübt wird, sie muss auch tatsächlich durch die Bevölke-
rung ausgeübt werden, sonst gibt es keinen Sozialismus, der die-
sen Namen verdient. Er darf keine Einparteiendiktatur sein, die
nach dem Prinzip �Die Partei hat immer Recht� abweichende Mei-
nungen unterdrückt.
Gerade im Sozialismus muss das � auch organisatorische � Ne-

beneinander verschiedenster Strömungen gewährleistet sein.
Denn ohne offene und demokratische Diskussion kann eine Gesell-
schaft nicht lernfähig und damit nicht in der Lage sein, in ökolo-
gisch verantwortbarer Weise die Bedürfnisse der Bevölkerung zu
befriedigen..
AVANTI bekennt sich daher zum politischen Pluralismus und zum

Recht auf eine legale Opposition auch in der sozialistischen Gesell-
schaft. Das schließt die Möglichkeit mit ein, dass eines Tages die
Mehrheit der Bevölkerung beschließen könnte, den Sozialismus
wieder abzuschaffen. Gegen den möglichen konterrevolutionären
Versuch, die neue sozialistische Ordnung gewaltsam zu stürzen,
sind repressive Maßnahmen unumgänglich. Ihre Anwendung muss
sich aber auf genau diesen Fall beschränken.
Daher wird eine wesentliche Aufgabe der sozialistischen Revolu-

tion darin bestehen, sich gesellschaftlich so zu verankern, dass
eine Rücknahme der Veränderung der Gesellschaft strukturell un-
möglich wird. Die Errungenschaften des Sozialismus beseitigen zu
wollen, muss ähnlich absurd und lächerlich erscheinen, wie es heu-
te der Versuch wäre, Deutschland wieder zu einem Kaiserreich zu
machen.

2 Was kann Sozialismus heute bedeuten?

Vorweg:Wir erheben nicht den Anspruch, einen fertigen Plan aus-
zuarbeiten, wie ein Sozialismus der Zukunft aussehen kann. Wir
haben sowohl zum politischen wie zumWirtschaftssystem lediglich
Vorstellungen von den Prinzipien, nach denen die Gesellschaft or-
ganisiert werden sollte. Wir empfinden dieses Fehlen eines genau-
en Modells zur Zeit nicht als Schwäche. Für uns steht die politische
Praxis im Vordergrund. Wir leisten theoretische Arbeit, soweit sie
hierfür erforderlich ist und in unseren Möglichkeiten steht. Zudem
hegen wir große Zweifel, ob es sinnvoll ist, in der jetzigen Phase am
grünen Tisch den großen Plan zu erarbeiten.Wir sind vielmehr über-
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zeugt, dass mit dem Wachstum der revolutionären Bewegung und
der Zuspitzung von Widersprüchen sich auch die Vorstellung von
einer gesellschaftlichen Alternative verfeinern kann und wird.
Solange Sozialismus mit autoritärer Bürokratie, Unterdrückung

von Meinungs- und Reisefreiheit und dem ständigen Mangel an
Konsumgütern gleichgesetzt wird, wird es keinerlei Chance für die
Durchsetzung eines gesellschaftlichen Umschwungs geben. Wir
glauben nicht, dass es die richtige Antwort auf dieses Problem
wäre, einfach einen neuen Begriff für unsere politische Utopie zu
wählen. Denn wir werden den Erfahrungen und Problemen beim er-
sten historischen Versuch, den Kapitalismus zu überwinden, nicht
durch Etikettenschwindel ausweichen können. Es gilt vielmehr zu
benennen, was wir heute unter Sozialismus verstehen, warum und
wodurch er sich von den untergegangenen Parteidiktaturen unter-
scheidet.
Theoretisch und praktisch unbrauchbar geworden ist nach unse-

rer Auffassung die Formel von der �Diktatur des Proletariats�. Ur-
sprünglich gebraucht wurde der Begriff, um deutlich zu machen,
dass das Proletariat (also die lohnabhängig Beschäftigten) sich ge-
gen die herrschende Klasse des Kapitals durchsetzen müsse und
dadurch für kurze Zeit selbst zur herrschenden Klasse werde. Es
nimmt � so die klassische Theorie � dann die Produktionsmittel für
die Gesellschaft in Besitz und hebt dadurch den Klassengegensatz
auf, wodurch dann die Notwendigkeit für die Diktatur, ja für den
Staat insgesamt entfällt und die klassenlose Gesellschaft des Kom-
munismusmöglich wird. Bei Marx stand die �Diktatur des Proletari-
ats� der �Diktatur der Bourgeoisie� gegenüber. Das Wort Diktatur
bezog sich auf Herrschaft allgemein, nicht auf die heute gebräuchli-
che Interpretation als totalitäre Herrschaft.
Wie wir wissen, wurde unter der Losung �Diktatur des Proletari-

ats� eine dauerhafte diktatorische Herrschaft geschaffen, die sich
nicht nur gegen die Konterrevolution und die Überbleibsel der Kapi-
talistenklasse richtete, sondern ziemlich schnell gegen das Proleta-
riat und viele der RevolutionärInnen der ersten Stunde selbst. Eine
revolutionäre Politik und Propaganda des 21. Jahrhunderts wird mit
den Losungen des 19. Jahrhunderts scheitern, die Erklärung unserer
tatsächlichen Ziele bedarf eines Verzichtes auf nur zu leicht misszu-
verstehende Formulierungen der �Klassiker�.
So richtig es daher ist, dass die Macht des Kapitals revolutionär

gebrochen werden muss, so wenig darf dies zu diktatorischen Zu-
ständen, also zur Beseitigung demokratischer Entscheidungsstruk-
turen und zur Aushebelung der fundamentalen Freiheits- und Men-
schenrechte führen. Eine Situation, in der die Revolution sich nur
noch auf die Macht der Bajonette gestützt behaupten kann und
dauerhaft nicht stark genug ist, die eigenen Maßnahmen in offener
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Diskussion zu vertreten und hierfür Mehrheiten zu gewinnen, ist
gleichbedeutend mit der Niederlage der Revolution. Es gibt dann
nur noch die Alternative, diese Niederlage einzugestehen und die
Macht wieder abzugeben oder aber den Weg zur Diktatur zu be-
schreiten, was langfristig verheerende Folgen für das Projekt der
Umgestaltung der Gesellschaft hat, weil die sozialistischen Kräfte
auf Jahre und Jahrzehnte diskreditiert werden.
Wir wollen diese Ausführungen nicht als historische Besserwisse-

rei verstanden wissen. Wir versuchen im Nachhinein, aus der Ge-
schichte der sozialistischen Bewegung Lehren zu ziehen und spre-
chen damit kein moralisches Urteil über die RevolutionärInnen von
einst, die Entscheidungen getroffen haben, die sie nach damaliger
Kenntnis für die richtigen hielten.
DasWirtschaftssystem der realsozialistischen Staaten bestand in

einer zentralen Planwirtschaft, die sich als unfähig erwiesen hat,
Güter in ausreichender Menge, vor allem aber in ausreichender
Qualität herzustellen. Ressourcen in ungeheurem Ausmaß wurden
nicht genutzt, sondern verschleudert, Gebäude und Maschinen
schlecht instand gehalten usw. Immer wieder wird behauptet, dies
beweise die Überlegenheit der Marktwirtschaft über die Planwirt-
schaft. Nur derMarkt könne sicherstellen, dass das produziert wird,
was gebraucht wird, indem sich jede Nachfrage auch ihr Angebot
schafft bzw. ein Angebot, das keine Nachfrage findet, ziemlich
schnell vom Markt verschwindet. Die Triebfeder der wirtschaftli-
chen Tätigkeit sei nun einmal das Streben nach Profit. Die damit
verbundene soziale Ungleichheit müsse eben hingenommen
werden.
Wir widersprechen dieser Auffassung aufs schärfste. Jede Markt-

wirtschaft hat ihre GewinnerInnen und ihre VerliererInnen. Dies
muss über kurz oder lang zur Konzentration von wirtschaftlicher
Macht in den Händen weniger führen. Demokratie und soziale Ge-
rechtigkeit sind auf dieser Basis nicht zu erreichen. Zudem gibt es
auch innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft Elemente von Plan-
wirtschaft. Große Konzerne beispielsweise planen ihre Aktivitäten
und internen Abläufe sehr genau. Sie beweisen damit, dass es prin-
zipiell möglich ist, auch sehr komplexe Abläufe sinnvoll und effektiv
zu planen. Allerdings geht es in einer sozialistischen Planwirtschaft
nicht um den Zweck des Profits, sondern um die Bedürfnisbefriedi-
gung aller. Das bedingt eine demokratische Planung, die die Mit-
wirkung aller ermöglicht und erfordert. Dafür wird sicherlich viel
Zeit erforderlich sein, die aber schon beim heutigen Stand der Pro-
duktivität zur Verfügung stehen würde, wenn nicht immens viel
Arbeitszeit und Ressourcen für unnütze Produkte (etwa die zahlrei-
chenWegwerf-Produkte oder Rüstungsgüter) und ein wahnwitziges
Transportaufkommen verschwendet würden. Wir gehen davon aus,
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dass bei sinnvoller Planung und demokratischer Diskussion, für
welche undwie viele Güter und Dienstleistungen tatsächlich Bedarf
besteht, die Möglichkeit sowohl für eine umfassende betriebliche
und wirtschaftspolitische Demokratie als auch für eine deutliche
Verkürzung der regelmäßigen Arbeitszeit besteht. Dazu müssen
Entscheidungen dezentralisiert werden und die arbeitenden Men-
schen nicht nur auf dem Papier EigentümerInnen ihrer Betriebe
sein, sondern tatsächliche Entscheidungsgewalt haben.
Das Privateigentum an Produktionsmitteln kann und muss daher

abgeschafft werden und eine Form kollektiven Eigentums an seine
Stelle treten.
Die realsozialistische Wirtschaft hatte zwei grundlegende

Schwierigkeiten. Die erste bestand in der Vorstellung, dass eine
Planwirtschaft zentral gelenkt werden müsse, was zu einer absur-
den Aufblähung der Planbürokratie führte; die zweite darin, dass
die ausgeprägten Kommandostrukturen und das Fehlen demokrati-
scher Strukturen das angebliche �Volkseigentum� zu einer inhalts-
leeren Phrase gemacht haben.
Der Sozialismus wird in der Tat hohe Anforderungen an die Eigen-

verantwortung, den Gestaltungswillen und die soziale Kompetenz
der Menschen stellen.Wir glauben aber nicht, dass es hierfür eines
utopischen �anderen� Menschens bedarf. Schon heute engagieren
sich Menschen in vielen Bereichen, ohne dabei nach Profit oder in-
dividuellen Vorteilen zu streben. Dies findet im privaten Bereich
ebenso statt wie in Vereinen oder Initiativen.Warum sollten sie sich
also zukünftig nicht mit der gleichen Selbstverständlichkeit für ih-
ren Betrieb, ihren Wohnblock, ihre Stadt usw. verantwortlich füh-
len? Voraussetzung hierfür ist zunächst die Umwälzung der ökono-
mischen Basis, eine verbesserte und veränderte Bildung, dann aber
ein Höchstmaß an direkt erfahrbarer Demokratie, die deswegen �
soweit irgend möglich und sinnvoll � dezentral aufgebaut werden
muss. Auch für die weiterhin notwendigen Elemente zentraler Pla-
nung können Möglichkeiten gefunden werden, die notwendigen
Entscheidungen auf eine breite demokratische Grundlage zu stel-
len. Eine gewisse Veränderung des sozialen Bewusstseins der Men-
schen muss dafür sicher vorausgesetzt werden. Diese Veränderung
ist aber zugleich die Bedingung, dass es überhaupt zu einer soziali-
stischen Revolution kommt. Zum größeren Teil wird die Herausbil-
dung einer neuen solidarischen Kultur der Produktion und Vertei-
lung aber erst das � längerfristige � Ergebnis einer Veränderung der
Strukturen sein können.
Dann wird der Wert eines Menschen auch nicht mehr über seine

Arbeit bestimmt sein. Eine sozialistische Gesellschaft darf nicht wie
bisherige Gesellschaften Selektion, Ausgrenzung und Bewertung
betreiben. Sie darf nicht sortieren nach krank und gesund, stark

Utopie � Die Einheit von Weg und Ziel



Seite 66

und schwach, leistungsstark und unproduktiv, nützlich und bela-
stend � und davon die Teilhabe am gesellschaftlichen Reichtum ab-
hängig machen. Arbeitsteilung nach hierarchischen, geschlechtli-
chen oder rassistischen Kriterien findet nicht mehr statt. Reale Un-
terschiede zwischen den Geschlechtern (z.B. Gebärfähigkeit) dür-
fen nicht für die Rollenbestimmung oder die Arbeitsteilung von Be-
deutung sein. Produktion und Reproduktionmüssen als ein Lebens-
zusammenhang gesehen werden. Deshalb müssen Strukturen ge-
schaffen werden, die eine kollektive Verantwortung hierfür er-
möglichen.
Die materiellen Voraussetzungen � also Produktionstechniken,

Ressourcen, Ausbildung � für eine sozialistische Gesellschaft sind
im Weltmaßstab vorhanden. Die Güter können so verteilt werden,
dass niemand in Hunger und Elend leben muss. Die Produktion
kann so umgestellt werden, dass der unverantwortliche Raubbau
an der Natur gestoppt wird. Die klassenlose Gesellschaft ist mög-
lich, sie ist keine kurzfristige, aber eine realistische Utopie.

3 Von der Gegenmacht zur Revolution

Von Revolution zu reden, erscheint häufig noch utopischer und
unzeitgemäßer als das Bekenntnis zum Sozialismus. Gerade ange-
sichts der derzeitigen völligen Außenseiterposition der revolutio-
nären Linken in Deutschland fällt es schwer zu glauben, dass wir
eines Tages mit der Masse der Bevölkerung gemeinsam die Verhält-
nisse in diesem Land radikal ändern können. Auch wenn eine Revo-
lution als ferne Zielvorstellung erscheint, zeigt doch die Geschich-
te, wie schnell sich Verhältnisse und Bewusstsein ändern können.
Es gibt keine gleichförmige Entwicklung, sondern längere Phasen
von Stagnation oder Reaktion können plötzlich durch scharfe Wen-
dungen und Sprünge abgelöst werden.Wir sehen keinen Anlass zur
Resignation, da wir � natürlich im sehr viel kleineren Maßstab �
schon mehrfach die Erfahrung gemacht haben, wie schnell Empö-
rung und Widerstandsbereitschaft wachsen können. Wir verweisen
z.B. auf die Erfahrungen der Anti-AKW-Bewegung an ihren Brenn-
punkten wieWackersdorf, Gorleben und � für eine kurze Zeitspanne
1987/88 � auch Lübeck, wo wir (noch unter dem Namen AKAW) ak-
tiv an der Bewegung gegen Atomtransporte durch die Stadt betei-
ligt waren, die in kurzer Zeit Tausende BürgerInnen zu Protest, aber
auch aktivemWiderstand mobilisierte. Natürlich hatte das alles mit
Revolution noch nicht viel zu tun, ist für uns aber ein praktischer
Beleg dafür, dass Massenmobilisierungen binnen kurzer Zeit mög-
lich sind, wenn die Empörung groß genug und eine Handlungsper-
spektive sichtbar ist.
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Revolution bedeutet die radikale Umwälzung der politischen und
sozialen Verhältnisse auf der Basis einer massenhaften Mobilisie-
rung und aktiven Beteiligung der Bevölkerung. Diese breite Mobili-
sierung ist nicht nur notwendig, damit der Sozialismus tatsächlich
gegen die Kräfte der Reaktion durchgesetzt werden kann, sondern
auch damit die neue Gesellschaft von Anfang an demokratisch auf-
gebaut wird.Wie eine zukünftige Revolution aussehen wird, wissen
wir nicht. Es spricht vieles dafür, dass sie von allen revolutions-ro-
mantischen Vorstellungen weit entfernt sein wird.
Eine Revolution ist nicht zwangsläufig eine gewaltsame Umwäl-

zung. Kann revolutionäre Gewalt gerechtfertigt sein? Sicher ist,
dass wir die Gewalt zunächst zutiefst ablehnen. Gewalt verhilft dem
Recht des Stärkeren zur Durchsetzung und ist damit Teil des gesell-
schaftlichen Zustandes, den wir überwinden wollen. Sowohl als
strukturelle Gewalt wie auch als direkte Gewalt � in Form von Mili-
tär- und Polizeieinsätzen, faschistischemTerror oderMännergewalt
gegen Frauen � ist sie in der heutigen Gesellschaft ständig präsent.
Unsere Utopie ist demgegenüber die einer gewalt- und herrschafts-
freien Gesellschaft.
Dennoch haben RevolutionärInnen immer wieder zum Mittel der

Gewalt gegriffen. In vielen historischen Situationen halten wir diese
Entscheidung für richtig und unvermeidlich. Viele Befreiungsbewe-
gungen � etwa die in Nicaragua � hatten keine andere Möglichkeit,
Diktaturen zu stürzen, als das Mittel des bewaffneten Kampfes.
Vielfach ist die Entscheidung zum Einsatz dieses letztenMittels erst
nach Jahrzehnten gewaltlosenWiderstandes gefallen. Die Erfahrun-
gen dieser Befreiungskämpfe zeigen aber auch, dass der Einsatz
von Gewalt immer auch Tendenzen zur Verrohung in den eigenen
Reihen hervorgebracht hat.
Wir sind daher der Überzeugung, dass die Entscheidung zum Ein-

satz revolutionärer Gewalt sehr genau abgewogen werden muss
und nur als letztes Mittel gelten kann, wenn andere Methoden, um
dem Willen der Bevölkerungsmehrheit nach einem gesellschaftli-
chen Wandel Geltung zu verschaffen, nicht zur Verfügung stehen
oder versagt haben.
Ob eine künftige Revolution friedlich � oder überwiegend fried-

lich � verläuft, darüber lässt sich heute nur spekulieren. Letztlich
wird es sowohl auf die Macht und Stärke der revolutionären Bewe-
gung als auch auf die verbliebene Stärke der alten Machteliten an-
kommen. Sicher ist nur, dass die gesellschaftliche und ökonomi-
sche Macht des Kapitals gebrochen werden muss. Dies ist in jedem
Fall eine Machtfrage, die nicht einfach durch die Gewinnung einer
parlamentarischen Mehrheit entschieden werden kann, da alle Er-
fahrung zeigt, dass die Regeln der bürgerlichen Demokratie nur
noch wenig wert sind, wenn die Profite bedroht sind. Beim Aufbau
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dieser außerparlamentarischen Gegenmacht mitzuwirken, betrach-
ten wir als unsere Aufgabe.
Eine gesellschaftliche Gegenmacht wird nicht von einer Gruppie-

rung oder Partei allein gebildet werden können � und dies halten
wir auch nicht für wünschenswert. Gegenmacht entsteht nach unse-
rer Vorstellung vielmehr aus einer spontanen revolutionären Bewe-
gung, an der verschiedene revolutionäre Organisationen beteiligt
sind, die in dieser Bewegung konstruktiv zusammenarbeiten, ohne
ihre Unterschiedlichkeit aufzugeben.
In diesen Kämpfen kann die Aufgabe der sozialistischen Oppositi-

on nicht darin liegen, einen in Konflikt mit den Herrschenden gera-
tenen Teil der Bevölkerung lediglich quantitativ zu verstärken; ihre
Aufgabe ist vielmehr die qualitative Veränderung des Konflikts. Sie
hat die von den sozialen Protestgruppen oft nur pragmatisch ge-
stellten Fragen auf die grundlegenden Herrschaftsstrukturen, ge-
gensätzlichen Interessen und tiefergehenden Widerspruchslinien
zurückzuführen.
Die politischen Kämpfe, die wir heute führen, haben also eine

doppelte Funktion. Sie versuchen zunächst, konkrete Teilforderun-
gen und Verbesserungen innerhalb des bestehenden Systems
durchzusetzen. Denn nur eine radikale Linke, die sich als durchset-
zungs- und mobilisierungsfähig in diesen Teilkämpfen erweist,
kann hoffen, jemals von einer Mehrheit der Bevölkerung als Per-
spektive angesehen zu werden. Zum anderen entstehen in diesen
Kämpfen Erfahrung und politisches Bewusstsein, die wiederum Teil
des Aufbaus von gesellschaftlicher Gegenmacht sind, die hoffent-
lich eines Tages die Machtfrage stellen und positiv entscheiden
kann.
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V. Strategische Ziele

Organisierte revolutionäre Tätigkeit zeichnet sich u.a. dadurch
aus, dass wir uns über kurzfristige Projekte und Kampagnen hinaus
strategische Ziele setzen, an denen wir langfristig unsere Politik
bestimmen. In der Fähigkeit zu strategischem Handeln liegt einer
der wesentlichen Vorteile einer Organisation gegenüber spontanen
Bewegungen.
Die Notwendigkeit der Organisierung von RevolutionärInnen er-

gibt sich nicht zuletzt aus der Notwendigkeit, strategisch handeln
zu können.
Die strategischen Ziele bilden gewissermaßen die Vermittlung

zwischen unserer politischen Alltagsarbeit und unserer politischen
Utopie. Sie beschreiben die nächstenWegmarken, die wir erreichen
wollen, um auf dem Weg zur grundsätzlichen Veränderung der Ge-
sellschaft voranzukommen.
Daher sind die strategischen Ziele nicht unabhängig von der poli-

tischen Utopie, sondern aus ihr abgeleitet.
Zu den strategischen Zielen, die wir in gesellschaftlichen Ausein-

andersetzungen und Kämpfen erreichenwollen, zählt insbesondere
die Befreiung der Menschen aus den Fesseln der bürgerlichen Ideo-
logie und damit die Vergrößerung der Möglichkeiten für emanzipa-
tives Handeln. Gegenmacht entsteht zunächst sozial, erst dann or-
ganisatorisch.
Wenn unsere Vorstellung von Sozialismus also eine Gesellschaft

beschreibt, die auf sozialer und politischer Gleichheit, auf Solidari-
tät sowie der demokratischen Kompetenz und Eigenaktivität der
Menschen aufgebaut ist, so muss sich diese Vorstellung in unserer
Strategie wiederfinden. Unsere Strategie darf nicht auf einen �
letztlich militärischen � Plan zur Eroberung der politischen Macht
ausgerichtet sein, sondern muss bereits auf dem Weg das Ziel be-
rücksichtigen.
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit haben wir für die Entwicklung

unserer Organisation folgende strategische Ziele formuliert:

� die Herstellung von politischer Interventionsfähigkeit

� die gesellschaftliche Verankerung und

� die Schaffung, Erhaltung undWeiterentwicklung von revolu-
tionärem und demokratischem Bewusstsein.
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1 Politische Interventionsfähigkeit

Als politisch interventionsfähig bezeichnenwir eine handlungsfä-
hige Organisation, die in der Lage ist, in politische Auseinanderset-
zungen einzugreifen und als eine gesellschaftlich wirksame Kraft
wahrgenommen wird.

� Interventionsfähigkeit hat zunächst eine quantitative Kom-
ponente: Wir streben an, eine starke Organisation mit vie-starke Organisation mit vie-starke Organisation mit vie-starke Organisation mit vie-starke Organisation mit vie-
len MitstreiterInnenlen MitstreiterInnenlen MitstreiterInnenlen MitstreiterInnenlen MitstreiterInnen zu werden und uns in möglichst vielen
Orten und Regionen (zunächst) Norddeutschlands zu veran-
kern. Es geht aber nicht umWachstum um jeden Preis. Unse-
re Handlungsfähigkeit entsteht aus der Organisierung von
politisch tatsächlich aktiven Menschen, die sich bewusst zu
unserem Projekt bekennen und unsere Grundpositionen
teilen.

� Bestandteil von politischer Interventionsfähigkeit ist auch
die gemeinsamedie gemeinsamedie gemeinsamedie gemeinsamedie gemeinsame WWWWWeiterentwicklung unserereiterentwicklung unserereiterentwicklung unserereiterentwicklung unserereiterentwicklung unserer Theorie undTheorie undTheorie undTheorie undTheorie und
PPPPPraxisraxisraxisraxisraxis. Das kollektive Lernen, die Auswertung und das Fest-
halten von politischen Erfahrungen gehören zu den wichtig-
sten Aufgaben einer revolutionären Organisation. Die offene
Diskussion unserer Erfolge und unserer Fehler, die Ausein-
andersetzung mit Kritik von innen und von außen verbessert
unsere Erkenntnismöglichkeiten über politische Situationen
sowie die sich daraus ergebenden Aufgaben und Chancen
für sozialistische Politik. Nicht unterschätzt werden darf
auch, dass die gemeinsame Auswertung von Erfahrungen
das Zusammengehörigkeitsgefühl innerhalb der Organisati-
on stärkt.

� Um interventionsfähig zu sein, sind auch Organisations-Organisations-Organisations-Organisations-Organisations-
strukturenstrukturenstrukturenstrukturenstrukturen notwendig, die sowohl ein zielgerichtetes, ge-
meinsames Handeln als auch das kollektive Lernen und die
Entwicklung eines solidarischen Zusammenhalts ermögli-
chen. Diese Strukturen müssen aufgebaut und ständig an-
hand der politischen Praxis überprüft und � wenn nötig �
verändert werden. (genauer zu unseren Organisationsstruk-
turen im folgenden Abschnitt 6)

� Schließlich benötigen wir eine entsprechende InfrastrukturInfrastrukturInfrastrukturInfrastrukturInfrastruktur,
um interventionsfähig zu sein. Dazu gehören neben Räumen
für Treffen und andere Arbeiten etwa auch Computer und
andere technische Geräte. Sehr wichtig ist die Verbesserung
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unserer finanziellen Ausstattung, damit politische Projekte
nicht immer wieder am Geld scheitern. Wir rechnen diese
Aufgaben deswegen zu den strategischen Zielen, weil die
Entwicklung einer arbeitsfähigen, technischen und finanzi-
ellen Infrastruktur eine oft unterschätzte Aufgabe ist, die
planvoll und langfristig angegangen werden sollte.

2 Gesellschaftliche Verankerung

Die Abgrenzung der gesellschaftlichen Verankerung zur politi-
schen Interventionsfähigkeit ist etwas schwierig. Wir verstehen un-
ter Interventionsfähigkeit eher die organisatorisch-praktische und
unter Verankerung eher die ideologisch-politische Seite derselben
Sache.
Gesellschaftliche Verankerung meint also die Einbettung von

AVANTI in ein Netzwerk von Bündnissen und/oder Kontakten so-
wohl mit anderen linken (nicht unbedingt revolutionären) Organisa-
tionen als auch mit politisch interessierten und engagierten Men-
schen, die z.B. in politischen Gruppen oder Bürgerinitiativen aktiv
sind.

� Hierfür ist unsere aktive Mitarbeitaktive Mitarbeitaktive Mitarbeitaktive Mitarbeitaktive Mitarbeit in verschiedenen sozia-
len Bewegungen, in Initiativen und Bündnissen unverzicht-
bar. Denn Verankerung entsteht zuallererst in der prakti-
schen Zusammenarbeit, durch gemeinsame Erfahrungen in
politischen Kampagnen und Kämpfen.Wichtig für den Erfolg
ist hierbei, dass unsere Mitarbeit und unsere Vorschläge ge-
eignet sind, das gemeinsame Ziel der jeweiligen Bewegung
voranzubringen und nicht etwa unser kurzfristiger Eigennutz
im Vordergrund steht. Wir streben an, dass andere uns als
faire und verlässliche PartnerInnen in der Zusammenarbeit
erleben, die ihre Positionen offen vertreten und � wo vertret-
bar � zu vernünftigen Kompromissen bereit sind.

� Als entscheidend für die gesellschaftliche Verankerung be-
trachten wir die Aufhebung der SAufhebung der SAufhebung der SAufhebung der SAufhebung der Spaltung zwischen der eherpaltung zwischen der eherpaltung zwischen der eherpaltung zwischen der eherpaltung zwischen der eher
autonom geprägten radikalen Linken und der ArbeiterIn-autonom geprägten radikalen Linken und der ArbeiterIn-autonom geprägten radikalen Linken und der ArbeiterIn-autonom geprägten radikalen Linken und der ArbeiterIn-autonom geprägten radikalen Linken und der ArbeiterIn-
nenbewegungnenbewegungnenbewegungnenbewegungnenbewegung. Die soziale Frage � in der sich der Klassenwi-
derspruch, also einer der Grundwidersprüche der Gesell-
schaft spiegelt � muss deswegen in unserer Praxis ein star-
kes Gewicht haben. Die Umsetzung dieser Aufgabe ist nicht
leicht und wir müssen ehrlich zugeben, dass wir damit noch
eher am Anfang stehen. So richtig es aber ist, dass revolutio-
näre Politik sich heute nicht mehr allein auf die traditionelle
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IndustriearbeiterInnenschaft stützen kann, so notwendig ist
die Anerkennung der Tatsache, dass ohne und gegen die Ar-
beiterInnenbewegung überhaupt keine gesellschaftliche
Gegenmacht geschaffen werden kann, die eines Tages die
Frage des Sozialismus auf die Tagesordnung setzen könnte.
Wir suchen daher � wo immer es sich anbietet � neben der
Zusammenarbeit mit z.B. Arbeitsloseninitiativen auch die
mit aktiven GewerkschafterInnen und Gewerkschaftsgliede-
rungen. Denn bei aller Kritik an den häufig erstarrten Ge-
werkschaftsbürokratien und ihrer unzureichenden Mobili-
sierungs- und Kampfbereitschaft, handelt es sich noch im-
mer um die größten und einflussreichsten Organisationen
der arbeitenden Menschen. Unsere Kritik wird nur dann po-
sitiveWirkung zeigen können, wennwir sie nicht ausschließ-
lich von außen vorbringen.

� Um uns gesellschaftlich zu verankern, müssen wir eine
Öffentlichkeitsarbeit entwickeln, die revolutionäre Ziel-Öffentlichkeitsarbeit entwickeln, die revolutionäre Ziel-Öffentlichkeitsarbeit entwickeln, die revolutionäre Ziel-Öffentlichkeitsarbeit entwickeln, die revolutionäre Ziel-Öffentlichkeitsarbeit entwickeln, die revolutionäre Ziel-
setzungen mit nachvollziehbaren und erreichbarensetzungen mit nachvollziehbaren und erreichbarensetzungen mit nachvollziehbaren und erreichbarensetzungen mit nachvollziehbaren und erreichbarensetzungen mit nachvollziehbaren und erreichbaren TTTTTages-ages-ages-ages-ages-
forderungen verbindetforderungen verbindetforderungen verbindetforderungen verbindetforderungen verbindet. Entscheidend ist für uns nicht, ob
Forderungen radikal klingen, sondern ob sie geeignet sind,
Menschen zu mobilisieren und zu aktivieren. Voraussetzung
ist natürlich, dass diese Forderungen tatsächliche Schritte in
Richtung auf Befreiung und Selbstbestimmung darstellen.
Wir lehnen aber die Unsitte ab, Forderungen abzulehnen, die
angeblich �reformistisch� sind oder einen konkreten Adres-
saten auf der Seite der Staatsmacht haben. Diese Position
verkennt die Bedeutung, die der Kampf um konkrete, er-
reichbare Teilziele im Prozess der Schaffung von gesell-
schaftlicher Gegenmacht hat.

� Schließlich bemühen wir uns um ein offensives Poffensives Poffensives Poffensives Poffensives Politikver-olitikver-olitikver-olitikver-olitikver-
ständnisständnisständnisständnisständnis; d.h. dass wir � wo angebracht und nützlich � auch
Kontakt mit bürgerlich-reformistischen Organisationen su-
chen und auch die Möglichkeiten der bürgerlichen Presse
nutzen. Die Gefahr, hierbei �über den Tisch gezogen zu wer-
den�, ist dann begrenzbar, wenn wir über eine eigene orga-
nisatorische Stärke und damit Unabhängigkeit verfügen so-
wie mit fachlicher Kompetenz und mit Selbstvertrauen in
diese Kontakte hineingehen.
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3 Schaffung, Erhaltung und Weiter-
entwicklung von demokratischem
und revolutionärem Bewusstsein

Woran messen wir Erfolg oder Misserfolg von politischen Aktivi-
täten? Natürlich zunächst an ihren unmittelbaren Ergebnissen, also
daran, ob ein Kampagnen- oder Aktionsziel erreicht werden konnte.
Aber dieserMaßstab allein greift zu kurz. Denn auch Kampagnen, in
denen wir unsere Forderungen nicht durchsetzen können, sogar
echte Niederlagen, können sich langfristig als wichtige Schritte für
die Entwicklung von gesellschaftlicher Gegenmacht herausstellen.
Unzweifelhaft gibt es ebenso erfolgreiche Aktionen, die uns langfri-
stig keinen Schritt weiter bringen. Nach welchen Kriterien wählen
wir unsere Aktionsformen aus, nach welchen bestimmen wir die
Bündnisse, um die wir uns bemühen?
Ein wichtiger Gradmesser, ob eine politische Aktivität langfristig

sinnvoll ist oder nicht, besteht darin, ob sie das demokratische oder
das revolutionäre Bewusstsein voranbringt oder nicht. Hierbei ver-
stehen wir unter demokratischem Bewusstsein die Erkenntnis der
Notwendigkeit und Möglichkeit, sich aktiv für die eigenen Interes-
sen einzusetzen, Fremdbestimmung abzuschütteln, sich von Autori-
täts- und Staatsfurcht zu lösen und die eigenen Geschicke selbst in
die Hand zu nehmen. Revolutionäres Bewusstsein umfasst darüber
hinaus die Erkenntnis der Notwendigkeit und Möglichkeit, das ka-
pitalistisch-patriarchale Gesellschaftssystem zu überwinden und
sich zu diesem Zweck zu organisieren.
Hierbei gehen wir davon aus, dass Bewusstsein zwar immer die

Erkenntnis theoretischer Zusammenhänge voraussetzt, aber nur
dann als Bewusstsein bezeichnet werden kann, wenn diese Er-
kenntnis auch mit praktischen Erfahrungen verbunden ist. Gemein-
same Kampagnen, Aktionen und Kämpfe sind daher entscheidend
für die Bewusstseinsbildung, da hierbei Widerstand und Elemente
von Gegenmacht praktisch erlebt werden können.
Ob eine Aktion in diesemSinne demokratisches oder revolutionä-

res Bewusstsein schafft, misst sich also � in der Regel � nicht an den
Ansprüchen der jeweils Radikalsten oder Entschlossensten, son-
dern daran, ob möglichst viele Beteiligte gemeinsam einen Schritt
in Richtung auf Widerstand und Gegenmacht gehen und dabei Ver-
trauen in sich selbst und in ihre MitstreiterInnen entwickeln. Dabei
kommt dem massenhaften, organisierten Regelverstoß � z.B. in
Form von Blockadeaktionen � besondere Bedeutung zu. Kritisch se-
hen wir den in Teilen der autonomen Linken geprägtenMilitanzkult,
der im Einsatz von Gewalt das entscheidende Kriterium revolutionä-
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rer Politik sieht. Diese Überhöhung von Gewalt als im Grunde einzig
wirksamer Kampfform wertet nicht nur andere Aktivitäten ab, son-
dern läuft immer Gefahr, patriarchale Denk- und Verhaltensmuster
zu verstärken. Politisch wirkt ein militantes Vorgehen � z.B. auf De-
monstrationen � insbesondere dann kontraproduktiv, wenn es
nicht in ein politisches Konzept eingebunden ist und nicht vermit-
telt wird bzw. sich als nicht vermittelbar erweist. Damit wollen wir
nicht über Formen von spontaner Empörung und Auflehnung gegen
Unrecht oder Polizeibrutalität den Stab brechen, uns aber klar ab-
grenzen von der häufigen rituellen und inhaltsleeren Inszenierung
von Militanz.
Die Schaffung und Förderung dieser Art von politischem Be-

wusstsein � bei anderen und bei uns selbst � ist ein wichtiger Teil
revolutionärer Politik. Wir versuchen daher, unsere konkreten Ak-
tionen und Vorschläge stets darauf zu überprüfen, ob sie über den
kurzfristigen Sinn hinaus diesem Ziel dienlich sind.
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VI. Organisation ist notwendig!
In den letzten 30 Jahren haben die revolutionären Organisationen

innerhalb der radikalen Linken immer mehr an Bedeutung verloren.
Ein großer Teil der politischen Arbeit wird in Initiativen, Bündnissen
oder Kleingruppen geleistet. In den 70er Jahren prägte eine Vielzahl
von sich kommunistisch verstehenden Gruppen, die sog. K-Grup-
pen, das Erscheinungsbild der radikalen Linken. Diese K-Gruppen
versuchten zumeist, dem leninistischen Organisationsmodell fol-
gend, straff organisierte, zentralistische Kaderparteien zu errich-
ten. Sie spalteten sich an für Außenstehende schwer nachzuvollzie-
henden ideologischen Fragen und standen in scharfer Konkurrenz
zueinander, die nur selten konstruktive Zusammenarbeit zuließ.
Die Nachteile dieses Organisationsmodells liegen auf der Hand:

Der gesamte Apparat neigt zur Erstarrung und autoritären Fehlent-
wicklungen sind Tür und Tor geöffnet. Durch die zentralistische
Struktur wird auf die besonderen Bedingungen in einer Region, ei-
ner Stadt oder einem Betrieb kaum noch Rücksicht genommen. Die
strengen Anforderungen an die Disziplin und das Verhalten der Mit-
glieder � die bis tief in das Privatleben hineinreichten � führten häu-
fig zu Unehrlichkeit und Formalismus, wenn sich die Lebenswirk-
lichkeit all zu weit von den hohen Ansprüchen entfernte.
Die autonome Bewegung entstand Anfang der 80er Jahre als eine

Art Gegenbewegung zu den K-Gruppen. Individualität wurde höher
bewertet als Disziplin und die politische Arbeit sollte eher ein Le-
bensgefühl ausdrücken als von der Einsicht in revolutionäre Not-
wendigkeiten bestimmt zu sein. Jede Form von Organisation geriet
in den Verdacht der Bevormundung und autoritären Entartung. Da-
bei stellte sich jedoch heraus, dass der bloße Anspruch, in autono-
men Gruppen dürfe es keine politische Leitung geben, das Problem
nicht löst, sondern häufig in verschärfter Form, als verdeckte Hier-
archien, wieder hervorbringt. Denn natürlich gibt es immer wieder
diejenigen, die �das Sagen� haben und deren hauptsächliche Qua-
lifikation oft in einer großen Klappe besteht. Sie sind kaum angreif-
bar, weil sie offiziell gar keine Sonderstellung besitzen. Eine be-
wusste Entscheidung, ob ihnen die ergriffene Rolle auch von der
Gruppe zugestanden wird, hat es nie gegeben. Und eine Entschei-
dung, diese Rolle einer/einem anderen zu übertragen, kann es nie
geben. So verbergen sich hinter der angeblichen �Gleichheit� oft
Strukturen, die erheblich undemokratischer sind, als es eine offene
Struktur, die Leitungspositionen anerkennt und bewusst vergibt, je
sein müsste. Die Stärken, die in einer Organisation liegen können,
werden so nicht genutzt und die Nachteile, die vermieden werden
sollten, brechen sich durch die Hintertür erneut Bahn.
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1 Bewegung und Organisation

Wir vertreten, dass es für die Schaffung von gesellschaftlicher
Gegenmacht revolutionärer Organisationen ebenso bedarf wie
spontaner Bewegungen, in undmit denen diese Organisationen zu-
sammenarbeiten. Nach unserer Auffassung ist es ein wichtiger Vor-
zug einer Organisation gegenüber spontanen und wechselhaften
Zusammenschlüssen, dass die Erfahrungen der politischen Praxis
ausgewertet und festgehalten werden können.
Es geht um einen kollektiven Lernprozess, in dem sowohl Erfah-

rungen weitergegeben als auch neue Anregungen und Ideen aufge-
nommen werden. Hierzu gehört die Bereitschaft von �Neuen�, sich
in einen bestehenden Zusammenhang zu integrieren und vorhan-
dene Unterschiede an Erfahrung und Fähigkeiten anzuerkennen,
ebenso wie die Bereitschaft der Erfahreneren, sich mit den Vorstel-
lungen und Sichtweisen der �Neuen� konstruktiv auseinander zu
setzen.
Organisationen ohne Anbindung und Unterstützung durch spon-

tane Bewegungen müssen kraftlos bleiben und stehen in der Ge-
fahr zu verknöchern. Umgekehrt können Organisationen spontanen
Bewegungen durch dieWeitergabe von Erfahrungen und die Bereit-
stellung von Infrastruktur mehr Durchsetzungskraft verleihen.
Wichtig ist, dass das Verhältnis von Organisation zu Bewegung und
das Verhältnis verschiedener revolutionärer Organisationen unter-
einander konstruktiv geregelt wird.
Den Versuch von Organisationen, Initiativen oder Bündnisse zu

dominieren und in erster Linie für die eigenen Organisationsinter-
essen einzuspannen, wird von uns abgelehnt.
Wir versuchen daher dort, wo wir in Bewegungen mitarbeiten,

konstruktive Vorschläge zu machen, die das Ziel der Bewegung ins-
gesamt fördern. Dabei erkennen wir die Unterschiedlichkeit der Ak-
tiven an und versuchen nicht, unsere Position zur allgemein ver-
bindlichen zu machen.
Dies gilt auch für die Zusammenarbeit mit anderen Organisatio-

nen. Der Vorstellung, es könne die eine Partei geben, die im Besitz
der revolutionären Wahrheit ist, haben wir nie angehangen. Wir
glauben im Gegenteil, dass die Existenz verschiedener Strömungen
wichtig ist, um voneinander lernen zu können.
Ob wir diese Ansprüche an unser Verhalten tatsächlich praktizie-

ren, wollen wir durch Kritik und Selbstkritik immer wieder überprü-
fen. Denn selbstverständlich gibt es zwischen der Dominierung von
Bündnissen auf der einen Seite und prinzipienlosem Opportunis-
mus auf der anderen Seite keine scharfe Trennlinie.
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2 Strukturen

Die Strukturen unserer Organisation müssen vielen verschiede-
nen Aufgaben gerecht werden. Handlungsfähigkeit und eine gewis-
se Effektivität sind nur ein Teil hiervon.
Es geht z.B. auch darum, einen echten Zusammenhalt zu entwik-

keln, der in der Lage ist, politischen Angriffen und staatlicher Re-
pression standzuhalten. Alle GenossInnen sollen dieMöglichkeit zu
ihrer eigenen Entfaltung behalten. Eigeninitiative soll gefördert
und autoritären Fehlentwicklungen vorgebeugt werden. Im Folgen-
den wollen die wichtigsten Prinzipien und Verfahrensweisen vor-
stellen, die nach unserer Auffassung geeignet sind, diese Anforde-
rungen zu erfüllen.

Was heißt �Projekt undogmatische Linke?�

Wir haben unserem Namen nicht zufällig den Zusatz �Projekt un-
dogmatische Linke� gegeben. Mit der Bezeichnung �Projekt� wol-
len wir ausdrücken, dass wir unsere Organisation, ihre Grundsätze
und Strukturen, nicht als etwas Fertiges und Abgeschlossenes be-
trachten, sondern uns ständig anhand von gemachten Erfahrungen,
durch das Einstellen auf neue Situationen und unter Berücksichti-
gung von Kritik und Selbstkritik weiterentwickeln wollen.
Das stellt nicht die Ernsthaftigkeit unserer Grundsätze in Frage,

bedeutet aber, dass wir �ewigen Wahrheiten� misstrauen wollen.
Unsere bisherige Entwicklung hat uns von kleinen Gruppen vor Ort
zu einer regionalen Organisation werden lassen und wir hoffen,
noch weiter wachsen zu können. Auf diesemWeg haben wir unsere
Strukturen und Methoden immer wieder überprüft und verändert,
standen wir vor neuen Problemen und neuen Chancen, die eine An-
passung von uns erforderten. Dies wollen wir auch in der Zukunft so
beibehalten.
�Undogmatisch� bedeutet, dass wir uns den offenen Blick für ver-

änderte politische Situationen und neue Ideen erhalten wollen. Als
dogmatisch bezeichnen wir jene Einschränkung des Denkens, die
bestimmte Grundannahmen der kritischen Betrachtung entzieht.
Das können die Lehren der KlassikerInnen ebenso sein wie be-
stimmte � noch immer weit verbreitete � organisationsfeindliche
Vorurteile.
Wir wollen unsere Grundsätze und unser Handeln ständig an der

Praxis überprüfen, das beibehalten, was sich bewährt hat und ver-
ändern, was sich als hinderlich erweist. Dazu gehört die Bereit-
schaft, neueVorschläge auszuprobieren, anstatt sie von vornherein
zu verwerfen.
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Kritik und Selbstkritik

Das Prinzip von Kritik und Selbstkritik ist eine wichtige Methode,
um diesen undogmatischen Lernprozess zu ermöglichen. Es geht
zunächst darum, den ehrlichen Umgangmit Kritik zu erlernen. Dazu
braucht es eine Atmosphäre des Vertrauens darin, dass Kritik nicht
in der Absicht zu verletzen oder die eigene Position zu verbessern
vorgebracht wird. Dies ist in der Praxis oft schwierig und erfordert
einen Lernprozess von den Kritisierenden ebenso wie von den
Kritisierten.
Das Erkennen und offene Diskutieren von Fehlern ist kein Zeichen

von Schwäche, sondern die Voraussetzung, um künftige Fehler zu
vermeiden und damit für die Weiterentwicklung der einzelnen Ge-
nossInnen ebenso wie der Organisation insgesamt. Dabei sollte
selbstverständlich sein, dass keine Person auf Grund ihrer/seiner
Stellung oder Funktion vor Kritik �sicher� ist, sondern im Gegenteil
z.B. an leitende GenossInnen mit Recht höhere Anforderungen ge-
stellt werden können.
Den offenen und konstruktiven Umgang mit Kritik versuchen wir

auch im Verhältnis zu anderen Organisationen und Menschen, mit
denenwir zusammenarbeiten, zu pflegen, denn nicht selten werden
Fehlentwicklungen leichter von außen bemerkt.

Zum Verhältnis von Theorie und Praxis

Theoretische Erkenntnisse sind für eine revolutionäre Politik un-
verzichtbar. Aktionismus, der die Folgen und die Ziele der eigenen
politischen Arbeit nicht ausreichend reflektiert, wollen wir vermei-
den. Gleichzeitig müssen wir unsere theoretischen Anstrengungen
unseren Möglichkeiten und Erfordernissen anpassen. Denn rein
theoretische Debatte, die sich nicht auf politische Praxis bezieht
und nicht zu einer (veränderten) Praxis führt, ist mindestens so
falsch wie Aktionismus.
Die schlichte Übernahme theoretischer Positionen von Klassike-

rInnen oder historischen Vorbildern lehnen wir ab. Theorie beweist
ihre Gültigkeit und ihren Wert in der Praxis, wir wollen sie daher
auch in enger Verbindung zu dieser Praxis entwickeln bzw. weiter-
entwickeln. Dabei bemühen wir uns, nach dem Motto �Mit der
Theorie einen Schritt vor der Praxis� uns vor allem mit denjenigen
Fragen zu beschäftigen, die für unsere Arbeit aktuell oder in naher
Zukunft von Bedeutung sind. Dies betrifft vor allem die Analyse der
politischen Situation, den Versuch Entwicklungen einzuschätzen
und entsprechende politische Strategien zu entwickeln. Aber auch
grundlegende theoretische Fragen, so wie sie in diesem Papier be-
handelt werden oder wie sie die Beschäftigung mit dem Faschis-
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mus-Begriff für den Antifa-Bereich darstellt, sind für eine Weiter-
entwicklung der politischen Praxis durchaus von Bedeutung.
Wichtig erscheint uns, politische Praxis nicht vom vorherigen Vor-

handensein einer vollständigen Analyse abhängig zu machen. Mit-
unter verhindert dieser Anspruch nämlich, in die Praxis überhaupt
einzusteigen und dort die Erfahrungen zu sammeln, die wiederum
für die Weiterentwicklung der Analyse genutzt werden können. Im
politischen Alltag gibt es viele Fragen, die eher intuitiv oder nach
einer groben Einschätzung entschieden werden müssen, wenn wir
uns nicht selbst lähmen wollen.
Auch wenn eine fortlaufende, tiefergehende Analyse der gesell-

schaftlichen Strukturen und Entwicklungen von uns derzeit nur in
bescheidenem Maße geleistet werden kann, wollen wir diese mit
demWachstum unserer Organisation ausbauen. Unser Augenmerk
gilt dabei ebenso grundsätzlichen Fragen der Organisationsent-
wicklung und der Methodik politischer Tätigkeit.

Vertrauen und Autonomie

Die Grundlage unserer Struktur ist das gegenseitige Vertrauen
und die Solidarität der GenossInnen untereinander. Keine Statuten,
Wahl- oder Kontrollmechanismen können diese Grundlage er-
setzen.
Hierzu versuchen wir uns gegenseitig einen Vertrauensvorschuss

einzuräumen, denn Kontrolle ist keineswegs immer besser als Ver-
trauen, sondern kann im Gegenteil schnell in kleinliche Gängelei
umschlagen, z.B. dann wenn alle Entscheidungen der GenossInnen
in der politischen Praxis stets zuerst von den Gruppen oder gar von
irgendwelchen zentralen Gremien abgesegnet werden müssten.
Die praktische Umsetzung dieses Vertrauens ist das Prinzip der

Autonomie. Alle Fragen sollen in erster Linie von denjenigen Genos-
sInnen entschieden werden, die mit der praktischen Umsetzung be-
traut sind. Das gilt für Einzelne, die z.B. als Delegierte in Bündnisse
entsandt werden ebenso wie für die lokalen Gruppen, die unbe-
streitbar autonom über ihre lokale Praxis entscheiden dürfen.
Dieses Prinzip der Autonomie hat allerdings die Bereitschaft aller

zur Voraussetzung, die politische Praxis auf der Basis der gemein-
sam festgelegten Prinzipien aufzubauen und dort die Rücksprache
mit der Ortsgruppe, den überörtlichen AGs oder dem Strategieko-
mitee zu suchen, wo dies erforderlich scheint. Und es schließt die
Bereitschaft ein, sich im Nachhinein mit Kritik an der gewählten
Vorgehensweise offen und konstruktiv auseinander zu setzen.
Dem Prinzip der Autonomie folgend bauen wir unsere Struktur

von unten nach oben auf. Die Basis bilden die lokalen Gruppen, ihre
Verankerung undWeiterentwicklung vor Ort hat Priorität. Sie regeln
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alle Fragen, die nicht der zentralen Abstimmung bedürfen, auto-
nom. Zentrale Strukturen bauen hierauf auf und übernehmen die
Funktionen, die allein auf lokaler Ebene nicht geleistet werden kön-
nen. Jede Organisationsebene � also z.B. die Delegierten für das
überörtliche Strategiekomitee � sind ihrer Basis verantwortlich,
werden von dieser gewählt, kontrolliert und ggf. auch abgesetzt.

Arbeitsbereiche und AGs

Entsprechend unserem Anspruch, uns nicht auf ein Themenfeld
zu begrenzen, sondern allgemeinpolitisch zu arbeiten, teilen wir
uns in verschiedene Arbeitsbereiche auf. Welche dies sind, ent-
scheiden die lokalen Gruppen in Abstimmung mit dem Strategieko-
mitee. Die Auswahl richtet sich nach der gesellschaftlichen und lo-
kalen Bedeutung des Arbeitsfeldes, den Chancen in diesemArbeits-
feld eine aktive Arbeit bzw. lokale Bündnisse aufzubauen, aber
auch nach den Chancen der Zusammenarbeit mit anderen AVANTI-
Ortsgruppen.
Arbeitsbereiche, die in mehreren oder allen Orten eingerichtet

sind, bilden eine überregionale AG, die sich regelmäßig trifft. In die-
sen AGs kommen Delegierte aus allen lokalen Gruppen zusammen.
Die AGs haben die Aufgabe, die Politik von AVANTI für ihr Themen-
feld zu koordinieren undweiterzuentwickeln. Zur Zeit gibt es solche
AGs zu den Themenfeldern Antifaschismus und Soziales.
Weitere überregionale AGs werden bei Bedarf eingerichtet. Zeit-

weise gibt es eine Frauen-AG, die sich (auch) mit den internen
Strukturen von AVANTI beschäftigt, die Situation der Frauen bei uns
bespricht und notwendige Diskussionen einfordert. Für Entschei-
dungen von Ortsgruppen, AGs oder des Strategiekomitees, in de-
nen die Frauen ihre Belange verletzt sehen, besitzt die Frauen-AG
ein Einspruchsrecht, das die Entscheidung bis zu einer erneuten
Diskussion � wenn nötig bis zur nächsten Vollversammlung � auf-
schiebt.

Entscheidungsfindung

Basis unserer Entscheidungsfindung soll eine möglichst ausführ-
liche Diskussion sein. Gerade bei Fragen grundsätzlicher Bedeu-
tung ist es unerlässlich, dieMeinungen, Anregungen und Bedenken
aller Beteiligten zu hören, ernst zu nehmen und in die Entscheidung
einfließen zu lassen.
Wir bemühen uns um ein Diskussionsklima, in dem sich alle zuhö-

ren, ausreden lassen und dadurch auch äußern können undmögen.
Dies erfordert die Reflexion und den Abbau von dominantem Rede-
verhalten, das insbesondere von Männern oft praktiziert wird. Es
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kann z.B. in langen Monologen, ständigen Wiederholungen oder
Ins-Wort-Fallen bestehen. In unseren Diskussionen wollen wir mit-
einander, nicht gegeneinander reden.
Die Entwicklung eines solchen Diskussionsstils ist ein fortdau-

ernder Lernprozess, der auf der Selbstverantwortung aller Beteilig-
ten basiert und diese umgekehrt auch fördert.
Die Feststellung eines Konsenses oder eine Abstimmung sollten

erst am Ende eines solchen Diskussionsprozesses stehen. Wichtig
ist uns, dass die Meinung aller (z.B. in einer Runde) tatsächlich
wahrgenommen wird.
Mit Minderheitenpositionen soll verantwortlich umgegangen

werden. Es geht uns nicht um das �Durchstimmen� von Positionen,
sondern alle müssen die Konsequenzen von Entscheidungen für die
Gesamtorganisation in ihrer Entscheidung bedenken. Uns ist dabei
bewusst, dass dieser Anspruch an Diskussionenmitunter gegen die
Entscheidungsfähigkeit abgewogen werden muss.

Vollversammlung

Das höchste Gremium von AVANTI ist die Vollversammlung. Allein
die Vollversammlung hat die Kompetenz, die politischen Grundsät-
ze und Strukturen von AVANTI zu beschließen und zu verändern,
neue Ortsgruppen einzurichten, aufzunehmen oder auszuschlie-
ßen. Diese Entscheidungen benötigen eine ausführliche Diskussion
und mindestens eine 2/3-Mehrheit der stimmberechtigten Genos-
sInnen. Diese Entscheidungen sind nicht gegen das ausdrückliche
Votum einer Ortsgruppe möglich. Alle MitstreiterInnen von AVANTI
nehmenmit gleichem Stimmrecht an der Vollversammlung teil. Die-
se findet in der Regel zwei Mal jährlich statt. Eine der Vollversamm-
lungen soll intern, die andere für geladene Gäste offen sein.
Die interne Vollversammlung ist der Ort, um die allgemeine politi-

sche und organisatorische Lage zu debattieren, Arbeitsschwer-
punkte und gemeinsame Projekte festzulegen, wichtige Fragen der
Zusammenarbeit zwischen den Gruppen, entstandene Probleme
oder Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit zu diskutieren.
Die andere Vollversammlung hat einen inhaltlichen Schwerpunkt,

der sich aus unserer aktuellen politischen Praxis ergibt. Zu dem
Schwerpunktthema sollen grundsätzliche Positionen und ein ge-
meinsames strategisches Vorgehen entwickelt werden. Zu diesen
themenbezogenen Vollversammlungen werden befreundete Grup-
pen und Einzelpersonen eingeladen, mit denen wir in diesem The-
menfeld eng zusammenarbeiten oder zusammenarbeiten wollen.

Strategiekomitee
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Zwischen den Vollversammlungen nimmt das Strategiekomitee
die Aufgaben der Vollversammlung wahr � mit Ausnahme der Ent-
scheidungen, die einer 2/3-Mehrheit bedürfen. In das Strategieko-
mitee wählt jede lokale Gruppe zwei Delegierte, darunter in der Re-
gel mindestens eine Frau. Der Wahl soll eine Diskussion über die
Eignung der KandidatInnen vorausgehen. Die für die Wahl notwen-
digenMehrheiten legen die Ortsgruppen autonom fest. Beide Dele-
gierten für das Strategiekomitee zusammen sollen nach Möglich-
keit folgende Kriterien erfüllen: Sie benötigen das Vertrauen ihrer
Gruppe, sollten über soziale Kompetenz und Integrationsfähigkeit
verfügen, eine gewisse politische Erfahrung � auch in der überörtli-
chen Zusammenarbeit � besitzen sowie ausreichend Zeit und Enga-
gement mitbringen. Diese Kriterien dienen als Anhaltspunkte und
können nach den lokalen Bedingungen angepasst werden. Wir wol-
len jüngeren oder unerfahreneren GenossInnen ein Hineinwachsen
in das Strategiekomitee ermöglichen.
Die lokalen Delegierten für das Strategiekomitee werden für zwei

Jahre gewählt, sind aber jederzeit abwählbar. Das Strategiekomitee
hat imWesentlichen folgende Aufgaben:

� Sicherstellung des Informationsaustauschs zwischen den
Gruppen, soweit dies nicht die AGs übernehmen

� Entwicklung von Vorschlägen zur Weiterentwicklung der po-
litischen Grundlagen sowie der Strategie und Taktik - und
von Vorschlägen zurWeiterentwicklung von AVANTI als Gan-
zem

� Aufnahme und Bündelung von Anregungen aus den lokalen
Gruppen und das Anstoßen von Debatten in der Organi-
sation

� Diskussion und Koordination von überregionalen politi-
schen Aktivitäten, soweit dies nicht die AGs übernehmen

� Vertretung von AVANTI nach außen in überregionalen Bünd-
nissen und Gesprächen mit anderen Organisationen, soweit
nicht thematisch die AGs zuständig sind

� Vorbereitung der Vollversammlungen
� Verwaltung der zentralen Kasse, in die Ortsgruppen nach ei-

nem festgelegten Schlüssel einzahlen

Die Delegierten sind ihren lokalen Gruppen, das Strategiekomi-
tee als Ganzes ist der Vollversammlung rechenschaftspflichtig.
Bis 2006 hieß das Strategiekomitee bei AVANTI �überörtliche Lei-

tung�. Bei der Gründung 1989 war die Wahl dieser Bezeichnung ein
bewusster Schritt. Wir haben damit die Notwendigkeit von verbind-
lichen und verantwortlichen Strukturen einerseits und ihrer demo-
kratischen Kontrolle andererseits betont. Dass der Begriff �Lei-
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tung� in weiten Teilen der damaligen �autonomen Szene� als Pro-
vokation empfunden wurde, war uns dabei durchaus bewusst und
sogar beabsichtigt. Hierin verdeutlichten sich die unterschiedli-
chen Auffassungen über die verbindliche Organisierung revolutio-
närer Politik. auch bei der Aufnahme neuer GenossInnen war die
Auseinandersetzung um den Begriff �Leitung� hilfreich, da hier
pointiert an einem zentralen Punkt ein gemeinsames Politikver-
ständnis diskutiert werden konnte..
In einem Diskussionsprozess, der 2005 im Zusammenhang mit

der Aufnahme von Avanti-Hannover begann, suchten wir jedoch ei-
nen neuen Begriff. Dieser sollte die Fehlinterpretation erschweren,
dass wir in unseren Organisationsstrukturen Elemente der kapitali-
stisch-patriarchalen Gesellschaftsordnung reproduzieren wollten.
Nach mehr als 15 Jahren stand für viele GenossInnen die Auseinan-
dersetzungmit der tendenziell organisationsfeindlichen Szene, aus
der AVANTI entwachsen war, nicht mehr im Vordergrund. Andere
wollten allerdings an der alten Bezeichnung festhalten, weil das
politische und organisatorische Wachstum von AVANTI in Zukunft
noch stärker auf die Signalwirkung des Begriffs �Leitung� angwie-
sen sei.
Unbestritten war dabei, dass die Funktionen der ehemaligen �Lei-

tung�, so wie sie in diesem Grundsatzpapier festgehalten sind, un-
verändert bleiben soll. Auch der neue Begriff soll deutlich machen,
dass wir eine Organisation mit festen Strukturen und Verbindlich-
keiten aufbauen, die einen überregionalen Organisierungsprozess
nach außen und nach innen vorantreibt und politische Interventi-
onsfähigkeit anstrebt. Da ein großer Teil der Aufgaben des Gremi-
umsmit der Diskussion und Entwicklung der strategischen Ausrich-
tung von AVANTI verbunden ist und wir diesen perspektivischen
und über die Alltagsarbeit hinausweisenden Teil besonders beto-
nen wollten, entschieden wir uns auf unserer Vollversammlung im
Sommer 2006 schließlich für die neue Bezeichnung �Strategieko-
mitee�.

Aufnahme von neuen GenossInnen

Über die Neuaufnahme von GenossInnen entscheiden die lokalen
Gruppen. Wir sind keine offene Organisation, daher gibt es keinen
Anspruch auf Aufnahme. Voraussetzung ist die Anerkennung unse-
rer Grundsätze und die Bereitschaft, in der lokalen Gruppe aktiv
und verbindlich mitzuarbeiten sowie die festgelegten Beiträge zu
entrichten. Von neuen GenossInnen erwarten wir die Bereitschaft,
sich konstruktiv in die Organisation einzubringen. Wir freuen uns
über politisch aktiveMenschen, die keine jahrelange Erfahrung vor-
weisenmüssen.Wir wollen allerdings keine passiveMitgliedschaft,
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sondern eine aktive Mitgestaltung von politischen Prozessen. Über
den eventuellen Ausschluss entscheidet ebenfalls die lokale Grup-
pe mit 2/3-Mehrheit. Eine Doppelmitgliedschaft in anderen Organi-
sationen mit allgemeinpolitischer Zielsetzung oder in Parteien ist
ausgeschlossen. Über Ausnahmen kann die Ortsgruppe in Abstim-
mung mit der Leitung entscheiden.
In Ausnahmefällen können neue GenossInnen auch durch die

überörtliche Leitung aufgenommen werden, wenn es an dem ent-
sprechenden Ort keine AVANTI-Gruppe gibt. In diesem Fall ist die
aktive Mitarbeit in einer überregionalen AG Voraussetzung. Ziel ei-
ner solchen Aufnahme ist stets die Bildung einer AVANTI-Gruppe
vor Ort. Über den Ausschluss entscheidet in diesem Fall die Leitung.
Wenn auf diesemWege mehrere (in der Regel mindestens vier) Ge-
nossInnen an einem neuen Ort zusammenkommen, entscheidet die
Vollversammlung über die Aufnahme als Gruppe.

Freundeskreise

Von den Ortsgruppen können lokale AVANTI-Freundeskreise ein-
gerichtet werden. Hierfür wollen wir ehemalige GenossInnen ge-
winnen, die AVANTI nicht wegen politischer Differenzen, sondern
z.B. wegen einer Veränderung ihrer Lebensumstände verlassen ha-
ben. Auch wenn es sich formal nicht mehr um Mitglieder handelt,
bemühenwir uns damit aktiv, die Kontakte zu halten und Ehemalige
in unsere politischen Diskussionen und Aktivitäten einzubeziehen.
In die Freundeskreise können auch uns politisch nahestehende

Einzelpersonen aufgenommenwerden, die vorher nichtMitglied bei
AVANTI waren.

Aufnahme/Neubildung von Gruppen

Über die Aufnahme von bestehenden oder sich neu bildenden
Gruppen entscheidet die Vollversammlung nach ausführlicher Dis-
kussionmit mindestens 2/3Mehrheit. Die vorbereitenden Kontakte
fallen in das Aufgabengebiet der Leitung. Voraussetzung für die
Aufnahme einer neuen Gruppe ist neben der Anerkenntnis der
Grundsätze von AVANTI die Bereitschaft, sich voll in die Organisati-
on zu integrieren. Zudem muss die aufzunehmende Gruppe über
eine kontinuierliche, praktische Politik vor Ort verfügen oder diese
klar ersichtlich anstreben. Über den etwaigen Ausschluss entschei-
det die Vollversammlung ebenfalls mit 2/3 Mehrheit.
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AAAAAVVVVVAAAAANTNTNTNTNTI-KI-KI-KI-KI-KIIIIIEEEEELLLLL
c/o Ini-Zentrum, Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

kiel@avanti-projekt.de

AAAAAVVVVVAAAAANTNTNTNTNTI-HAI-HAI-HAI-HAI-HAMMMMMBBBBBUUUUURRRRRGGGGG
c/o Schwarzmarkt, Kleiner Schäferkamp 46, 20357 HH

hamburg@avanti-projekt.de

AAAAAVVVVVAAAAANTNTNTNTNTI-NI-NI-NI-NI-NOOOOORRRRRDEDEDEDEDERRRRRSSSSSTTTTTEEEEEDDDDDTTTTT
c/o SZ, Ulzburger Str. 6, 22850 Norderstedt

norderstedt@avanti-projekt.de

AAAAAVVVVVAAAAANTNTNTNTNTI-LÜBI-LÜBI-LÜBI-LÜBI-LÜBECKECKECKECKECK
c/o ALZ, Schwartauer Allee 39/41, 23554 Lübeck

luebeck@avanti-projekt.de

AAAAAVVVVVAAAAANTNTNTNTNTI-FI-FI-FI-FI-FLLLLLEEEEENNNNNSBSBSBSBSBUUUUURRRRRGGGGG
Angelburger Str. 51, 24939 Flensburg

flensburg@avanti-projekt.de

AAAAAVVVVVAAAAANTNTNTNTNTI-HAI-HAI-HAI-HAI-HANNNNNNNNNNOOOOOVEVEVEVEVERRRRR
c/o UJZ Korn, Kornstr. 28-30, 30167 Hannover

hannover@avanti-projekt.de

www.avanti-projekt.de
info@avanti-projekt.de

Kontaktadressen
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